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A. Problem 

Nach der Verordnung (EWG) Nr. 986/68 können die Mitgliedstaa- 
ten, die Magermilchpulver nach einem anderen Mitghedstaat ver- 
senden — in Abweichung von der sonst geltenden Regelung — die 
Beüiüfe für den Mitghedstaat gewähren, in dem das Magermilch- 
pulver denaturiert oder Mischfuttermitteln beigemischt wird. 

Seit Einführung der Bestimmungen im Juni 1986 haben sich ihre 
Anwendungsbedingungen erhebhch geändert, so daß die damals 
angeführten Gründe nicht mehr zutreffen. Da die KontroUregelung 
außerdem notwendigerweise aufwendiger ist, besteht eine grö- 
ßere Betrugsgefahr. Bis 1987 wurde ledighch von Itahen von der 
Sonderregelung gemäß Verordnung Gebrauch gemacht. Inzwi- 
schen wurde ihre Anwendung von drei weiteren Mitghedstaaten 
beantragt. Es besteht deshalb die Gefahr, daß sich die betreffenden 
Probleme ausweiten. 


B. Lösung 

Aussetzung der Ermächtigung, die Beihilfe in den oben angeführ- 
ten Fällen zu zahlen. 


Ablehnung im Ausschuß 
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C. Alternative 

Keine 


D. Kosten 

Es wird davon ausgegangen, daß die Maßnahme sich erstmals auf 
das Haushaltsjahr 1990 auswirkt und im EG-Haushalt zur Einspa- 
rung von 42,3 Mio. ECU/Jahr führen wird. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Verordnungsvorschlag Drucksache 11/5722 Nr. 2.8 abzuleh- 
nen. 

Bonn, den 15. März 1990 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


Müller (Schweinfurt) 

Vorsitzender 


Kalb 

Berichterstatter 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 986/68 
zur Festlegung der Grundregeln für die Gewährung von Beihilfen für Magermilch und 
Magermilchpulver für Futterzwecke 

(Von der Kommission vorgelegt) 


Begründung 


Zweck dieses Vorschlags ist die Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 986/68 zur Festlegung der 
Grundregeln für die Gewährung von Beihilfen für 
Magermilch und Magermilchpulver für Futter- 
zwecke. 

Nach Artikel 3 Abs. 1 zweiter Unterabsatz der ge- 
nannten Verordnung können die Mitghedstaaten, die 
Magemulchpulver nach einem anderen Mitghedstaat 
versenden, in Abweichung von der geltenden Rege- 
lung die Beihilfe für den Mitghedstaat gewähren, in 
dem das Magermilchpulver denaturiert oder Misch- 
futteimitteln beigemischt wird. 

Seit Einführung dieser Bestimmung im Juni 1976 ha- 
ben sich ihre Anwendungsbedingungen erhebhch ge- 
ändert, so daß die damals angeführten Gründe nicht 
mehr zutreffen. Dies gilt insbesondere für die Auswir- 


kung der betreffenden Bestimmung auf die Ausgaben 
des EAGFL. 

Da die KontroUregelung außerdem notwendigerweise 
aufwendiger ist, besteht eine größere Betrugsgefahr, 
auf jeden Fall eher als im Rahmen der normalen Rege- 
lung gemäß Verordnung (EWG) Nr. 1725/79 der Kom- 
mission. 

Bis 1987 hat ledighch Itahen von der Sonderregelung 
gemäß Verordnung (EWG) Nr. 1624/76 der Kommis- 
sion Gebrauch gemacht. Inzwischen wurde ihre An- 
wendung von drei weiteren Mitghedstaaten bean- 
tragt. Es besteht deshalb die Gefahr, daß sich die be- 
treffenden Probleme ausweiten. Aus diesem Grund 
schlägt die Kommission die Aufhebung der Anwen- 
dung von Artikel 3 Abs. 1 zweiter Unterabsatz der 
Verordnung (EWG) Nr. 986/68 vor. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzleramts vom 3. November 1989 — 121 — 680 70 — E — Ag 
1557/89. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 986/68 
zur Festlegung der Grundregeln für die Gewährung von Beihilfen für Magermilch und 
Magermilchpulver für Futterzwecke 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnimg (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27, Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnissei), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
763/802), insbesondere auf Artikel 10 Abs. 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 3 Abs. 1 zweiter Unterabsatz der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 986/68 des Rates 3), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1115/89^), kön- 
nen die Mitghedstaaten, die Magermilchpulver nach 
einem anderen Mitgliedstaat versenden, abweichend 


1) ABI. Nr. L 148 vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) ABI. Nr. L 84 vom 29. März 1989, S. 1 

3) ABI. Nr. L 169 vom 18. Juli 1968, S. 4 

4) ABI. Nr. L 118 vom 29. April 1989, S. 7 


von der geltenden Regelung die Beihilfe an Stelle des 
Mitgliedstaats auszahlen, in dem das Magermilchpul- 
ver denaturiert oder Mischfuttermitteln beigemischt 
wird. Angesichts der inzwischen eingetretenen 
Marktlage ist diese Abweichung nicht mehr erforder- 
lich. Es empfiehlt sich daher, die genannte Vorschrift 
aufzuheben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 3 Abs. 1 zweiter Unterabsatz der Verord- 
nung (EWG) Nr. 986/68 wird aufgehoben. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentli- 
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Sie güt für nach dem 31. Dezember 1989 versandtes 
Magermilchpulver. Diese Verordnung ist in allen ih- 
ren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel . . . 


Im Namen des Rates 
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Finanzbogen 

Datum: 18. September 1989 

1. 

Haushaltsposten: 2 020 

Mittelansatz: 589 Mio. ECU 

2. 

Bezeichnung des Vorhabens: Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 986/68 zur Festlegung der Grundregeln für die Gewährung von Beihilfen für Magermilch 
und Magermilchpulver für Futterzwecke 


Rechtsgrundlage: Artikel 10 Abs. 2 der VO 804/68 



4. Ziele des Vorhabens: Aussetzung der Bestimmung, derzufolge die Mitghedstaaten, die Magermilch- 
pulver nach einem anderen Mitghedstaat versenden, ermächtigt sind, die Beihilfe anstelle des Mit- 
ghedstaats auszubezahlen, in dem das Magermilchpulver denaturiert oder zu Mischfutter verarbeitet 
wird. 


5. Finanzielle Auswirkungen 

5.0. Ausgaben zu Lasten 

— des EG -Haushaltes 
(Interventionen) 

5.1. Einnahmen 

— eigene Mittel der EG 
(Abschöpfungen/Zölle) 

— im nationalen Bereich 

12-Monats- 

Periode 

Laufendes Haus- 
haltsjahr (1989) 

Kommendes Haus- 
haltsjahr (1990) 

-42,3 

Mio. ECU (B) 

— 

-41,0 

Mio. ECU (B) 

5.0.1. Vorausschau Ausgaben 

5.1.1. Vorausschau Einnahmen 

1991 

1992 

1993 

1994 

- 3,3 

Mio. ECU (B) 

- 3,3 

Mio. ECU (B) 

— 

— 


5.2. Berechnungsweise: (1990): Mio. ECU (B) 

Auswirkung der Änderung des doppelten Umrechnungskurses 

240 000 t X 600 ECU/t x (1,125-1,102) x 4 V 2 = - 1,2 

Auswirkung der zusätzhchen Auszahlungsfrist: 

240 000 t X 600 ECU/t x 1,102 (DT) x 3/12 = -39,8 


6.0. Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel vorhandene 

Mittel JA 


6.1. Finanzienmg ist möghch durch Übertragung von Kapitel zu Kapitel im laufenden Haushalt 


6.2. Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts 


6.3. Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen 


Anmerkungen: Es wird davon ausgegangen, daß die Maßnahme sich hauptsächhch auf das Haushaltsjahr 
1990 auswirkt und infolge der Änderung des durchschnitüichen doppelten Umrechnungskurses und 
— nur während der ersten zwölf Anwendungsmonate — infolge einer auf drei Monate geschätzten zusätz- 
lichen Frist bis zur Auszahlung der Beihilfe im einführenden Mitgliedstaat zu Einsparungen führt. 
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Bericht des Abgeordneten Kalb 


I. 

Der Vorschlag der EG -Kommission an den Rat wurde 
von der Frau Präsidentin mit der EG-SammeUiste vom 
17. November 1989 Drucksache 11/5722 Nr. 2.8 an 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten überwiesen. 

Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
14. Februar 1990 beraten. Bei der Vorlage geht es um 
folgendes: 

Nach der Verordnung (EWG) Nr. 986/68 können die 
Mitgliedstaaten, die Magermilchpulver nach einem 
anderen Mitghedstaat versenden, in Abweichung von 
der geltenden Regelung die Beihilfe für den Mitglied- 
staat gewähren, in dem das Magermilchpulver dena- 
turiert oder Mischfuttermittel beigemischt wird. 

Seit Einführung dieser Bestimmung im Juni 1986 ha- 
ben sich ihre Anwendungsbedingungen erheblich ge- 
ändert, so daß die damals angeführten Gründe nicht 
mehr zutreffen. Dies gilt insbesondere für die Auswir- 
kung der betreffenden Bestimmungen auf die Ausga- 
ben des EAGFL. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß die KontroUrege- 
lung notwendigerweise sehr aufwendig sei, da eine 
größere Betrugsgefahr bestünde. Bis 1987 habe ledig- 
lich Italien von der Sonderregelung gemäß der Ver- 
ordnung Gebrauch gemacht. Inzwischen hätten auch 
drei weitere andere Mitgliedstaaten ihre Anwendung 
beantragt, was die betreffenden Probleme nur aus- 
weiten würde. 


II. 

Im Ausschuß war man der einhelligen Meinung, die 
Rechtsgrundlage für die Gewährung der Beihilfe für 
Magermilchpulver zu Futterzwecken im Hersteller- 
mitgliedstaat solle beibehalten werden. 

Die ursprünglich nur für Italien mit seinen unzurei- 
chenden Verwaltungsstrukturen vorgesehene Rege- 
lung der Zahlung der Beihilfe für Magermilchpulver 
vor seiner Verarbeitung zu Futterzwecken sollte ver- 
hindern, daß überproportional lange Zahlungsverzö- 
gerungen aufgrund administrativer Probleme den 
Verbilligungseffekt aufzehren. Zwar erhalten italieni- 
sche Futtermittelhersteller den Rohstoff Magermilch- 
pulver um rund ein Drittel billiger als in anderen Mit- 
gliedstaaten, die von der Verarbeitung des Mager- 


milchpulvers bis zur Beihilfenzahlung den Verbilli- 
gungsbetrag vorfinanzieren müssen. Dieser Effekt ist 
jedoch wettbewerbsneutral. Die Vorfinanzierung des 
VerbiUigungsbetrages wird auf die Lieferanten des 
Magermilchpulvers verlagert, die somit etwaige Fi- 
nanzierungskosten im Magermilchpulverpreis wei- 
tergeben. Infolge dessen sollte die Maßnahme wegen 
der insgesamt positiven Effekte auf den Magermilch- 
pulverabsatz beibehalten werden. 

Nach Auffassung des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten würde durch die vorge- 
schlagenen Änderungen die Futtermittelwirtschaft an 
ungünstigen Standorten d. h. in Ländern mit defizitä- 
rer Magermilchpulverversorgung einseitig benachtei- 
hgt. Eine abrupte Verfahrensumstellung könnte dort 
unerwünschte irreparable Strukturveränderungen in 
der Futtermittelindustrie durch Produktionsverlage- 
rung in andere Mitgliedstaaten nach sich ziehen. 

Darüber hinaus könne dem Argument „Betrugsmög- 
hchkeiten" nicht gefolgt werden. Es liegen dafür 
keine konkreten Beweise von der Kommission vor; ein 
diesbezüglicher Bericht des Rechnungshofes wurde 
den Mitgliedstaaten bisher noch nicht zur Kenntnis 
gebracht. 

Zwar wird im Ausschuß nicht verkannt, daß die der- 
zeitige Inanspruchnahme der Regelung durch Länder 
mit ausreichender Versorgung von Magermilchpulver 
zu Futterzwecken und gut funktionierender Verwal- 
tung der dortigen Futtermittelindustrie nur kurze Zwi- 
schenfinanzierungszeiträume und damit Vorteile ver- 
schaffe. Diese könnten jedoch durch eine beschrän- 
kende Maßnahme auf Länder mit ungenügender Ver- 
sorgung an Magermilchpulver zu Futterzwecken ab- 
geschafft werden. 

Die Ablehnung erfolgte auch in der Kermtnis, daß bei 
Vorverhandlungen im Sonderausschuß „Landwirt- 
schaft" keine qualifizierte Mehrheit zugunsten der 
Vorschläge der Kommission zustande kam und daß 
das Verfahren derzeit ruht. 


III. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundestag 
die Verordnung — Drucksache 11/5722 Nr. 2.8 — in 
dieser Form abzulehnen. 


Bonn, den 14. Februar 1990 


Kalb 

Berichterstatter 
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3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Schaffung 
eines weiteren Sonderpreisthemas „Jugend und 
Soziales“ im Rahmen von „Jugend forscht“? 

Es ist nicht beabsichtigt, im Rahmen von „Jugend 
forscht“ ein weiteres Sonderpreisthema „Jugend 
und Soziales“ einzurichten. 

Eine Ausweitung des Wettbewerbs auf soziale Pro- 
jekte Jugendlicher von überwiegend praktischer 
Art wäre auch ohne eine Änderung der Satzung 
nicht möglich. Die Bundesregierung hält an dem 
bewährten Profil des Wettbewerbs „Jugend forscht“ 
fest. 


4. Wie viele Wettbewerbe gibt es auf Bundesebene, 
bei denen Jugendliche die Möglichkeit erhalten, 
sich mit Fragen der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung, des Rechtsstaates und anderen 
Grundsatzthemen auseinanderzusetzen? 


Auf Bundesebene sind insbesondere drei Wettbe- 
werbe darauf ausgerichtet, daß Jugendliche sich 
mit Fragen der freiheitlich-demokratischen Grund- 
ordnung, des Rechtsstaates und anderen Grund- 
satzthemen auseinandersetzen. Es sind dies der 
Schülerwettbewerb „Deutsche Geschichte“ um den 
Preis des Bundespräsidenten mit dem aktuellen 
Thema „Umwelt hat Geschichte“, der Schülerwett- 
bewerb zur politischen Bildung, der 1986 Themen 
zur Umwelt, zum Staatshandeln, zur Gesundheits- 
erziehung und zur deutschen Teilung stellt, sowie 
der Europäische Wettbewerb, der 1987 auf das euro- 
päische Jahr der Umwelt Bezug nimmt und die re- 
gionalen Beziehungen in Europa sowie die Auswei- 
tung der Europäischen Gemeinschaft thematisiert. 
Daneben bestehen auf Landes- und Regionalebene 
weitere Wettbewerbe, die zur Beschäftigung mit 
derartigen Fragen auffordern. Auch andere Wettbe- 
werbe auf Bundesebene bieten Möglichkeiten, sich 
mit Grundsatzthemen des gesellschaftlichen Zu- 
sammenlebens zu befassen. 

Daneben gibt es eine Reihe von Schüler-/ Jugend- 
wettbewerben zur Deutschen Frage mit wechseln- 
der spezieller Themenstellung. Sie werden neben 
den genannten bundesweiten Wettbewerben regio- 
nal-länderbezogen begrenzt ausgeschrieben. Die 
meisten dieser Wettbewerbe werden vom Bundes- 
minister für innerdeutsche Beziehungen unter- 
stützt. Das Bundesministerium für innerdeutsche 
Beziehungen stellt Informationsmaterial zur Verfü- 
gung und ist bei der Stiftung von Preisen beteiligt. 


C. Mitwirkung und Mitverantwortung 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Staats- 
bzw. Parteiverdrossenheit bei einem Teil der jun- 
gen Menschen? 


Wie stark ist die Mitarbeit junger Menschen in 
demokratischen Parteien und parteipolitischen 
Jugendorganisationen? 

In ihrer Antwort vom 15. Oktober 1986 (Bundestag 
Drucksache 10/6167) auf die Große Anfrage der 
Fraktion der SPD zur „Situation der Jugend und 
der Jugendhilfe“ hat die Bundesregierung — auch 
in Übereinstimmung mit der Enquete-Kommission 
„Jugendprotest im demokratischen Staat“ — auf die 
folgenden Entwicklungen hingewiesen: 

1, Im Verlauf der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland ist eine Verstärkung der demokrati- 
schen Orientierung junger Menschen nachzuwei- 
sen. Im Zuge dieser Entwicklung wurden die tra- 
ditionellen Formen politischer Beteiligung (Wah- 
len, Interessengruppen, Parteien) zunehmend 
durch die Bereitschaft zu „unkonventionellen“ 
Beteiligungsformen erweitert und ergänzt (Bür- 
gerinitiativen, Demonstrationen etc.). Die hohen 
demokratischen Ansprüche können bei einer 
Minderheit gepaart sein mit „ideologischem Dog- 
matismus und wenig Bereitschaft zur politischen 
Toleranz“ (Max Kaase). 

2. In den 70er Jahren scheint gegenläufig zum 
wachsenden demokratischen Bewußtsein eine 
Entfremdung zwischen einem Teil der Jugend 
auf der einen und den politischen Institutionen 
und ihren Vertretern auf der anderen Seite ein- 
getreten zu sein. Der Vertrauensverlust äußerte 
sich in einer Parteien- und Politikverdrossenheit. 
Damit korrespondierte ein verstärkter Zulauf zu 
„alternativen“ Lebens- und „unkonventionellen“ 
Partizipationsformen. 

In diese Entwicklung spielt Verschiedenes hinein: 

— Die „Politikverdrossenheit“ ist Teil einer breiter 
angelegten Distanz jüngerer Menschen gegen- 
über der Erwachsenenwelt (Alters segegration, 
Jugendzentrismus), als deren sichtbarste Reprä- 
sentanten die führenden Personen von Staat 
und Parteien erscheinen. 

— Überhöhte Erwartungen und Ansprüche junger 
Menschen, die sich an den Ankündigungen um- 
fassender Reformen und grundlegender Demo- 
kratisierung festmachten, wurden enttäuscht. 

— Berufliche Sorgen und Zukunfts ängste ließen ei- 
nen Teil der jungen Menschen an der Problem- 
lösungskompetenz der „etablierten“ Politik zwei- 
feln und minderten ihre Bereitschaft, in die be- 
stehende Gesellschaft hineinzuwachsen. 

Um diese Entfremdung zu vermindern, will die 
Bundesregierung auch weiterhin dazu beitragen, 
daß das demokratische Ideal und die politische 
Wirklichkeit stärker aneinander angenähert wer- 
den. Dazu gehört es, einer unrealistischen Idealisie- 
rung demokratischer Politik entgegenzuwirken und 
auch Enttäuschungen über die Unzulänglichkeiten 
des politischen Alltags verkraften zu können und 
sich unpopulären Wahrheiten zu stellen. Und dazu 
gehört es gleichermaßen, kritischem Bewußtsein 
und kritischem Engagement wirksame Wege der 
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Mitwirkung und der Mitbestimmung aufzuzeigen 
und anzubieten. 

Um neues Vertrauen aufzubauen, muß die Politik 
unter Beweis stellen, daß sie die bedrängenden Zu- 
kunftsprobleme einer Lösung näherbringen kann. 
Mit dem Enquete-Bericht ist die Bundesregierung 
der Auffassung, daß die Überwindung der Entfrem- 
dung „eine lange Phase vertrauensbildender Maß- 
nahmen“ benötigt. Durch die von den neueren Ju- 
gendstudien bestätigte wachsende Zuversicht jun- 
ger Menschen sieht sich die Bundesregierung in 
der Auffassung bestärkt, auf dem richtigen Weg zu 
sein. 

Die Junge Union Deutschlands gibt als Zahl ihrer 
Mitglieder 1986 ca. 250 000 (1980: 250 000) an. 1986 
geben die Jungsozialisten ihre Mitglieder zahl mit 
ca. 250 000 an (1980 ca. 320 000); die SPD gibt die 
Zahl ihrer Mitglieder bis 35 zum Stichtag 21. De- 
zember 1984 mit 204 279 an. Nach eigenen Angaben 
hatten die deutschen Jungdemokraten 1986 ca. 
15 000 Mitglieder (1980: ca. 20 000) und die Jungen 
Liberalen 1986 ca. 5 000 (1980 gegründet). 


2. Das Streben junger Menschen nach Mitwirkung 
und Mitgestaltung in Staat und Gesellschaft 
stößt oftmals an verwaltungstechnische Grenzen, 
die eigenverantwortliche Initiativen stark einen- 
gen können. 

Welchen Beitrag leistet die Bundesregierung zur 
Dezentralisierung öffentlicher Aufgaben und zur 
Entbürokratisierung der Öffentlichen Admini- 
stration? 

Ein wichtiges Mittel der Entbürokratisierung ist die 
konsequente Anwendung des Subsidiaritätsprin- 
zips. Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, deiß 
Entscheidungen von orts- und sachnahen Verwal- 
tungseinheiten getroffen werden und nicht von ei- 
nem bürgerfernen Zentralstaat ausgehen. 

Es wurden daher Maßnahmen eingeleitet mit den 
Zielen, die Gesetzgebungskompetenz der Länder zu 
stärken und — wo immer möglich — Aufgaben und 
Entscheidungskompetenz auf die unteren Verwal- 
tungseinheiten zu verlagern. Dadurch werden Betä- 
tigungsfelder und Bereitschaft engagierter Jugend- 
licher zur Mitwirkung und Mitgestaltung ausge- 
weitet. 

Das Subsidiaritätsprinzip fördert Entstaatlichung 
in der Sozial- und Gesellschaftspolitik auch in ande- 
rer Weise. Es geht darum, unmittelbar erfahrbare 
Solidarität als wichtigen Knotenpunkt des sozialen 
Netzes zu sichern. 

Dies heißt nicht: Rückzug der Politik aus ihrem Ge- 
staltungsauftrag, sondern Änderung der Mittel poli- 
tischen und administrativen Handelns. Obrigkeits- 
staatliches und bürokratisches Versorgungsverhal- 
ten des Staates muß durch Hilfeleistung zur Unter- 
stützung der Kräfte der Selbsthilfe in Familie, 
Nachbarschaft und freien Initiativen ersetzt wer- 


den. Die Bundesregierung will auf diese Weise die 
soziale Sicherheit durch mehr Mitmenschlichkeit 
und persönliche Zuwendung ergänzen. 


3. Welche Informationen hat die Bundesregierung 
darüber, ob und wie sich die Einstellung zu Recht 
und Unrecht und zum Einsatz von Gewalt zur 
Durchsetzung politischer Ziele bei den jungen 
Menschen seit den 70er Jahren geändert hat? 

Zur Einstellung zu Recht und Unrecht liegen der 
Bundesregierung in umfassender und allgemeiner 
Form keine gesicherten empirischen Erkenntnisse 
vor. Diese Einstellungen lassen sich mittels empiri- 
scher Sozialforschung nur an Fragen zu konkreten 
Sachverhalten messen. 

Die Einstellungen zum Einsatz von Gewalt zur 
Durchsetzung politischer Ziele sind zugleich ein we- 
sentlicher Teilaspekt solcher konkreter Operationa- 
lisierungen von Einstellungen zu Recht und Un- 
recht. Zu diesem Bereich liegen der Bundesregie- 
rung empirische Untersuchungen aus den 70er und 
aus den 80er Jahren vor, die allerdings nur bedingt 
vergleichbar sind, da sich mit den Protestformen 
notwendigerweise auch die Frageformulierungen 
ändern mußten. 

Im Jahre 1976 hat der Bundesminister des Innern 
bei Infratest-Wirtschaftsforschung eine Untersu- 
chung über „politischen Protest in der Bundesrepu- 
blik Deutschland“ in Auftrag gegeben. Im Rahmen 
dieser Untersuchung wurden auch 1 104 16- bis 
25jährige befragt. Aus dem Jahre 1986 wird zum 
Vergleich eine Studie im Auftrag des Bundesmini- 
sters des Innern herangezogen, in der das Mannhei- 
mer ipos-Institut u. a. 280 18- bis 24jährige zum 
gleichen Themenbereich — wenn auch nicht unbe- 
dingt mit gleicher Fragenformulierung — inter- 
viewt hat. 

Danach ergeben sich folgende Tendenzen zu Ein- 
stellungen zum Einsatz von Gewalt zur Durchset- 
zung politischer Ziele bei den jungen Menschen: 
Die Einstellung zu eher konventionellen Methoden 
zur Artikulation politischer Zielvorstellungen hat 
im Vergleich zu den 70er Jahren eher abgenommen; 
1976 waren noch rd. 94% der Befragten bereit, sich 
an einer Unterschriftensammlung zu beteiligen, in 
diesem Jahr waren es rd. 89%. An einer Bürgerin- 
itiative wollten 1976 rd. 90% teilnehmen, 1986 waren 
es rd. 77 %. 

Die Bereitschaft zu einer Teilnahme an einer ge- 
nehmigten politischen Demonstration bekundeten 
1976 77% dieses Personenkreises, 1986 waren es rd. 
66 %. 

Bei Protestformen, die teilweise die Grenzen der 
Legalität überschreiten, ist das Bild uneinheitli- 
cher: 

An einem „Boykott“ wollten sich im Jahre 1976 rd. 
47% ggf. beteiligen; 1986 antworteten auf die gleiche 
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Frage rd. 50% dieser Altersgruppe, sie würden sich 
„sicher“ oder „vielleicht“ beteiligen. 

Im Jahre 1976 waren immerhin rd. 39% der ange- 
sprochenen Altersgruppen bereit, „Verkehr mittels 
einer Demonstration zu blockieren“. 1986 bekunde- 
ten 27% der Befragten „sicher“ oder „vielleicht“ an 
einer „Blockade von öffentlichen Einrichtungen“ 
teilnehmen zu wollen. 

1976 wurden 27% ermittelt, die an einer „Besetzung 
von Fabriken oder Ämtern“ teilnehmen würden. 
1986 waren rd. 26% bereit, zur Durchsetzung ihrer 
Ziele „Baumaßnahmen durch Besetzung oder Blok- 
kade des Baugeländes, z. B. Startbahn West, Wak- 
kersdorf etc. zu verhindern“. 

Bei den eocplizit gewalttätigen Formen politischen 
Protests fanden sich 1976 5,4% dieser Altersgruppe 
bereit, „fremdes Eigentum zu beschädigen“. 1986 
waren 4,8% bereit, unter Umständen „militärische 
Einrichtungen“ zu beschädigen, bzw. 3,6% „öffentli- 
che Einrichtun'gen“ zu beschädigen. 

1976 wurde schließlich noch gefragt, ob man unter 
Umständen zur Durchsetzung seiner Zielsetzung 
zur ,Änwendung von Gewalt gegen Personen“ be- 
reit sei. Dieser Aussage stimmten 5,7 % der Alters- 
gruppe der 16- bis 25jährigen zu. 1986 ist diese Fra- 
geformulierung nicht vorgelegt worden. Bei der 
Formulierung, ob man zu einer „Teilnahme an einer 
politischen Demonstration“ bereit sei, „auch wenn 
mit Gewalt gerechnet werden muß“ sagen immer- 
hin 15% der 18- bis 24jährigen, sie wären „sicher“ 
oder „vielleicht“ dazu bereit. 

Die im Auftrag des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft im Wintersemester 1984/1985 
durchgeführte empirische Untersuchung „Studien- 
situation und studentische Orientierung“ ergab, daß 
auch die Studierenden in überwiegender Mehrheit, 
und dies in zunehmendem Maße, Überzeugungen 
vortragen, die mit den demokratischen Grundvor- 
aussetzungen konvergieren. Staatssysteme autori- 
tären wie totalitären Zuschnitts — seien sie nun 
kommunistischer oder faschistischer Prägung — 
stoßen bei der deutschen Studentenschaft kaum auf 
Zustimmung. Dies geht einher mit der eindeutigen 
Ablehnung von Gewalt. Nur 6% der Universitätsstu- 
denten und 5% der Fachhochschulstudenten stimm- 
ten der These zu, daß bestimmte Konflikte mit Ge- 
walt ausgetragen werden müßten. Hingegen wer- 
den von Studenten vor allem die Rechte des einzel- 
nen gegenüber staatlichen Regelungen und Institu- 
tionen betont, was in der Konsequenz eine höhere 
Konflikt- und Protestbereitschaft mit sich zieht, die 
jedoch keinesfalls mit einer Zunahme der Gewalt- 
bereitschaft verbunden ist; diese hat sich sogar in 
den letzten Jahren verringert. 


4. Wie stark sind die Beeinflussungsversuche extre- 
mistischer Gruppen gerade gegenüber jungen 
Menschen und welche Resonanz hat extremisti- 
sche Propaganda unter jungen Menschen im 
Bundesgebiet? 

Unter politischem Extremismus werden Bestrebun- 
gen verstanden, die gegen den Bestand der freiheit- 


lich-demokratischen Grundordnung gerichtet sind. 
Extremistische Gruppen und Organisationen versu- 
chen, besonders auch junge Menschen für ihre 
Ziele zu gewinnen. Um Jugendliche zu erreichen 
und dauerhaft an sich binden zu können, unterhal- 
ten deshalb viele extremistische Organisationen ei- 
gene Jugendverbände. 

Linksextremisten: 

Die Gesamtzahl der Mitglieder und Anhänger links- 
extremistischer Jugendorganisationen, sowohl der 
orthodoxen — d. h. moskauorientierten — Kommu- 
nisten als auch der „Neuen Linken“, d. h. derjenigen 
Linksextremisten, die nicht dem moskauorientier- 
ten Kommunismus zuzurechnen sind, liegt nach 
Abzug von Mehrfachmitgliedschaften bei etwa 
30 000. Die „Deutsche Kommunistische Partei“ 
(DKP) verfügt über drei Jugendorganisationen: 

— die „Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend“ 
(SDAJ) mit etwa 15 000 Mitgliedern, 

— den „Marxistischen Studentenbund Spartakus“ 
(MSB) mit etwa 6 000 Mitgliedern und 

— die „Jungen Roniere — Sozialistische Kinderor- 
ganisation“ (JP) mit etwa 4 000 Mitgliedern. 

Die Jugendorganisationen des orthodoxen Kommu- 
nismus geben mehr als 400 periodische Publikatio- 
nen mit einer Jahresgesamtauflage von etwa 
1,7 Mio. Exemplaren heraus. 

Orthodoxe Kommunisten steuern darüber hinaus 
eine Reihe von Firmen und Verlagen, deren Ange- 
bot an Jugendliteratur, Schallplatten, Filmen und 
Video-Kassetten ihnen Gelegenheit gibt, extremisti- 
sche Positionen zu verbreiten. Auch die Gruppen 
der „Neuen Linken“, deren Anhängerschaft sich 
überwiegend aus jungen Menschen zusammensetzt, 
geben etwa 100 periodische Schriften mit einer Jah- 
resgesamtauflage von mehr als 2 Mio. Exemplaren 
heraus. 

Von besonderer Bedeutung ist der Versuch linksex- 
tremistischer Organisationen, für ihre politischen 
Ziele bei jungen Menschen Unterstützung zu fin- 
den. Linksextremisten ist es vielfach gelungen, von 
demokratischen Jugendverbänden als Bündnispart- 
ner, z. B. im „Friedenskampf“ und im Kampf gegen 
den Bau und Betrieb von Kernkraftwerken aner- 
kannt zu werden. So arbeiten z. B. Mitglieder links- 
extremistischer Jugend- und Studentenorganisatio- 
nen in organisatorischen Gremien der „Friedensbe- 
wegung“ als gleichberechtigte Partner mit. 

Demokratische Jugendverbände sind auch Ziel 
kommunistischer Infiltrationsbemühungen. In eini- 
gen haben orthodoxe Kommunisten bis in die Lei- 
tungen Vordringen können. SDAJ-Mitglieder sind 
seit Jahren in Landes Schülervertretungen tthd in 
Gliederungen der „Deutschen Jugendpresse e. V.“ 
tätig. Auch in die Bundesschülervertretung wurden 
sie gewählt. Die SDAJ ist Mitglied in zahlreichen 
Stadt- und Kreisjugendringen sowie in drei Landes- 
jugendringen. (Vgl. Verfassungsschutzbericht 1985. 
Herausgegeben vom Bundesminister des Innern 
1986, S. 74 f.). 
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Über besondere Möglichkeiten der Einflußnahme 
verfügen linksextremistische und linksextremi- 
stisch beeinflußte Organisationen in den Studen- 
tenvertretungen an den Hochschulen. 

So hatten Ende 1985 von 44 staatlichen wissen- 
schaftlichen Hochschulen mit der Vertretungsform 
der verfaßten Studentenschaft (in allen Ländern 
außer Baden-Württemberg und Bayern) 39 Hoch- 
schulen Studentenparlamente, in denen Mitglieder 
von linksextremistischen oder linksextremistisch 
beeinflußten Organisationen vertreten waren; in 
vier Studentenparlamenten hatten sie die absolute 
Mehrheit. Ihr Anteil an den Mandaten insgesamt 
betrug mehr als 29%. Darüber hinaus waren Mit- 
glieder von linksextremistischen und linksextremi- 
stisch beeinflußten Organisationen in insgesamt 23 
von 43 allgemeinen Studentenausschüssen (ASten) 
vertreten; drei ASten waren ausschließlich von ih- 
nen besetzt, in sieben weiteren hatten sie die abso- 
lute Mehrheit. Ihr Sitzanteil in den ASten insge- 
samt betrug ca. 30%. Im Vorstand der „Vereinigten 
Deutschen Studentenschaft“ (VDS) stellen sie zwei 
von drei Vertretern. Damit sind linksextremistische 
und linksextremistisch beeinflußte Organisationen 
in den Studentenvertretungen überrepräsentiert. 

Ein wesentlicher Grund für die Divergenz mit den 
insgesamt verbreiteten demokratischen Grund- 
einstellungen innerhalb der Gesamtstudenten- 
schaft (vgl. Antwort zu C 3) ist in der geringen Be- 
teiligung an den Wahlen zu den Studentenvertre- 
tungen zu erblicken, die in der Regel nicht mehr als 
25% beträgt. 

Rechtsextremisten: 

Die Mitgliederzahl rechtsextremistischer Jugend- 
gruppen liegt bei 1 000 bis 1 200. Der bemerkens- 
werteste Versuch von Rechtsextremisten zur Wer- 
bung neuer Mitglieder in den letzten Jahren war 
die „Schüler zeitungsoffensive“ der „Jungen Natio- 
naldemokraten“ (JN), Jugendorganisation der „Na- 
tionaldemokratischen Partei Deutschlands“ (NPD). 
Dabei wurden im Laufe des Jahres 1981 von den 
„Jungen Nationaldemokraten“ rund zwei Dutzend 
Schüler- und Jugendzeitschriften herausgebracht, 
die sich jeweils auf regionale bzw. örtliche Bereiche 
beschränkten. Die meisten dieser Blätter stellten 
ihre Aktivitäten bald nach ihrem ersten Erscheinen 
wieder ein, teils wegen Desinteresses des jugendli- 
chen Adressatenkreises, teils wegen fehlender fi- 
nanzieller Mittel und mangels Initiative und Aus- 
dauer der Redakteure. 1982 konnten nur noch zwölf 
mehr oder weniger regelmäßig erscheinende Zei- 
tungen festgestellt werden. 1983 waren es nur noch 
fünf. Seit 1984 bemühen sich die „JN“ an Stelle der 
regionalen Zeitschriften eine „Bundesschülerzei- 
tung“ herauszubringen. Das bisherige Ergebnis war 
die einmalige Herausgabe einer amateurhaft aufge- 
machten Zeitschrift namens „Komet“ Mitte 1985. 
Die Auflage wurde im Impressum mit 110 000 
Exemplaren angegeben. Diese Zahl ist weit über- 
höht. 

Bei jugendlichen Randgruppen wie gewalttätigen 
Skinheads bzw. Fußballfans findet rechtsextremi- 


stische Propaganda eine meist nur oberflächliche 
Resonanz. Sie äußert sich z. B. in der provokativen 
Verwendung neonazistischer Symbole und Parolen 
und in gelegentlichen Beschützer- und Handlanger- 
diensten für rechtsextremistische Gruppen. Dieser, 
von jeder Verankerung im demokratischen Wertge- 
füge abgehobene, häufig blindwütige Aktionismus 
verweist darauf, wie notwendig es ist, auch in die- 
sen Gruppen von Minderheiten ein positives Ver- 
hältnis zur freiheitlich-demokratischen Grundord- 
nung zu stiften. Mehrere sog. „Fan-Projekte“ haben 
sich in dieser Szene mit Unterstützung der Bundes- 
regief-ung dieser Aufgabe modellhaft angenom- 
men. 

Hinsichtlich der Frage der Resonanz extremisti- 
scher Propaganda muß unterschieden werden zwi- 
schen der tatsächlichen Übernahme extremisti- 
scher Orientierungen und Einstellungen und der 
Art und Weise des Umgangs mit extremistischen 
Gruppen und Organisationen. 

Es gibt deutliche Unterschiede im Umgang demo- 
kratischer Jugendverbände und Gruppen mit 
rechts- oder linksextremistischen Organisationen 
und ihren Vertretern. Rechtsextremistische Bestre- 
bungen erfahren eine so grundsätzliche Ablehnung, 
daß sich auch jede Form der Zusammenarbeit ver- 
bietet. Dagegen ist auch bei jungen Menschen eine 
zunehmende Bereitschaft festzustellen, in Protest- 
bewegungen und bei Kampagnen mit Linksextre- 
misten zusammenzuarbeiten. Die Bundesregierung 
würde es begrüßen, wenn sich bei Deniokraten eine 
entschiedene Ablehnung der Zusammenarbeit mit 
Linksextremisten ebenso durchsetzen würde, wie 
dies gegenüber Rechtsextremisten selbstverständ- 
lich und seit Jahren der Fall ist. 

Die Resonanz extremistischer Propaganda insge- 
samt erscheint jedoch, wenn man die Entwicklung 
der Mitgliederzahlen extremistischer Organisatio- 
nen und die Wahlergebnisse entsprechender Par- 
teien betrachtet, gering. 


D. Jugend, Bundeswehr und Zivildienst 

1. Viele junge Männer leisten durch ihren Dienst in 
der Bundeswehr einen Beitrag zur Sicherung des 
Friedens und der Freiheit in Europa. 

Welche Maßnahmen erachtet die Bundesregie- 
rung für notwendig, um im Bereich der Wehrge- 
rechtigkeit Fortschritte zu erzielen? Welche Mög- 
lichkeiten sieht die Bundesregierung, die noch 
hohe Zahl derjenigen, die weder Wehr- noch Er- 
satzdienst leisten, zu verringern? 

In der Vergangenheit haben von den wehrpflichti- 
gen Männern pro Jahrgang nur jeweils 60 bis 65% 
Dienst als Soldat, als Zivildienstleistender, bei Poli- 
zei, BGS, im Zivil-/Katastrophenschutz oder im Ent- 
wicklungsdienst geleistet. Bis zu 25% eines Jahr- 
gangs waren nicht wehrdienstfähig, bis zu 15% wur- 
den aufgrund einer gesetzlichen Wehrdienstaus- 
nahme oder eines administrativen Einberufungs- 
hindernisses nicht zum Wehr- oder Zivildienst her- 
angezogen. Allerdings haben auch in der Vergan- 
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genheit jeweils nur 1 bis 2% eines Jahrgangs trotz 
Verfügbarkeit mangels Bedarf oder Eignung keinen 
Wehrdienst geleistet. 

Durch das Gesetz zur Verbesserung der Wehrge- 
rechtigkeit und Verlängerung der Dauer des Grund- 
wehrdienstes sowie durch administrative Maßnah- 
men wurde in der Zwischenzeit sichergestellt, daß 
in Zukunft ein erheblich höherer Anteil einen 
Dienst leisten wird. Die Planung sieht vor, daß nach 
Verlängerung des Grundwehrdienstes im Jahre 
1989 der Anteil derer, die einen Dienst zu leisten 
haben, erhöht wird; die Umstellung geht planmäßig 
vor sich. So hat sich nach schrittweiser Änderung 
der Tauglichkeits- und Anforderungskriterien der 
Anteil der Wehrdienstfähigen bei den jüngeren 
Jahrgängen bereits um rund 5 Prozentpunkte er- 
höht. Ab 1988 werden auch die Verheirateten wie- 
der einberufen werden. Für den auch in der Zu- 
kunft nicht zu einem Dienst heranziehbaren Anteil 
eines Jahrgangs gilt, daß entweder ein zwingender 
gesetzlicher Hinderungsgrund die Einberufung ver- 
bietet oder daß der Dienst nicht ohne gesundheitli- 
che Gefährdung für den Wehrpflichtigen oder ohne 
Schaden für die Einsatzbereitschaft der Streit- 
kräfte geleistet werden könnte. 

Daß trotz der bereits eingeleiteten Maßnahmen in 
der Öffentlichkeit noch immer der Eindruck vor- 
herrscht, Wehrgerechtigkeit sei noch nicht so weit 
wie möglich verwirklicht, hat seinen Grund darin, 
daß die Jahrgänge immer noch so stark sind, daß 
ein erheblicher Teil der Gemusterten erst längere 
Zeit nach der Musterung einberufen werden kann. 
Alle diese vorerst nicht Einberufenen werden je- 
doch später zum Grundwehrdienst herangezogen 
werden. Ein deutlicher Abbau des hohen Bestandes 
an zunächst nicht Einberufenen wird ab Ende der 
80er Jahre erfolgen können, da erst dann das Auf- 
kommen an jungen Wehrdienstfähigen nicht mehr 
den Bedarf der Streitkräfte deckt. Es wird dann für 
rund ein Jahrzehnt durch den kontinuierlichen Ab- 
bau des Bestandes an Zurückgestellten ein wichti- 
ger Beitrag zur Sicherung des Friedensumfangs der 
Streitkräfte geleistet werden. Nur durch diese Pla- 
nung war die Verlängerung der Dauer des Grund- 
wehrdienstes in den 90er Jahren auf 18 Monate zu 
beschränken. 

Zur Verbesserung der Wehrgerechtigkeit im Be- 
reich des Zivildienstes ist schon mit der Reform des 
Rechts der Kriegsdienstverweigerung vor über zwei 
Jahren ein entscheidender Schritt getan worden. 
Das neue Recht hat nämlich die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, daß der bis Ende 1983 entstan- 
dene Rückstau von über 100 000 unerledigten Aner- 
kennungsanträgen nicht weiter anstieg, sondern zü- 
gig abgebaut werden konnte. Kriegsdienstverweige- 
rer aus Gewissensgründen werden seitdem inner- 
halb von wenigen Wochen nach Stellung ihres An- 
trags anerkannt und anschließend ohne Verzöge- 
rung zum Zivildienst einberufen. 

In den letzten Jahren wurde die Zahl der Zivil- 
dienstplätze stark erhöht (von rd. 50 000 Ende 1982 
auf bisher rd. 75 000). Damit wurde erreicht, daß 
auch in den ersten Jahren nach Inkrafttreten der 
Reform, in denen die Zahl der Zivildienstpflichtigen 


durch den Abbau des Antragsstaus erheblich ange- 
stiegen ist, jeder anerkannte Kriegsdienstverweige- 
rer ohne Wartezeit zum Zivildienst einberufen wer- 
den kann. Die Zivildienstplätze sind unter dem Ge- 
sichtspunkt der Gleichbelastung aller Wehrpflichti- 
gen daraufhin überprüft worden, ob sie den durch- 
schnittlichen Belastungen der auf Grund der Wehr- 
pflicht Wehrdienst leistenden Soldaten entspre- 
chen. Neue Plätze für Verwaltungstätigkeiten wer- 
den nicht mehr anerkannt, vorhandene Zivildienst- 
plätze in diesem Bereich nur noch mit solchen Zivil- 
dienstpflichtigen besetzt, die aus gesundheitlichen 
Gründen in ihrer Belastbarkeit eingeschränkt 
sind. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung Zeit, Umfang 
und Qualität der politischen Bildung während 
des Grundwehrdienstes? 

1. Der Staatsbürger in Uniform ist das Leitbild, das 
seit Bestehen der Bundeswehr das Selbstver- 
ständis ihrer Soldaten prägt. Die politische Bil- 
dung in den Streitkräften hat auf der Grundlage 
des § 33 Soldatengesetz die Aufgaben, Kennt- 
nisse zu vermitteln, Zusammenhänge aufzuzei- 
gen und Urteilsfähigkeit zu ermöglichen. Um 
diese Ziele zu erreichen, reiht sich die Bundes- 
wehr mit ihren Bildungsbemühungen in den ge- 
samten Prozeß politischer Bildung ein, den der 
männliche Staatsbürger bis zu seiner Einberu- 
fung erlebt. Bereits in der Zeit vor der Einberu- 
fung zum Grundwehrdienst haben die jungen 
Soldaten politisch-soziale Orientierungen und 
Persönlichkeitsstrukturen entwickelt, auf die die 
Bundeswehr nur in eingeschränktem Maße ein- 
wirken kann. Mängel der politischen Bildungsar- 
beit wirken bis in den nur relativ kurzen Zeit- 
raum hinein, den der Wehrpflichtige während 
des 15monatigen Grundwehrdienstes in den 
Streitkräften verbringt. Der politischen Bildung 
in der Bundeswehr sind Grenzen gesetzt, die sich 
aus der Vorbildung und dem Engagement der 
Soldaten ergeben und die durch die Rahmenbe- 
dingungen zur Durchführung der politischen Bil- 
dung in den Streitkräften gesetzt werden. 

Die mit der politschen Bildung beauftragten Vor- 
gesetzten klagten häufig über 

— den unterschiedlichen Bildungsstand der Sol- 
daten 

— die mangelhafte Vorbildung aus Elternhaus, 
Schule und dem beruflichen Bildungsbereich 

— zu geringes Interesse am politischen Gesche- 
hen und der Mitwirkung an politischen Ent- 
scheidungsprozessen. 

2. Politische Bildung in den Streitkräften wird ver- 
wirklicht 

— im staatsbürgerlichen Unterricht 

— durch das tagtägliche Verhalten der Vorge- 
setzten im militärischen Alltag. 

Die Praxis der politischen Bildungsarbeit zeigt, 
daß das aus den militärischen Ausbildungsgebie- 
ten gewohnte Lehrverhalten auch im staatsbür- 
gerlichen Unterricht praktiziert wird. Die Prinzi- 
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pien der politischen Bildung als Erwachsenenbil- 
dung sind noch nicht überall bekannt 

Zur Verbesserung dieser Situation wird am Zen- 
trum für innere Führung zur Zeit ein Modell- 
Lehrgang entwickelt, der die Didaktik und Me- 
thodik politischer Erwachsenenbildung stärker 
in den Vordergrund stellen wird. 

Die staatsbürgerliche Unterrichtung während 
des Grundwehrdienstes umfaßt mindestens 
60 Stunden. Sie wird ergänzt durch Unterrichts- 
einheiten, die die Vorgesetzten zur Truppeninfor- 
mation aus aktuellem Anlaß ansetzen. Neben den 
im Unterricht zu vermittelnden Lerninhalten, die 
in fünf Themenkreise gegliedert sind, soll der 
Soldat die Werte und die Verteidigungswürdig- 
keit unserer freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung im dienstlichen Alltag erleben. 
Menschenführung und politische Bildung sind 
daher nicht voneinander trennbar. Die Vorge- 
setzten auf allen Ebenen bemühen sich, die ab- 
strakten Ziele und Wertsetzungen der Verfas- 
sung mit konkreten Inhalten zu füllen. Für diese 
Aufgabe stehen ihnen qualitativ verbesserte Aus- 
bildungsunterlagen und Unterrichtsmedien zur 
Verfügung. 

3. Durch eine verbesserte pädagogische Anleitung 
der Ausbilder wird eine fundierte Grundlage zur 
Unterrichtung der Soldaten gelegt. 

Die intensive Zusammenarbeit mit den freien 
Trägern der politischen Erwachsenenbildung 
gibt der Unterrichtspraxis Impulse und Anregun- 
gen. Politische Bildung in den Streitkräften steht 
in Konkurrenz zu den anderen notwendigen Aus- 
bildungsgebieten, die der Erfüllung des militäri- 
schen Auftrages dienen. Ihr Erfolg ist — im Ge- 
gensatz zu anderen Gebieten — nicht meßbar, 
daher ist eine Aussage zu ihrer Qualität nur rela- 
tivierend möglich. 

4. Zivildienstleistende werden nach §§ 25a und 36a 
des Zivildienstgesetzes sowohl im Rahmen ihres 
Einführirngsdienstes als auch in besonderen Ver- 
anstaltungen des Bundesamtes für den Zivil- 
dienst über staatsbürgerliche Fragen unterrich- 
tet. 

Im Jahre 1986 nehmen im Rahmen ihres Einfüh- 
rungsdienstes annähernd 22 000 Zivildienstlei- 
stende an diesen Veranstaltungen teil, die fast 
ausschließlich an den 15 Zivildienstschulen in 
über 240 Lehrgängen stattfinden. 

Daneben werden voraussichtlich rund 10 800 Zi- 
vildienstleistende an den ca. 470 besonderen Ver- 
anstaltungen über staatsbürgerliche Fragen teil- 
nehmen. 

Der Zivildienstleistende soll in den mit den Mit- 
teln der Erwachsenenpädagogik gestalteten Ver- 
anstaltungen sein Wissen über unsere Gesell- 
schafts-, Staats-, und Wirtschaftsordnung ergän- 
zen und vertiefen. Er soll sich dabei mit den 
Bedingungen und Möglichkeiten auseinanderset- 
zen, die ihm als Staatsbürger selbständiges poli- 
tisches Urteilen und Handeln ermöglichen. Für 
diesen Unterricht stehen sowohl im Einführungs- 
dienst als auch in den gesonderten Seminaren 


derzeit in der Regel zwei Tage zur Verfügung. 
Daneben werden auch längere Seminarzeiten bis 
zu fünf Tagen erprobt. In diesem Unterrichtsbe- 
reich sind 38 hauptamtliche und ca. 130 neben- 
amtliche akademisch gebildete Dozenten einge- 
setzt. 

Derzeit erarbeitet eine Arbeitsgruppe des 
BMJFFG unter Beteiligung von Sachverständi- 
gen aus dem Hochschulbereich und der politi- 
schen Erwachsenenbildung neue Grundsätze für 
diesen Unterrichtsbereich. Durch eine straffere 
Orientierung an den Grundwerten und Grund- 
problemen einer demokratischen Gesellschafts- 
ordnung soll in Zukunft die Unterrichtsqualität 
weiter verbessert werden. 


E. Jugend, Arbeit und berufliche Ausbildung 

1. Wie hat sich die Arbeitslosigkeit bei Jugendli- 
chen und jüngeren Arbeitnehmern seit 1982 ent- 
wickelt? 

Die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen unter 
20 Jahren und die Arbeitslosenquote für diese Al- 
tersgruppe haben sich im Bundesgebiet seit 1982 
wie folgt entwickelt: 




Verände- 

Arbeitslosenquote 

Jahres- 

durchschnitt 

Anzahl 

rung 
gegen- 
über 
Vorjahr 
in % 

Jugend- 

liche 

unter 

20 

Jahren 

zum Ver- 
gleich: 

alle 

Alters- 

gruppen 

1982 

165 032 

+ 47,8 

7,7 

7,5 

1983 .......... 

192 238 

+ 16,5 

9,1 

9,1 

1984 

166 182 

-13,6 

7,9 

9J 

1985 

158 999 

- 4,3 

8,1 

9,3 

1986 





Januar 

167 244 

- 1.2 

8,5 

10,4 

Februar 

163 283 

- 3,4 

8,3 

10,4 

März 

153 389 

- 3,5 

7,8 

9,8 

April 

129 926 

- 6,9 

6,6 

9,0 

Mai 

117 855 

- 8,3 

6,0 

8,5 

Juni 

125 037 

-10,2 

6,4 

84 

Juli 

150 408 

-10,7 

7,7 

8,6 

August 

159 097 

-12,5 

8,1 

8,5 

September 

150 748 

-13,4 

7,7 

8,2 

Oktober 

135 305 

-15,1 

6,9 

8,1 


Danach hat sich die Arbeitsmarktsituation für die 
unter 20jährigen seit 1984 deutlich entspannt; sie 
sind seitdem nur noch unterdurchschnittlich von 
Arbeitslosigkeit betroffen. 

Die Entwicklung der Monatszahlen im einzelnen ist 
in der Übersicht auf S. 59 des Anhangs dargestellt. 
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Daraus ergibt sich, daß seit November 1983 die Ar- 
beitslosenquote für die unter 20jährigen nur noch in 
einem einzigen Monat, nämlich im September 1985, 
leicht über der Arbeitslosenquote für alle Alters- 
gruppen lag. 

Die Zahl der 20- bis 24jährigen Arbeitslosen wird 
von der Bundesanstalt für Arbeit jeweils zum Quar- 
talsende erhoben, so daß die Gesamtzahl der jünge- 
ren Arbeitslosen nur zu diesen Stichtagen verfüg- 
bar ist; die Entwicklung seit 1982 ergibt sich aus der 
folgenden Übersicht: 



Arbeitslose unter 25 Jahre 

Zum 

Vergleich; 
Arbeits- 
losen- 
quote 
für alle 
Alters- 
gruppen 

Anzahl 

Verände- 
rung 
gegen- 
über 
Vorjahr 
in % 

Arbeits- 

losen- 

quote 

1982 





März 

397 717 


7ft 

7,6 

Juni 

364 350 

^634 

7,0 

6ft 

September*) , . 

551 146 

+ 47 ft 

lOft 

7,5 

Dezember 

530 487 

+ 47 ft 

104 

9,1 

1983 





März 

566 806 

+ 42ft 

10,8 

9,8 

Juni 

503 293 

-1- 384 

9ft 

84 

September*) . . 

623 334 

+ 13J 

11 ft 

8,6 

Dezember 

554 226 

-h 4ft 

lOft 

9,5 

1984 





März 

609 183 

-h 7,5 

11,6 

9,6 

Juni 

502 409 

~ Oft 

9,6 

8,5 

September*) . . 

582 380 

- 6ft 

11,1 

8,6 

Dezember 

572 677 

+ 3ft 

10,9 

94 

1985 





März 

594 357 

- 24 

11 ft 

10,0 

Juni 

504 645 

04 

9ft 

8,7 

September 

540 185 

- 7ft 

104 

8,7 

Dezember 

565 343 

- Ift 

lOft 

9,4 

1986 





März 

570 188 

- 44 

104 

9,8 

Juni 

459 006 

- 9ft 

8ft 

8,4 

September 

487 731 

- 9,7 

94 

8,2 


*) Ergebnisse der Sondererhebungen der Bundesanstalt 
für Arbeit. 


2. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung er- 
griffen oder eingeleitet, um die Jugendarbeitslo- 
sigkeit abzubauen? 

Die Beschäftigungssituation junger Menschen ver- 
bessert sich, wenn sich das Gesamtniveau der Be- 


schäftigung erhöht. Dies ist auch die Erfahrung des 
gegenwärtigen wirtschaftlichen Aufschwungs. Die 
allgemeinen Maßnahmen der Beschäftigungspolitik 
sind daher zugleich die wichtigsten Meißnahmen 
zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit Vor al- 
lem mehr Investitionen und stärkeres wirtschaftli- 
ches Wachstum sind die Grundvoraussetzungen für 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze und damit zur 
Überwindung der Arbeitsmarktprobleme auch jun- 
ger Menschen. Die Bundesregierung hat durch ihre 
Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik die Rahmen- 
bedingungen für wirtschaftliches Wachstum und 
damit die Beschäftigungschancen nachhaltig ver- 
bessert. 

Zur weiteren Verbesserung der Beschäftigungssi- 
tuation und Verringerung der Arbeitslosigkeit be- 
darf es zusätzlicher, vielfältiger Maßnahmen, um 
am Arbeitsmarkt ein höheres Maß an Flexibilität 
zu erreichen. In erster Linie sind dabei die Tarif- 
partner, die Unternehmen und Verwaltungen gefor- 
dert, Arbeitszeitwünsche der Arbeitnehmer und be- 
triebliche Erfordernisse besser und sozialverträg- 
lich miteinander in Einklang zu bringen. Mit dem 
Vorruhestandsgesetz, das unter anderem eine er- 
leichterte Erfüllung der Wiederbesetzungspflicht 
durch Beschäftigung Jugendlicher vorsieht, und 
dem Beschäftigungsförderungsgesetz, das unter an- 
derem die verbesserte arbeitsrechtliche Absiche- 
rung der Teilzeitarbeit und die Möglichkeit vor- 
sieht, unter erleichterten Voraussetzungen befri- 
stete Arbeitsverträge abzuschließen, hat der Ge- 
setzgeber dazu wichtige Hilfestellungen geleistet. 

Einen bedeutenden Beitrag zur Erhöhung der Ar- 
beitsmarktchancen junger Menschen leistet die Be- 
rufsbildungs- und Arbeitsmarktpolitik. 

Junge Menschen ohne abgeschlossene Berufsaus- 
bildung sind von Arbeitslosigkeit besonders stark 
betroffen. Die durchschnittliche Dauer ihrer Ar- 
beitslosigkeit ist außerdem länger als die von beruf- 
lich Qualifizierten. Die berufliche Qualifizierung 
von Jugendlichen ist daher der beste Schutz vor 
Arbeitslosigkeit. Berufliche Qualifizierung vermin- 
dert das Risiko, arbeitslos zu werden und trägt dazu 
bei, daß Arbeitslose leichter wieder beruflich einge- 
gliedert und bestimmte Personengruppen nicht ein- 
seitig durch Arbeitslosigkeit belastet werden. Des- 
halb unternimmt die Bundesregierung große An- 
strengungen, jedem Jugendlichen eine berufliche 
Qualifizierung zu ermöglichen. Benachteiligte Ju- 
gendliche werden durch beruf svorbereitende Maß- 
nahmen an eine berufliche Ausbildung herange- 
führt. Jedem Arbeitslosen wird das Angebot ge- 
macht, Zeiten unvermeidbarer Arbeitslosigkeit zur 
Erhöhung der beruflichen Qualifikation und damit 
zur Verbesserung der Vermittlungschancen zu nut- 
zen. Um die Zahl der Teilnehmer an beruflichen Bil- 
dungsmaßnahmen zu erhöhen, wurde das Instru- 
mentarium des Arbeitsförderungsgesetzes weiter- 
entwickelt, vor allem wurden Anreize, an berufli- 
chen Bildungsmaßnahmen teilzunehmen, erhöht. 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen wurden ausgewei- 
tet und mehr als bisher mit Maßnahmen der beruf- 
lichen Qualifizierung verbunden. 


15 



Drucksache 10/6732 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Durch die 7. Novelle zum Arbeitsförderungsgesetz, 
die am 1. Januar 1986 in Kraft getreten ist, wurde 
die Förderung der beruflichen Bildung junger Men- 
schen im einzelnen durch folgende Maßnahmen 
verbessert: 

— Arbeitnehmer bis zum 25. Lebensjahr, die einen 
Vollzeitarbeitsplatz suchen, können bei Teil- 
nahme an einer Teilzeitbildungsmaßnahme und 
gleichzeitiger Teilzeitbeschäftigung ein Teil-Un- 
terhaltsgeld erhalten. 

— Auch bei befristeten Arbeitsverhältnissen kann 
ein Einarbeitungszuschuß gewährt werden. 

— Für Berufsanfänger nach abgeschlossener Aus- 
bildung wird bei Teilnahme an einer Bildungs- 
maßnahme das Unterhaltsgeld nach 75% statt 
bisher 50 % des erzielbaren Tariflohns bemes- 
sen. 

— Für Teilnehmer an berufsvorbereitenden Maß- 
nahmen können die Kosten für Fahrten, Lern- 
mittel und Arbeitskleidung ohne Anrechnung 
von Einkommen übernommen werden. 

— Anspruch auf Unterhaltsgeld oder Übergangs- 
geld bei Teilnahme an einer beruflichen Fortbil- 
dungs- oder Umschulungsmaßnahme erhalten 
auch junge Arbeitnehmer, die eine der betriebli- 
chen Ausbildung gleichgestellte außerbetriebli- 
che Ausbildung abgeschlossen haben. 

— Das Unterhaltsgeld wird für Teilnehmer an be- 
ruflichen Bildungsmaßnahmen mit bestimmten 
Familienpflichten von 70 % auf 73 % des Bemes- 
sungsentgelts und für die übrigen Teilnehmer 
von 63 % auf 65 % erhöht. 

— Auf Förderung durch Unterhaltsgeld-Darlehen, 
vor allem bei beruflichen Aufstiegsmaßnahmen, 
wird ein Rechtsanspruch eingeräumt. 

— Arbeitslose, die Arbeitslosengeld oder Arbeitslo- 
senhilfe beziehen, erhalten während der Teil- 
nahme an einer beruflichen Bildungs- oder Re- 
habilitationsmaßnahme Unterhalts- oder Über- 
gangsgeld in Höhe der vorher bezogenen Lei- 
stungen, wenn sonst kein Anspruch auf Unter- 
haltsgeld oder Übergangsgeld besteht. 

Außerdem wurden die Beschäftigungsmöglichkei- 
ten für Arbeitslose durch die 7. AFG-Novelle durch 
folgende Maßnahmen verbessert: 

— Eingliederungsbeihilfe für schwervermittelbare 
Arbeitslose kann bis zu zwei J ahren statt bisher 
bis zu einem Jahr geleistet werden. 

— Arbeitslose, die eine Form selbständiger Be- 
schäftigung anstreben, können in den ersten 
drei Monaten der Existenzgründung ein Über- 
brückungsgeld in Höhe des zuvor bezogenen Ar- 
beitslosengeldes oder der Arbeitslosenhilfe zur 
Einkommenssicherung erhalten. 

Die aus Mitteln des Bundes finanzierten Sonder- 
maßnahmen für arbeitslose Jugendliche nach dem 
Bildungsbeihilfengesetz wurden erweitert und die 
Geltungsdauer des Bildungsbeihilfengesetzes bis 
Ende 1992 verlängert. Gefördert werden unter ande- 


rem Maßnahmen zur Vorbereitung auf den nach- 
träglichen Erwerb des Hauptschulabschlusses, zur 
Verbesserung der Deutsch- und Mathematikkennt- 
nisse sowie berufsvorbereitende Maßnahmen zur 
Vermittlung oder Erweiterung beruflicher Kennt- 
nisse und Fertigkeiten. Aufgrund des Ersten Geset- 
zes zur Änderung des Bildungsbeihilfengesetzes 
können seit Juni 1984 — in Abhängigkeit vom Ein- 
kommen der Eltern — auch arbeitslose Jugendli- 
che, die noch nicht mindestens vier Monate bei- 
tragspflichtig beschäftigt waren, gefördert werden. 
Mit Wirkung vom 1. Januar 1986 wurde der Kreis 
der förderungsberechtigten Jugendlichen durch An- 
hebung der Altersgrenze vom 22. auf das 25. Le- 
bensjahr erweitert. 

Die Bundesregierung hat gemeinsam mit der Bun- 
desanstalt für Arbeit dafür Sorge getragen, daß die 
Möglichkeiten des Arbeitsförderungsgesetzes auch 
voll zugunsten der arbeitslosen Jugendlichen aus- 
geschöpft werden. Die Arbeitsmarktpolitik leistet in 
bisher noch nicht erreichtem Maß einen Beitrag zur 
Erhöhung der Arbeitsmarktchancen gerade junger 
Menschen: 

— 1985 erhielten über 175 000 Jugendliche aus ein- 
kommensschwachen Familien Berufsausbil- 
dungsbeihilfen zur Sicherung ihres Lebensun- 
terhalts während der Ausbildung oder der Teil- 
nahme an berufsvorbereitenden Meißnahmen. 

— Im Berichtsjahr 1984/85 (1. Oktober bis 30. Sep- 
tember) nahmen 75 400 junge Menschen an be- 
rufsvorbereitenden Maßnahmen der Bundesan- 
stalt für Arbeit teil (einschließlich Sondermaß- 
nahmen für Behinderte); das sind 58 % mehr als 
1981/82. 

— 1985 sind insgesamt 120 500 junge Menschen un- 
ter 25 Jahren in Maßnahmen zur beruflichen 
Fortbildung, Umschulung und betrieblichen Ein- 
arbeitung eingetreten; das sind 58,5 % mehr als 
im Jahre 1982. 

— 1985 wurde für rund 11 500 arbeitslose Jugendli- 
che, die an berufsvorbereitenden Maßnahmen 
nach dem Bildungsbeihilfengesetz teilnahmen, 
eine Bildungsbeihilfe bewilligt (-1-12,0% gegen- 
über 1983). 

— 1985 waren jahresdurchschnittlich 30 000 Arbeit- 
nehmer unter 25 Jahren in Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen (ABM) beschäftigt; das sind 275% 
mehr als im Jahre 1982. 

— Rund 11 600 Jugendliche unter 25 Jahren haben 
1985 durch eine Eingliederungsbeihilfe an den 
Beschäftigungsbetrieb einen Arbeitsplatz erhal- 
ten. 

Aufgrund der 7. AFG-Novelle sowie der von der 
Bundesregierung gemeinsam mit der Bundesan- 
stalt für Arbeit und der Wirtschaft eingeleiteten 
Qualifizierungsoffensive wird die Zahl der geförder- 
ten Teilnehmer an Bildungsmaßnahmen und Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen im Jahre 1986 weiter 
ansteigen. 

Nicht zuletzt auch wegen der günstigen Auswirkun- 
gen der betrieblichen Berufsausbildung im Rahmen 
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des dualen Systems auf die Vermeidung von Ju- 
gendarbeitslosigkeit war die Politik der Bundesre- 
gierung vor allem darauf gerichtet, die Bedingun- 
gen zur Erhöhung des Angebots an betrieblichen 
Berufsausbildungsplätzen zu verbessern. Die von 
der Bundesregierung verfolgte Politik der Verbes- 
serung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
hat es den Unternehmen erleichtert, zusätzliche 
Ausbildungsplätze anzubieten. Hinzu kamen der 
Abbau vermeidbarer Ausbildungshemmnisse sowie 
ausbildungsfördernde Regelungen in Gesetzen und 
Verordnungen. Aufgrund der gemeinsamen An- 
strengungen aller an der Berufsbildung Beteiligten 
konnte die Zahl der jährlich neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge von 1982 bis 1985 um rund 
66 000 gesteigert werden; im Berichtsjahr 1984/85 
wurden 697 000 Ausbildungsverhältnisse neu abge- 
schlossen. 

Die Bundesregierung hat das Programm des Bun- 
desministers für Bildung und Wissenschaft für die 
Förderung der Berufsausbildung von benachteilig- 
ten Jugendlichen erheblich ausgebaut. Im Ausbil- 
dungsjahr 1985/86 erhalten durch das Programm 
rd, 24 000 Jugendliche, die sonst keine Ausbildungs- 
chance gehabt hätten, eine Ausbildung in aner- 
kannten Ausbildungsberufen. Rund 17 000 werden 
in überbetrieblichen Einrichtungen ausgebildet und 
weitere rd. 7 000 durch ausbildungsbegleitende Hil- 
fen während einer Ausbildung im Betrieb gefördert. 
Für das Programm stehen 1986 335 Mio, DM im 
Einzelplan des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft zur Verfügung. Im Regierungsent- 
wurf für den Bundeshaushalt 1987 sind für das Pro- 
gramm 407 Mio. DM vorgesehen. Damit soll die Ge- 
samtteilnehmerzahl des Programmes auf rd. 30 000 
ausgeweitet werden. Mit den zusätzlichen Mitteln 
(72 Mio. DM) sollen Ausbildungsplätze vorrangig in 
Regionen mit hohem Ausbildungsplatzdefizit und 
für Mädchen gefördert werden. 

Das Programm erreicht die Zielgruppen, für die es 
geschaffen wurde. Die rd. 13 000 Auszubildenden in 
Vollmaßnahmen aus dem Kreis der bisherigen Ziel- 
gruppen verteilen sich wie folgt: 

— ehemalige Sonderschüler: 27 % (unter den deut- 
schen Teilnehmern 39 %), 

— Hauptschulabgänger ohne Abschluß: 59 %, 

— mit Hauptschulabschluß (u. a. Jugendliche aus 
der Heimerziehung, Strafentlassene Jugendli- 
che, ehemals Drogenabhängige): 14 %, 

— ausländische Jugendliche: 34 %. 

Alle Jugendlichen haben zuvor mindestens eine be- 
rufsvorbereitende Maßnahme besucht und im An- 
schluß daran keinen Ausbildungsplatz gefunden. Es 
handelt sich um Jugendliche, die aufgrund ihrer 
schulischen Defizite und sozialen Schwierigkeiten 
nur mit zusätzlicher Unterstützung durch Lehrer 
und Sozialpädagogen eine erfolgreiche Ausbildung 
durchlaufen können. Hinzu kommen rd. 4 000 Ju- 
gendliche, die zwar einen Schulabschluß erreicht, 
aber aufgrund des regionalen Ausbildüngsplatzdefi- 
zits keinen Ausbildungsplatz gefunden haben. 75 % 
dieser Jugendlichen dieser sog. erweiterten Ziel- 
gruppe sind Mädchen. 


Rund zwei Drittel der Jugendlichen aus dem Kreis 
der ursprünglichen Zielgruppen, die eine Ausbil- 
dung in einer überbetrieblichen Einrichtung im 
Rahmen des Programmes begonnen haben, been- 
den ihre in der Regel dreijährige Ausbildung trotz 
der großen schulischen Defizite und der starken so- 
zialen Schwierigkeiten mit einem Abschluß in ei- 
nem anerkannten Ausbildungsberuf. Im dualen Sy- 
stem insgesamt sind es rund vier Fünftel. 

Die Ausbildungsplätze der Jugendlichen, die ihre 
Ausbildung abbrechen (15 % während des ersten 
Ausbildungsjahres), werden umgehend neu be- 
setzt. 

Nach dem erfolgreichen Abschluß finden rund drei 
Viertel der Absolventen des Programmes eine Be- 
schäftigung, überwiegend im erlernten Beruf, 

Das Programm gibt ehemaligen Sonderschülern, 
Hauptschulabgängern ohne Abschluß und jungen 
Ausländern sowie seit 1984 auch arbeitslosen Ju- 
gendlichen in Defizitregionen oft die einzige 
Chance für eine volle berufliche Qualifizierung und 
damit für eine anschließende dauerhafte Eingliede- 
rung auf dem Arbeitsmarkt. Dadurch werden auch 
die viel höheren Kosten vermieden, die durch län- 
gere Beschäftigungslosigkeit entstehen können. 

Auch im Rahmen der Jugendhilfe werden für be- 
nachteiligte Jugendliche Anstrengungen unternom- 
men, deren Chancen für eine Eingliederung in das 
Erwerbsleben zu erhöhen. Durch eine „sozialpäd- 
agogisch orientierte Berufsausbildung“ und damit 
koordinierte Beschäftigungsinitiativen wird für die- 
sen besonders betroffenen Personenkreis der Ein- 
stieg in die Arbeitswelt erleichtert. Das Bundesmi- 
nisterium für Jugend, Familie, Frauen und Gesund- 
heit unterstützt diese Entwicklung durch ein Pro- 
gramm arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit im 
Rahmen des Bundesjugendplanes, 

Um die Ausbildungschancen von Bewerbern aus 
Gebieten mit schwacher Wirtschaftsstruktur zu er- 
höhen und zu einer Ausschöpfung eines regional 
unterschiedlichen Ausbildungsstellenangebotes bei- 
zutragen, wird die regionale Mobilität von Auszubil- 
denden in betrieblicher Berufsausbildung ab dem 
Ausbildungsjahr 1986/87 verstärkt gefördert. Hier- 
für wurde die Anordnung des Verwaltungsrates der 
Bundesanstalt für Arbeit zu § 40 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes geändert: Bei einer Ausbildung au- 
ßerhalb des Wohnortes der Eltern kann zum Aus- 
gleich besonders hoher Kosten der Unterkunft eine 
zusätzliche Berufsausbildungsbeihilfe von bis zu 
75 DM pro Monat gewährt sowie — bei notwendiger 
auswärtiger Unterbringung — ein zusätzlicher Frei- 
betrag von der Ausbildungsvergütung in Höhe von 
80 DM pro Monat eingeräumt werden. 


3. Wie kann jungen Menschen der Übergang von 
der Berufsausbildung in das Berufsleben erleich- 
tert werden? 

Von der derzeitigen Besserung der Beschäftigung 
profitieren insbesondere auch junge Menschen, wo- 
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bei einer guten beruflichen Qualifizierung wach- 
sende Bedeutung zukommt. Dies belegen die Zah- 
len über die Arbeitslosigkeit unmittelbar nach Ab- 
schluß der Ausbildung: Ende September 1985 waren 
mit 37 200 Jugendlichen um 20 % weniger junge 
Fachkräfte im Anschluß an die Ausbildung von Ar- 
beitslosigkeit betroffen als zum gleichen Zeitpunkt 
des Vorjahres. 

Die gute Wirtschaftslage erleichtert den Unterneh- 
men vielfach die Übernahme auch in Überlast Aus- 
gebildeter sowie die Neueinstellung junger Fach- 
kräfte, die ihre Ausbildung in einem anderen Be- 
trieb oder außerbetrieblich absolviert haben. Die 
Bundesregierung hat die Unternehmen wiederholt 
aufgefordert, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um 
den soeben Ausgebildeten Gelegenheit zur prakti- 
schen Anwendung der neuerworbenen Qualifikatio- 
nen sowie zum Erwerb erster Berufserfahrungen zu 
geben. Wo ein Vollzeitarbeitsplatz in Dauerbeschäf- 
tigung nicht unmittelbar zur Verfügung steht, soll- 
ten die Unternehmen den jungen Fachkräften im 
Rahmen ihrer Kapazitäten zumindest Teilzeitbe- 
schäftigung oder befristete Arbeitsverhältnisse an- 
bieten. Bundesregierung und Gesetzgeber haben 
mit dem Vorruhestandsgesetz, dem Beschäftigungs- 
förderungsgesetz und mit der 7. Novelle zum Ar- 
beitsförderungsgesetz dafür verbesserte Grundla- 
gen geschaffen: 

— Nach dem Vorruhestandsgesetz gewährt die 
Bundesanstalt für Arbeit seit 1984 Arbeitgebern 
Zuschüsse zu den Aufwendungen für Vorruhe- 
standsleistungen u. a. dann, wenn auf dem frei- 
gewordenen Arbeitsplatz ein Jugendlicher oder 
sonstiger Arbeitnehmer beschäftigt wird, für 
den im Anschluß an die Ausbildung kein Ar- 
beitsplatz zur Verfügung steht. 

— Durch das Beschäftigungsförderungsgesetz ist 
seit Mai 1985 die einmalige Befristung eines Ar- 
beitsvertrages bis zur Dauer von 18 Monaten 
ohne weiteres zulässig bei Neueinstellungen und 
wenn ein Arbeitnehmer im unmittelbaren An- 
schluß an die Berufsausbildung nur vorüberge- 
hend weiterbeschäftigt werden kann, weil kein 
Arbeitsplatz für einen unbefristet einzustellen- 
den Arbeitnehmer zur Verfügung steht. Die 
Gleichbehandlung von Teilzeitbeschäftigten ge- 
genüber Vollzeitbeschäftigten ist gesetzlich vor- 
geschrieben. 

— Mit der seit dem 1. Januar 1986 in Kraft getrete- 
nen 7. Novelle zum Arb eitsförderungsge setz wer- 
den gezielt Hilfen zur Überwindung der 
„2. Schwelle“ zwischen Ausbildung und Beruf 
angeboten: 

— Erstmals können Arbeitnehmer bis zum 
25. Lebensjahr, die einen Vollzeitarbeitsplatz 


suchen, Teilzeitbeschäftigung und Teilzeitbil- 
dung miteinander verbinden und ein Teilun- 
terhaltsgeld erhalten. 

— Auch bei befristeten Arbeitsverhältnissen 
kann ein Einarbeitungszuschxiß gewährt 
werden. 

— Berufsanfänger nach abgeschlossener Aus- 
bildung erhalten bei Teilnahme an einer Bil- 
dungsmaßnahme ein Unterhaltsgeld, das sich 
statt nach 50 % nach 75 % des erzielbaren Ta- 
riflohns bemißt. 

— Anspruch auf Unterhaltsgeld oder Über- 
gangsgeld erhalten auch junge Arbeitneh- 
mer, die eine der betrieblichen Ausbildung 
gleichgestellte außerbetriebliche Ausbildung 
abgeschlossen haben. 

Die Arbeitsämter wirken darauf hin, daß sich Aus- 
zubildende und Betriebe, die diese Förderungsmaß- 
nahmen in Anspruch nehmen wollen, möglichst 
früh beraten lassen. 

Wichtig für die Weiter- und Wiederbeschäftigung 
nach Ausbildungsende ist darüber hinaus, daß die 
jungen Fachkräfte selbst initiativ bleiben. Dabei 
kann die Bereitschaft zu regionaler Mobilität die 
Arbeitsaufnahme erleichtern. Wenn die Arbeits- 
platzangebote am Heimat- oder Ausbildungsort ge- 
ring sind, sollten die jungen Fachkräfte daher 
ernsthaft prüfen, ob sie in einer anderen Region 
bessere Beschäftigungschancen haben, wo mögli- 
cherweise Fachkräfte mit entspirechender Qualifi- 
kation bereits knapp werden. Das Arbeitsamt hilft 
auch bei der überregionalen Stellensuche und kann 
im Rahmen der Förderung der Arbeitsaiifnahme 
zur Deckung der Mehrkosten beitragen. 

Einen weiteren Beitrag hierzu leisten auch die Be- 
schäftigungsinitiativen, die von den Trägern der Ju- 
gendsozialarbeit auch mit Unterstützung des Bun- 
des aus dem Programm arbeitsweltbezogener Ju- 
gendsozialarbeit im Rahmen des Bundesjugendpla- 
nes entwickelt werden. 


4. Wie hat sich die Bildungsbeteiligung der Jugend- 
lichen seit 1960 entwickelt, insbesondere wie 
viele Jugendliche treten in eine Berufsausbil- 
dung ein, besuchen weiterbildende oder beruf- 
liche Schulen und beginnen ein Hochschulstu- 
dium? 


Die Beantwortung dieser Frage ist den folgenden 
Tabellen zu entnehmen: 
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Tabelle 1 


Schulabgänger nach Art des Abschlusses 
in Prozent der 15jährigen Wohnbevölkerung 


Jahr 

Abgänger nach Beendigung 
der Vollzeitschulpflicht 

Abgänger mit Realschul- oder 
entsprechendem Abschluß 

Insgesamt 

davon 

Insgesamt 

davon aus 

ohne Haupt- 
schulabschluß 

mit Haupt- 
schul- 
abschluß 

allgemein- 

bildenden 

Schulen 

beruflichen 

Schulen 

Insgesamt 

darunter aus 
Sonder- 
schulen 

mm 

83,2 

. 

3,2 


. 

18,2 

. 


70,8 

16,9 

3,4 

53,1 

. 

11,8 



60,6 

17,4 

4,1 

43,2 

24,8 

17,8 

7,0 


47,7 

11,8 

4,4 

35,9 

33,1 

24,2 

8,9 


46,7 

11,5 

4,3 

35,2 

31,7 

22,5 

9,2 

■H 

52,4 

12,3 

4,6 

40,0 

33,3 

24,7 

8,6 

1978 

51,6 

11,9 

4,5 

39,8 

36,1 

27,5 

8,5 


50,0 

11,1 

4,8 

38,9 

38,2 

29,5 

8,7 

■MH 

48,4 

10,6 

3,7 

37,8 

41,0 

31,7 

9,3 

■|H 

43,2 

9,6 

3,2 

33,6 

41,4 

32,2 

9,3 


45,1 

9,5 

3,1 

35,6 

42,8 

34,1 

8,7 


45,8 

9,2 

3,0 

36,5 

44,9 

36,1 

8,8 

■|H 

46,8 

9,1 

3,0 

37,8 

48,0 

39,4 

8,7 

■■ 

48,4 

8,9 

3,0 

39,6 

51,9 

43,2 

8,8 
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noch Tabelle 1 


Schulabgänger nach Art des Abschlusses 
in Prozent der 18jährigen Wohnbevölkerung 


Jahr 

Abgänger mit Hoch- und Fachhochschulreife 

Abgänger 

nach 

beendeter 

Ausbildung 

aus 

Berufs- 
schulen 1) 

Insgesamt 

davon aus 

allgemeinbildenden Schulen 

beruflichen Schulen 

Insgesamt 

davon 

Insgesamt 

davon 

Hochschul- 

reife 

Fachhoch- 

schulreife 

Hochschul- 

reife 

Fachhoch- 

schulreife 

1960 

7,3 

7,3 

7,3 

— 

— 

— 

— 


1965 

6,9 

6,9 

6,9 

— 

— 

— 

— 


1970 

11,3 

10,3 

10,3 


1,0 

0,5 

0,5 

64,8 

1975 

19,4 

13,2 

13,0 

0,2 

6,2 

1,2 

5,0 

57,4 

1976 

22,0 

15,0 

14,7 

0,3 

7,0 

1,4 

5,7 

60,2 

1977 

22,3 

15,7 

15,4 

0,3 

6,6 

1,3 

5,3 

57,2 

1978 

22,6 

16,4 

16,1 

0,3 

6,2 

1,4 

4,8 

55,7 

1979 

19,3 

13,5 

12,9 

0,6 

5,8 

1,3 

4,5 

56,4 

1980 

22,0 

15,9 

15,5 

0,4 

6,1 

1,3 

4,8 

60,8 

1981 

23,8 

17,2 

16,8 

0,5 

6,6 

1,4 

5,2 

58,9 

1982 

26,3 

18,6 

18,0 

0,5 

7,7 

1,7 

6,0 

60,6 

1983 

28,8 

20,1 

19,5 

0,6 

8,6 

1,9 

6,7 

61,4 

1984 

28,7 

20,5 

20,0 

0,6 

8,2 

1,9 

6,3 

59,3 

1985 

25,4 

21,9 

20,7 

0,6 

8,1 

2,1 

6,1 

63,8 


Quelle: BMBW; Veröffentlichungsreihe „Grund- und Strukturdaten“ 
Im 1. und teilweise im 2. Ausbildungsjahr; Stand: 31.12. 
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Tabelle 2 

Schüler an allgemeinbildenden Schulen nach Bildungsbereichen und Schularten 

in Tausend 


Jahr 

Schüler an allgemeinbildenden Schulen 

Ins- 

gesamt 

davon 

Primar- 

bereich 

Sekundarbereich I 

Sekundar- 
bereich II 

Sonder- 

schulen 

Gesamt- 

schulen 

Abend- 

schulen 

und 

Kollegs 

Grund- 

schulen 

Haupt- 

schulen 

Real- 

schulen 

Gymnasien 

I 

II 

1960 

6 655,1 

3 096,9 

2 122,4 

430,7 

641,7 

211,7 

142,9 

— 

8,8 

1965 

7 301,6 

3 453,2 

2 112,5 

570,9 

760,7 

197,2 

192,3 

— 

14,8 

1970 

8 937,6 

3 977,3 

2 370,2 

863,5 

1 062,1 

317,4 

322,0 

— 

25,1 

1975 

10 066,0 

3 912,3 

2 512,8 

1 179,9 

1 394,8 

468,7 

393,8 

165,8 

37,8 

1976 

10 061,4 

3 733,5 

2 544,0 

1 248,7 

1 456,2 

457,7 

398,2 

186,9 

36,1 

1977 

9 940,1 

3 512,8 

2 506,3 

1 316,7 

1 505,6 

466,1 

398,0 

198,2 

36,3 

1978 

9 712,7 

3 262,8 

2 459,0 

1 350,7 

1 519,3 

494,0 

387,8 

203,2 

35,7 

1979 

9 430,2 

2 992,6 

2 361,4 

1 365,2 

1 522,7 

566,1 

370,7 

214,4 

37,1 

1980 

9 127,2 

2 817,7 

2 226,5 

1 351,1 

1 543,8 

574,2 

353,9 

220,6 

39,4 

1981 

8 809,8 

2 588,1 

2 187,0 

1 323,4 

1 448,1 

658,3 

337,1 

225,7 

42,1 

1982 

8 417,2 

2 437,6 

2 063,4 

1 278,1 

1 378,3 

672,1 

319,3 

226,3 

42,1 

1983 

7 989,9 

2 351,8 

1 894,8 

1 214,4 

1 289,1 

671,7 

301,9 

224,7 

41,4 

1984 

7 537,8 

2 290,3 

1 715,4 

1 132,2 

1 193,4 

659,3 

284,6 

220,9 

41,8 

1985 

7 156,0 

3 828,8 

1 049,0 

1 748,9 

271,4 

216,6 

41,3 
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noch Tabelle 2 

Schüler an beruflichen Schulen nach Bildungsbereichen und Schularten 

in Tausend 



Schüler an beruflichen Schulen 



davon 

Jahr 


Sekundarbereich II 

Fachschulen 

Ins- 

gesamt 

Berufs- 

Berufs- 

grund- 

Berufs- 

aufbauschulen 

Berufs- 

fach- 

schulen 

Fach- 

oberschulen 

Ins- 

darunter 



schulen 

bildungs- 

jahr 

Ins- 

gesamt 

darunter 

Teilzeit 

Ins- 

gesamt 

darunter 

Teilzeit 

gesamt 

Teilzeit 

1960 

1 942,9 

1 661,8 

— 

— 

— 

139,2 

— 

— 

141,8 

14,6 

1965 

2 146,4 

1 780,0 

— 

53,0 

41,6 

167,5 

— 

— 

145,9 

15,8 

1970 

2 071,7 

1 599,8 

— 

40,4 

27,0 

205,0 

59,0 

— 

167,5 

14,0 

1975 

2 261,3 

1 607,5 

30,5 

27,8 

13,7 

269,6 

118,7 

29,1 

211,1 

6,8 

1976 

2 239,5 

1 585,1 

44,3 

22,6 

10,5 

279,2 

121,8 

25,5 

186,4 

6,9 

1977 

2 299,2 

1 643,0 

57,8 

18,3 

8,4 

293,5 

115,7 

22,1 

171,0 

7,8 

1978 

2 440,1 

1 731,2 

84,7 

16,1 

6,9 

321,4 

113,0 

22,0 

173,6 

8,8 

1979 

2 585,2 

1 820,3 

102,1 

17,6 

6,0 

339,2 

124,3 

24,1 

181,7 

10,4 

1980 

2 671,9 

1 862,8 

106,9 

21,7 

5,7 

352,1 

136,5 

25,2 

192,0 

11,8 

1981 

2 694,4 

1 824,1 

122,7 

22,8 

4,1 

370,7 

150,4 

27,6 

203,7 

13,4 

1982 

2 700,6 

1 789,0 

127,8 

20,9 

3,3 

397,0 

158,8 

27,3 

207,1 

13,4 

1983 

2 718,4 

1 811,2 

132,1 

15,7 

2,3 

404,3 

149,6 


205,5 

14,1 

1984 

2 762,5 

1 876,6 

127,3 

12,2 

1,9 

398,8 

140,0 


207,6 

16,0 

1985 

2 774,2 

2 024,1 

9.8 

1.6 

392,5 

135,7 


212,1 

18,5 


Quelle: BMBW; Veröffentlichungsreihe „Grund- und Strukturdaten“ 
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Tabelle 3 

Auszubildende nach Ausbildungsbereichen und Ausbildungsjahren 


Auszubildende 

Insgesamt 

davon im . . . Ausbildungsjahr 

in neu 
abgeschl. 



1. 

2. 

3. 

4. 

Ausbildungs- 

verhält- 

nissen 

Tausend 

Prozent 

Tausend 



Industrie und Handel 




634,1 

52 J 

215,4 

245,3 

197,7 

35,3 


643,8 

46 J 

213,2 

225,4 

173,0 

32,3 

278,12) 

771,3 

46,0 

222,3 

290,1 

227,2 

31,8 

302,02) 

791,9 

46,0 

250,2 

284,5 

219,7 

37,5 

337,62) 

841,1 

46,7 

266,2 

307,0 

231,6 

36,3 

360,2 

874,6 

47,8 

265,2 

323,1 

250,2 

36,2 

362,32) 



Handwerk 




465,4 

35,0 

145,0 

147,8 

127,3 

44,8 


556,1 

39,8 

192,2 

180,0 

151,3 

32,6 

211,0 

673,6 

40,2 

176,7 

229,5 

229,2 

38,2 

216,0 

674,9 

39,2 

208,2 

223,0 

202,2 

41,4 

251,2 

693,2 

38,5 

204,2 

236,3 

214,4 

37,8 

249,8 

687,5 

37,5 

192,5 

232,9 

224,5 

37,5 

236,7 



Landwirtschaft 




25,7 

1.9 

8,4 

9,0 

8,2 

0,1 


41,0 

2,9 

12,6 

16,8 

11,5 

0,1 

17,4 

46,5 

2,8 

7,3 

21,2 

17,9 

0,2 

23,9 

52,0 

3,0 

11,2 

20,2 

20,4 

0,3 

25,6 

53,2 

3,0 

11,6 

22,2 

19,4 

0,0 

24,7 

53,4 

2,9 

9,8 

22,4 

21,1 

0,1 

21,8 



Öffentlicher Dienst 




49,7 

3,7 

18,9 

16,3 

14,4 

0,1 


44,8 

3,2 

17,6 

15,8 

11,3 

0,2 

18,5 

54,3 

3,2 

15,3 

21,2 

17,6 

0,2 

20,9 

63,7 

3,7 

19,8 

23,7 

20,1 

0,1 

26,4 

69,2 

3,8 

20,8 

26,1 

22,3 

0,1 

27,2 

72,6 

4,0 

21,8 

26,2 

24,4 

0,1 

27,3 


Freie Berufe, Hauswirtschaft, Seeschiffahrt 



96,4 

7,2 

41,8 

38,6 

15,9 

0,2 


111,7 

8,0 

45,5 

46,7 


0,5 

26,73) 

131,2 

7,8 

53,5 

53,5 

23,4 

0,8 

57,9 

139,9 

8,1 

54,2 

57,2 


0,4 


143,3 

8,0 

55,1 

58,3 

29,6 

0,2 

61,6 

143,2 

7,8 

54,7 

58,9 

29,4 

0,2 
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noch Tabelle 3 


noch Auszubildende nach Ausbildungsbereichen und Ausbildungsjahren 


Jahr 

Auszubildende 

Insgesamt 

davon im . . . Ausbildungsjahr 

in neu 
abgeschl. 

Ausbildungs- 
verhält- 
nissen 1) 

1. 

2. 

3. 

4. 

Tausend 

Prozent 

Tausend 




Insgesamt 




1973 

1 330,8 

100,0 

429,4 

456,9 

363,6 

80,9 


1974 

1 330,8 

100,0 

405,9 

462,1 

372,3 

90,5 


1975 

1 328,9 

100,0 

411,1 

451,0 

371,6 

95,0 


1976 

1 316,6 

100,0 

423,0 

459,5 

360,3 

73,9 


1977 

1 397,4 

100,0 

481,1 

484,7 

366,1 

65,6 

551,73) 

1978 

1 517,3 

100,0 

512,1 

553,8 

394,7 

56,7 

620,2 

1979 

1 644,6 

100,0 

528,5 

595,0 

456,8 

64,3 

656,4 

1980 

1 715,5 

100,0 

529,7 

624,2 

488,5 

73,1 

670,9 

1981 

1 676,9 

100,0 

475,0 

615,4 

515,3 

71,2 

620,8 

1982 

1 675,9 

100,0 

497,9 

579,2 

521,4 

77,4 

651,1 

1983 

1 722,4 

100,0 

543,7 

608,6 

490,4 

79,7 

701,2 

1984 

1 800,1 

100,0 

558,6 

649,9 

517,2 

74,5 

723,5 

1985 

1 831,3 

100,0 

544,5 

663,5 

549,7 

74,1 

709,1 
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noch Tabelle 3 

Auszubildende nach Ausbildungsbereichen in Tausend 


Jahr 

Land 

Auszubildende (insgesamt) 

Neu abge- 
schlossene 
Ausbil- 
dungsver- 
träge in 
Prozent der 
16jährigen 
Bevöl- 
kerung 

Ins- 

gesamt 

davon im Ausbildungsbereich 

in Prozent 
der Bevöl- 
kerung im 
Alter von 
16 bis 
unter 

19 Jahren 

Industrie 

und 

Handel 

Handwerk 

Land- 

wirtschaft 

Öffent- 

licher 

Dienst^) 

Freie 

Berufe, 

Haus- 

wirtschaft 

See- 

schiffahrt 




Bundesgebiet 




1960 

1 265,9 

743,1 

446,6 

36,3 

19,4 

20,4 

56,8 


1965 

1 331,9 

752,4 

468,0 

37,3 

23,7 

50,5 

57,7 


1970 

1 268,7 

724,9 

419,5 

38,1 

20,2 

66,0 

53,4 


1971 

1 271,6 

729,6 

405,2 

29,9 

23,1 

83,8 

52,0 


1972 

1 301,4 

722,2 

432,7 

27,8 

30,6 

88,1 

51,7 


1973 

1 331,2 

694,1 

465,4 

25,7 

49,7 

96,4 

51,2 


1974 

1 330,0 

664,6 

485,7 

27,4 

47,2 

105,1 

49,9 

. 

1975 

1 328,9 

634,0 

504,7 

33,0 

46,0 

111,4 

48,5 


1976 

1 316,6 

611,2 

510,4 

37,4 

43,9 

113,9 

46,6 


1977 

1 397,4 

643,8 

556,1 

41,0 

44,8 

111,7 

47,7 

55, i 

1978 

1 517,3 

692,0 

614,9 

45,2 

51,7 

113,5 

50,6 

614 

1979 

1 644,6 

748,4 

676,2 

46,6 

53,8 

119,6 

53,1 

62 J 

1980 

1 715,5 

786,9 

702,3 

46,8 

53,8 

125,6 

53,8 

61,9 

1981 

1 676,9 

771,3 

673,6 

46,5 

54,3 

131,2 

52,2 

58,7 

1982 

1 676,2 

764,7 

665,5 

50,0 

58,3 

137,7 

52,2 

61,9 

1983 

1 722,4 

791,9 

674,9 

52,0 

63,7 

139,9 

54,8 

68,8 

1984 

1 800,1 

841,1 

693,2 

53,2 

69,2 

143,3 

59,0 

77,4 

1985 

1 831,3 

874,6 

687,5 

53,4 

72,6 

143,2 

63,0 

77,8 


Im 1. und teilweise im 2. Ausbildungsjahr; Stand: 31. 12. 

2) Einschließlich neu abgeschlossener Anschlußverträge in Stufenausbildung 

Ohne Freie Berufe in Nieder Sachsen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und Hamburg 
Quelle: BMBW; Veröffentlichungsreihe „Grund- und Strukturdaten“ 
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Tabelle 4 


Studienanfänger nach Hochschuiart 


Jahr') 

Studienanfänger 

Insgesamt 

davon 

Wissen- 

schaftliche 

Hochschulen 

Kunst- 

hochschulen 

Fachhochschulen 

Insgesamt 

darunter 

verwaltungs- 

interne 

Tausend 

Prozent 2) 

Tausend 




Deutsche und Ausländer 



1960 

79,4 

7,9 

60,0 

2,6 

16,8 

— 

1965 

85,7 

13,3 

61,3 

2,5 

21,9 

— 

1970 

125,7 

15,4 

91,6 

3,4 

30,5 

— 

1971 

143,5 

17,5 

104,1 

3,4 

36,0 

— 

1972 

155,5 

18,8 

116,3 

3,2 

36,1 

0,2 

1973 

164,7 

19,5 

120,6 

2,7 

41,3 

1,2 

1974 

168,3 

19,8 

123,0 

2,6 

42,5 

1,1 

1975 

166,6 

19,5 

119,9 

2,8 

43,8 

1,4 

1976 

168,1 

19,1 

119,0 

2,6 

46,5 

3,0 

1977 

165,5 

18,3 

118,2 

2,7 

44,5 

3,6 

1978 

172,5 

18,4 

125,3 

3,3 

43,9 

4.3 

1979 

177,7 

18,2 

125,2 

3,0 

49,6 

7.8 

1980 

195,0 

19,1 

135,6 

3.1 

56,3 

11,5 

1981 

216,6 

20,9 

151,5 

3,0 

62,1 

11.1 

1982 

225,1 

21,3 

155,2 

3,1 

66,8 

10,6 

1983 

233,0 

21,5 

160,1 

2,9 

69,9 

9,7 

1984 

221,3 

20,6 

151,5 

2,9 

66,9 

9,1 

1985 

207,7 

19,6 

141,3 

3,0 

63,4 

9,9 


Sommer- und folgendes Wintersemester 

2) In Prozent des Durchschnittsjahrgangs der 19- bis unter 21jährigen Bevölkerung 
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noch Tabelle 4 


Studenten nach Hochschulart 


Jahr^) 

Studenten 

Insgesamt 

davon 

Wissen- 

schaftliche 

Hochschulen 

Kunst- 

hochschulen 

Fachhochschulen 

Insgesamt 

darunter 

verwaltungs- 

interne 

Tausend 

Prozent^) 

Tausend 




Deutsche und Ausländer 



1960 

291,1 

4,3 

238,4 

8,5 

44,2 

— 

1965 

384,4 

6,6 

299,7 

8,7 

76,0 

— 

1970 

510,5 

9,5 

410,1 

10,9 

89,5 

— 

1971 

597,8 

10,5 

466,2 

12,3 

119,3 

— 

1972 

661,5 

11,3 

536,4 

14,2 

110,8 

0,4 

1973 

729,0 

12,1 

591,2 

14,9 

122,9 

2,2 

1974 

790,5 

13,2 

641,6 

15,2 

133,4 

2,6 

1975 

840,8 

14,1 

680,2 

15,4 

145,2 

2,9 

1976 

877,3 

14,7 

705,0 

15,3 

157,1 

5,1 

1977 

913,3 

15,0 

732,7 

15,4 

165,4 

10,2 

1978 

945,9 

15,2 

756,9 

16,2 

172,6 

13,4 

1979 

983,6 

15,3 

784,2 

17,0 

182,4 

18,2 

1980 

1 044,2 

15,9 

823,9 

18,3 

202,0 

27,0 

1981 

1 121,6 

16,4 

877,9 

18,1 

224,7 

32,3 

1982 

1 203,1 

17,1 

931,9 

19,9 

251,4 

35,2 

1983 

1 273,2 

18,2 

976,6 

20,4 

276,1 

34,5 

1984 

1 314,2 

18,0 

1 001,1 

21,0 

292,1 

33,4 

1985 

1 338,0 

18,2 

1 015,1 

21,7 

301,3 

32,4 


Wintersemester 

2) In Prozent der 19- bis unter 26jährigen Bevölkerung 

Quelle: BMBW; Veröffentlichungsreihe „Grund- und Strukturdaten“ 
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5. Welche Möglichkeiten bestehen für Jugendliche, 
auf ihrem weiteren Bildungsweg einen Haupt- 
schulabschluß nachzuholen? 


Für den nachgeholten Hauptschulabschluß sind die 
Länder zuständig. Laut einer Übersicht der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung über die Sekundarabschlüsse, 
die z. Zt fortgeschrieben wird, gibt es folgende Mög- 
lichkeiten, den Hauptschulabschluß in der Sekun- 
darstufe II nachzuholen bzw. eine ihm gleichwer- 
tige oder ihn einschließende Qualifikation zu erwer- 
ben: 

1. In allen Ländern kann der Hauptschulabschluß 
durch den Berufsschulabschluß, das Berufs- 
grundbildungsjahr bzw. eine einjährige Berufs- 
fachschule, nachgeholt werden, 

2. In den Ländern Baden-Württemberg, Berlin, Bre- 
men, Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein kann der 
Hauptschulabschluß innerhalb berufsvorberei- 
tender bzw. berufsbefähigender Bildungsgänge 
nachgeholt werden. Diese Bildungsgänge laufen 
auch unter Namen wie Ausbildungs- und arbeits- 
vorbereitendes Jahr (Bremen), Berufsbefähi- 
gende Lehrgänge der Verwaltung, Sonderberufs- 
schuljahr (Rheinland-Pfalz), Berufsbefähigendes 
Jahr (Schleswig-Holstein), Werkklasse 9, Berufs- 
vorbereitungsklasse (Hamburg), Kollegschule, 


Berufsgrundschuljahr, Berufsfachschule (Nord- 
rhein-Westfalen), Berufsvorbereitungsjahr (Ba- 
den-Württemberg, Nordrhein-Westfalen) und 
Lehrgänge im 10. Schuljahr mit Vollzeitunter- 
richt (berufsbefähigende Lehrgänge) und berufs- 
vorbereitende Maßnahmen (Berlin). In Bayern 
ist eine mindestens zweijährige berufliche Voll- 
zeitschule zu absolvieren. 

3. In Bremen gibt es zusätzlich die Möglichkeit der 
Berufsfachschule mit berufsqualifizierendem Ab- 
schluß, die dem Hauptschulabschluß gleichge- 
stellt wird. 

4. Die Volkshochschulen führen intern wie extern 
Prüfungen zum Erwerb des Hauptschulabschlus- 
ses durch, zu denen sie in eigenen Kursen vorbe- 
reiten. 


6. Wie hat sich die Gesamtzahl der Auszubildenden 
des dualen Systems und die Zahl der neu abge- 
schlossenen Ausbildungsverträge seit 1981 insge- 
samt und differenziert nach den einzelnen Aus- 
bildungsbereichen entwickelt? 


Die Gesamtzahl der Auszubildenden des dualen Sy- 
stems hat sich seit 1981 insgesamt und differenziert 
nach den einzelnen Ausbildungsbereichen wie folgt 
entwickelt: 


Jahr 

Davon im Ausbildungsbereich 

(jeweils 

Stichtag 

31. Dezember) 

Gesamtzahl 
der Auszu- 
bildenden 

Industrie 
und Handel 

Handwerk 

Landwirt- 

schaft 

Öffentlicher 

Dienst^) 

Freie 

Berufe^) 

Hauswirt- 

schaft^) 

Seeschiff- 

fahrt 

1981 

1 676 877 

771 347 

673 564 

46 525 

54 278 

123 646 

6 624 

893 

1982 

1 675 864 

764 708 

665 525 

49 616 

58 328 

128 500 

8 354 

833 

1983 

1 722 416 

791 895 

674 903 

52 003 

63 723 

130 269 

8 755 

868 

1984 

1 800 141 

841 081 

693 232 

53 247 

69 243 

132 392 

9 934 

1012 

19851) 

1 831 401 

874 567 

687 762 

53 319 

72 588 

131 442 

10 641 

1082 


^) Vorläufige Ergebnisse 

^) Ohne diejenigen Auszubildenden des öffentlichen Dienstes bzw. der Freien Berufe, deren Ausbildungsverträge nach 
dem Berufsbildungsgesetz bei zuständigen Stellen außerhalb des öffentlichen Dienstes bzw. der Freien Berufe regi- 
striert werden, 

3) Hauswirtschaft im städtischen Bereich 
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Die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsver- 
träge hat sich wie folgt entwickelt: 


Jahr 

(jeweils 

Stichtag 

30. September) 

Davon im Ausbildungsbereich 

Zahl der neu 
abgeschlos- 
senen Aus- 
bildungsver- 
träge insges. 

Industrie 
und Handel 

Handwerk 

Landwirt- 

schaft 

Öffentlicher 
Dienst 2) 

Freie 

Berufe^) 

Hauswirt- 

schaft^) 

Seeschiff- 

fahrt 

1981 

605 636 

286 006 

219 547 

20 446 

20 907 

56 164 

2 183 

383 

1982 

630 990 

293 929 

232 453 

22 654 

22 890 

55 380 

3 223 

461 

1983 

676 734 

320 413 

246 584 

24 635 

26 006 

54 668 

4 003 

425 

1984 

705 652 

343 055 

249 493 

24 690 

26 641 

56 700 

4 634 

439 

1985 

697 089 

349 457 

237 019 

22 532 

26 967 

55 809 

4 760 

545 


2) Ohne diejenigen Auszubildenden des öffentlichen Dienstes bzw. der Freien Berufe, deren Ausbildungsverträge bei 
zuständigen Stellen außerhalb des öffentlichen Dienstes bzw. der Freien Berufe registriert werden. 

Hauswirtschaft im städtischen Bereich 

Quelle : BMBW; Schriftenreihe „Grundlagen und Perspektiven für Bildung und Wissenschaft 10“ — Berufsbildungsbe- 
richt 1985 und 1986 


7. Das System zur Förderung von „allgemeinen 
Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung“ (ABM) lei- 
stet einen sinnvollen Beitrag gegen die Jugend- 
arbeitslosigkeit. 

Welche Bemühungen unternimmt die Bundesre- 
gierung, um Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
mehr als dies bisher der Fall ist, mit Bildungs- 
maßnahmen zu kombinieren? 


Die Kombination von als Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen geförderter Teilzeitbeschäftigung und Teil- 
zeitbildungsmaßnahmen findet sich in dem erfolg- 
reichen ABM-Modell ARBEIT UND LERNEN, das 
vor allem jugendlichen Arbeitslosen die Chance 
gibt, neben einer beruflichen Teilzeit-Tätigkeit ei- 
nen Hauptschulabschluß nachzuholen oder die er- 
forderliche Berufsreife für den Beginn einer beruf- 
lichen Ausbildung zu erlangen. Im September 1984 
hatten 2 738 Teilnehmer dieses Modell durchlaufen; 
bis Dezember 1985 stieg die Zahl der Teilnehmer 
auf rund 6 900. Die Bundesregierung wird die Be- 
mühungen der Bundesanstalt für Arbeit, im Rah- 
men der Beratung von jungen Arbeitslosen die Teil- 
nehmerzahlen weiter zu steigern, auch in Zukunft 
unterstützen. Die Bedingungen für eine Auswei- 
tung der Teilnehmerzahlen sind günstig, weil das 
Modell bei den betroffenen Jugendlichen eine hohe 
Akzeptanz zu haben scheint und weil ihm die Bun- 
desanstalt für Arbeit bei der Förderung eine hohe 
Priorität gibt. 

Nach dem Satzungsrecht der Bundesanstalt für Ar- 
beit über die ABM-Förderung (ABM-Anordnung 
vom 13. Dezember 1984) sind als ABM vorrangig 
Arbeiten zu fördern, durch welche die beruflichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten der ABM-Teilnehmer 
erhalten oder erweitert werden. Die Arbeitsämter 
sollen arbeitslose Arbeitnehmer auf solche Maß- 
nahmen hinweisen. 


F. Chancengleichheit der Mädchen 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Situation 
der Mädchen in der Jugend- und Jugendver- 
bandsarbeit? 

Mädchen sind in zahlreichen Feldern und Berei- 
chen der Jugend- und Jugendverb andsarbeit unter- 
repräsentiert. Daraus kann allerdings nicht, wie 
dies von einigen Beobachtern der „Szene“ gesche- 
hen ist, der Schluß gezogen werden, Jugendarbeit 
sei im wesentlichen „Jungenarbeit“. Die Jugendar- 
beit, dies gilt auch für die Jugendverbandsarbeit, 
hat sich im Zuge ihrer strukturellen Weiterentwick- 
lung in wachsendem Maße auch der Zielgruppe 
„Mädchen“ geöffnet. 

Der deutlichste Aufwärtstrend ist im Bereich der 
Kulturellen Jugendarbeit zu beobachten. Untersu- 
chungen und Statistiken belegen, daß der Anteil der 
Mädchen in diesem Feld nicht nur wächst, sondern 
in einzelnen Bereichen bereits den Jungenanteil er- 
reicht oder gar übertroffen hat Dies gilt besonders 
für den Bundeswettbewerb „Jugend musiziert“. Je 
nach dem instrumentalen Schwerpunkt liegt das 
Verhältnis von Mädchen und Jungen leicht über 
oder unter der 50-Prozent-Grenze. Auch in der 
sportlich orientierten Jugendarbeit wächst der An- 
teil der Mädchen. 

Aus Untersuchungen des Deutschen Jugendinsti- 
tuts über die Kursförderung im Bundesjugendplan 
geht hervor, daß Mädchen auch in wachsendem 
Maße an Kursen teilnehmen und sich in diesen Ver- 
anstaltungen nicht minder stark engagieren als 
Jungen. 

Die moderne Jugendarbeit ist überwiegend koedu- 
kativ ausgerichtet. Dies gilt auch für die verbandli- 
che Jugendarbeit. Es gibt nur noch einen reinen 
Mädchenverband — die Pfadfinderinnenscheift 
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St. Georg — und nur noch einige wenige Jugend- 
bünde, die sich ausschließlich oder überwiegend 
aus Jungen rekrutieren. Ein besonders sinnfälliges 
Beispiel dafür, wie sich eine ursprünglich als „Jun- 
genverband“ konzipierte Organisation Mädchen 
öffnet, bietet die Deutsche Pfadfinderschaft 
St. Georg. Dieser Verband führte bereits unmittel- 
bar nach dem Zweiten Weltkrieg weibliche Jugend- 
leiterinnen für die sog. „Wölflingsstufe“ (8- bis 
12jährige Jungen) ein und besteht inzwischen zu 
über 30 Prozent aus weiblichen Mitgliedern. 

Die Tatsache, daß sowohl in der Politischen Jugend- 
bildung als auch in der verbandlichen Jugendarbeit 
die gesellschaftliche Benachteiligung von Mädchen 
und jungen Frauen thematisiert wird — die Bun- 
desregierung fördert diese „jugendpolitischen 
Schwerpunkte“ der Träger der politischen Bildung 
und der Jugendverbände durch gezielte Zuwendun- 
gen aus dem Bundes] ugendplan — beweist, daß 
weite Bereiche der Jugendarbeit die gesellschaftli- 
che Randstellung der Mädchen als Herausforde- 
rung erkannt und angenommen haben. Es geht den 
beteiligten Trägern nicht zuletzt darum, zu einer 
Bewußtseinsänderung der männlichen Teilnehmer 
und Mitglieder beizutragen und den Trend zur Öff- 
nung der Jugendarbeit weiter zu verstärken. 

Diesem Anliegen dienen auch zahlreiche gezielte 
Maßnahmen der Jugendverbände. So enthält z. B. 
der „Informationsdienst“ des Bundes der Deutschen 
Katholischen Jugend (BDKJ) neuerdings eine ei- 
gene „id-Frauenseite“. Auf der 89. Mitgliederver- 
sammlung der Arbeitsgemeinschaft der Evangeli- 
schen Jugend (aej) beschlossen die Delegierten die 
„verstärkte Mitwirkung von Frauen in den Ent- 
scheidungsstrukturen der aej“. Die aej -Bundes lei- 
tung beabsichtigt inzwischen, ein eigenes Mädchen- 
referat einzurichten. Auch die jüngste Vollver- 
sammlung der Deutschen Sportjugend (dsj) befaßte 
sich mit der Situation von Mädchen und Frauen. 
Die Delegierten forderten u. a. alle Mitgliedsver- 
bände auf, bei ihren personellen Vorschlägen für 
die dsj -Ausschüsse weibliche Delegierte angemes- 
sen zu berücksichtigen. 

Alle diese Indikatoren legen die Annahme nahe, 
daß die Chancen für Mädchen in der Jugendarbeit 
weiter wachsen werden. Die Bundesregierung un- 
terstützt diese Entwicklung vor allem durch die 
Förderung besonderer Mädchenbildungsmaßnah- 
men in der verbandlichen Jugendarbeit. 

Zum Besuch in Häusern der offenen Tür hat eine 
Untersuchung aus Nordrhein-Westfalen gezeigt, 
daß Mädchen weniger als selbständige Besucherin- 
nen kommen, sondern meistens als Freundin eines 
männlichen Hausbesuchers. Das äußere Erschei- 
nungsbild und die Unterhaltsangebote sind in den 
meisten Einrichtungen durch Jungeninteressen ge- 
prägt, so daß schon die Atmosphäre eine Dominanz 
der Jungen fördert. Die Angebote richten sich zwar 
an Mädchen und Jungen, es handelt sich aber sehr 
oft um Sport- und Spielangebote, die von Jungen 
bevorzugt werden. 

Nicht zuletzt durch den 6. Jugendbericht ist die Si- 
tuation von Mädchen in der Jugend- und Jugend- 


verbandsarbeit ins Blickfeld geraten. Mehr als die 
Hälfte der Einrichtungen können heute mädchen- 
orientierte Angebote aufweisen, Mädchengruppen, 
-treffs etc. sind keine Ausnahme mehr. Dennoch ist 
die Situation noch immer unbefriedigend. Gruppen- 
angebote sind oft nur zeitlich begrenzt; die Erzieher 
und Erzieherinnen sind nur unzureichend über ei- 
nen geschlechtspädagogischen Ansatz informiert; 
oft sind es nur einzelne Mitarbeiter oder Mitarbei- 
terinnen, mit deren Aktivität die Mädchenarbeit 
steht oder fällt. Ein Gesamtverständnis von 
geschlechtsspezifischer Pädagogik innerhalb des 
koedukativen Prinzips sowie entsprechendes Wis- 
sen und Handeln ist noch zu wenig vorhanden. 

Die Bundesregierung hält daher — trotz aller zu 
verzeichnenden Fortschritte — die Mädchenarbeit 
für noch nicht zufriedenstellend. Einzelprojekte, 
Einzelerfahrungen und -aktivitäten aus diesem Be- 
reich müssen gesammelt und ausgewertet werden, 
um zu einer ausgereiften Konzeption für ge- 
schlechtspädagogische Angebote für Mädchen und 
Jungen innerhalb einer im Prinzip koedukativen 
Jugendarbeit zu kommen. Entsprechend sollen die 
Fachkräfte geschult und weitergebildet werden. 

In der Jugendverbandsarbeit ist ebenfalls eine ei- 
genständige Mädchenbildung wichtig, damit die 
Mädchen es lernen, innerhalb und außerhalb ihres 
Verbandes Selbstbewußtsein und Durchsetzungs- 
kraft zu entwickeln. Nur so kann auch erreicht wer- 
den, daß Mädchen mehr Leitungsverantwortung in 
den jeweiligen Verbandsspitzen übernehmen und 
sich in Verbände integrieren, die als Jungendomäne 
gelten. 


2. Welchen Stellenwert mißt die Bundesregierung 
der politischen Bildung von jungen Frauen bei, 
und hält sie die Beteiligung junger Frauen auf 
diesem Gebiet für ausreichend? 


Politische Bildung für Mädchen und Frauen ist au- 
ßerordentlich wichtig, damit sie in der Lage sind, 
ihre demokratischen Rechte wahrzunehmen und 
aktiv das öffentliche und politische Leben mitzube- 
stimmen. Die mangelnde Repräsentanz von Frauen 
in öffentlichen Gremien, insbesondere auch in den 
Landesparlamenten und im Bundestag, ist nicht 
nur darauf zurückzuführen, daß viele Frauen noch 
immer Politik für Männersache halten, sondern 
auch aufgrund ihrer Doppelbelastung in Familie 
und Beruf keine Zeit für politisches Engagement 
aufbringen können. 

Der Bundesregierung ist sehr daran gelegen, die 
politische Bildung junger Frauen zu verbessern. 

Die Frage der Gleichberechtigung ist der Bundes- 
zentrale für politische Bildung von jeher wichtiges 
Anliegen gewesen, im Bewußtsein, daß über dieses 
Problem bereits im Rahmen der Erziehung Jugend- 
licher entschieden wird. 

Die Bundeszentrale hat u. a. die Erstellung von Ar- 
beitshilfen für die politische Bildung gefördert, die 
unter dem Titel „Gleichberechtigung“ erschienen 
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sind und eine Seminarreihe begründen, in der Frau- 
enprobleme ausführlich und sachorientiert disku- 
tiert werden können. 

Ebenfalls haben Frauenfragen in Darstellungen der 
Bundeszentrale Eingang gefunden, die sich mit Fa- 
milienpolitik beschäftigen. 

Jugendliche gehören insgesamt zu den wichtigsten 
Zielgruppen der Bundeszentrale, wobei jedoch nicht 
explizit zwischen jungen Frauen und jungen Män- 
nern unterschieden wird. Eine Reihe von Veröffent- 
lichungen sind speziell diesem Adressatenkreis ge- 
widmet; so z. B. die Zeitschriftenreihe „ZEITLUPE“, 
die „Informationen zur politischen Bildung“, die 
„PZ“ sowie die Reihe „Kontrovers“. 

Es fällt auf, daß bei Nachfragen nach politischen 
Bildungsmaßnahmen das Interesse von Mädchen 
und jungen Frauen gemeinhin geringer ausfällt als 
das junger Männer. Dieses Ergebnis zeigt sich so- 
wohl in der Erfassung der demographischen Daten 
der Interessenten an Publikationen sowie der Teil- 
nehmerstruktur in Seminaren der Bundeszentrale, 
wobei in den letzten Jahren eine leichte Tendenz 
einer Interessensteigerung bei jungen Frauen beob- 
achtbar ist. Erfahrungen aus anderen Bildungsin- 
stituten zeigen, daß diese Situation nicht auf das 
Angebot der Bundeszentrale, sondern auf die allge- 
meinen Sozialisationsbedingungen der Geschlech- 
ter zurückzuführen ist. Wünschenswerte Verände- 
rungen können somit primär nicht von der Bundes- 
zentrale ausgehen, sondern sind Aufgabe des un- 
mittelbaren Umfelds. 


3. Wie hat sich der Anteil von Mädchen bzw. 
Frauen an weiterführenden Schulen bzw. Hoch- 
schulen in den letzten Jahren entwickelt? 


Die Zahl der weiblichen Schüler an allgemeinbil- 
denden Schulen hat sich im Bereich der Gymnasien 
sowie im Bereich der Abendschulen und Kollegs 
wesentlich erhöht. 1960 waren 41,1% der Schüler im 
Sekundarbereich I und 36,5% im Sekundarbe- 
reich II der Gymnasien Mädchen. Die Vergleichs- 
zahlen für 1985 betragen 51% bzw. 50%. Der Anteil 
der Mädchen beträgt für beide Bereiche zusammen 
50,5%. 

Die Zahl der Studentinnen erhöhte sich von 283 200 
in 1975 über 383 200 in 1980 kontinuierlich auf 
506 600 in 1985. Dabei stieg der Anteil der Studen- 
tinnen an der Gesamtzahl der Studierenden in den 
entsprechenden Jahren von 33,7% über 36,7% auf 
37,9%. 


4. Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung, um berufliche Benachteiligungen von jun- 
gen Frauen bzw. Müttern zu verringern? 

Die Frage ist in zwei Teilen zu beantworten. Zum 
einen handelt es sich darum, Berufe für Frauen zu 
erschließen, zu denen sie bisher aufgrund der über- 


kommenen geschlechtsspezifischen Erziehung 
nicht den Zugang hatten, der nötig gewesen wäre, 
um die Gleichberechtigung von Mann und Frau 
auch im Hinblick der Berufswahl zu verwirklichen. 
Zum zweiten handelt es sich um die Frage nach den 
Fortbildungsmöglichkeiten insbesondere auch für 
die Frauen, die als Mutter und Hausfrau aus dem 
Erwerbsleben ausgeschieden sind, um sich ihren 
Kindern und dem Haushalt zu widmen, aber nach 
einer angemessenen Zeit wieder in ihren alten oder 
in einen neuen Beruf zurückkehren wollen. 

1. Mit der 1978 begonnenen und 1985 erfolgreich 
abgeschlossenen Modellversuchsreihe zur Er- 
schließung gewerblich-technischer Ausbildungs- 
berufe für Frauen ist es gelungen, das Berufs- 
spektrum für Frauen zu erweitern sowie das In- 
teresse von Frauen an bislang frauenuntypi- 
schen Berufen zu wecken und zu fördern. Die 
Ergebnisse der bundesweit an 21 Standorten 
schwerpunktmäßig in Metall- und Elektroberu- 
fen mit 217 beteiligten Betrieben durchgeführten 
Modellversuchsreihe belegen eindeutig, daß eine 
gewerblich-technische Ausbildung auch für 
Frauen sinnvoll und möglich ist. 86 % der Frauen, 
die die Ausbildung in den Modellvorhaben be- 
gonnen hatten, haben an der Facharbeiter- bzw. 
Gesellenprüfung teilgenommen. Über 98% von 
ihnen haben die Prüfung bestanden. 

Die positiven Ergebnisse und Erfahrungen der 
Modellversuchsreihe werden derzeit in die Pra- 
xis umgesetzt und weiterentwickelt, um Mäd- 
chen und jungen Frauen Alternativen zu traditio- 
nellen Frauenberufen und damit das volle Spek- 
trum ihrer Berufswahlmöglichkeiten aufzuzei- 
gen. In unterschiedlichen regionalen Maßnah- 
men werden unter staatlicher und privater Trä- 
gerschaft Konzeptionen und Varianten mit dem 
Ziel erarbeitet, ein auf das Bundesgebiet über- 
tragbares Instrumentarium zu schaffen. 

Im schulischen Bereich (BLK-Modellver suche) 
und außerschulischem Bereich (Wirtschaftsmo- 
dellversuche) werden zum Förderschwerpunkt 
„Neue Technologien“ Modellversuche in Berufs- 
feldern durchgeführt, in denen auch Mädchen 
und junge Frauen tätig sind, z. B. in Büro-, Ver- 
waltungs-, kaufmännischen Berufen, im Bereich 
der technischen Zeichner und im gewerblich- 
technischen Bereich. Darüber hinaus werden 
BLK-Modellversuche gefördert, die die Einbezie- 
hung der neuen Technologien in ausgesproche- 
nen Frauenberufen berücksichtigen. Diesem Ziel 
dient u. a. auch das 1984 von der Bundesregie- 
rung aufgelegte Aktionsprogramm „Neue Tech- 
nologien in der beruflichen Bildung“. Die im Rah- 
men dieses Aktionsprogrammes durchgeführten 
Modellversuche mit den Schwerpunkten Büro- 
technik, Steuerungstechnik und computerunter- 
stütztes Zeichnen und Konstruieren (CAD/CAM) 
betreffen zum großen Teil Berufe, die traditionel- 
lerweise von Frauen ausgeübt werden. 

Um einen Verdrängungswettbewerb zu vermei- 
den, muß der Einsatz der neuen Technologien 
aber auch zur Erweiterung des Berufsspektrums 
für Frauen und Mädchen genutzt werden. In die- 
sem Zusammenhang sind die Bestrebungen des 
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Bundesministeriums für Bildung und Wissen- 
schaft von besonderer Bedeutung, für Mädchen 
und Frauen neue qualifizierte Tätigkeitsfelder 
im Bereich der modernen Informations- und 
Kommunikationstechniken zu schaffen, die auch 
einen beruflichen Aufstieg ermöglichen. 

In Zusammenarbeit mit der Wirtschaft entwik- 
kelt imd fördert das Bundesministerium für Bil- 
dung und Wissenschaft mit Praktika kombinierte 
Fernstudienlehrgänge, die auf zukunftsorien- 
tierte Tätigkeiten als Software-, Kommunika- 
tions- und CIM- Assistentin vorbereiten. 

2. Das Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft ist bestrebt, gemeinsam mit den Weiterbil- 
dungsträgern Bildungsangebote für Frauen zu 
entwickeln und zu erproben, die neben ihren 
häuslichen und familiären Aufgaben vorhandene 
Qualifikationen ausbauen, ihr Wissen erweitern 
und sich auch außerhalb der Familie engagieren 
wollen. 

Diesem Ziel dient u. a. das vom Bundesministe- 
rium für Bildung und Wissenschaft seit Ende 
1985 geförderte Vorhaben der Katholischen Bim- 
desarbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung 
„Familientätigkeit als Baustein zur Weiterqualifi- 
kation in Beruf und Gesellschaft“. Für Haus- 
frauen werden in diesem Projekt Weiterbildungs- 
angebote entwickelt und durchgeführt, die die 
durch jahrelange Familientätigkeit erworbenen 
vielfältigen Fertigkeiten und Fähigkeiten im päd- 
agogischen, organisatorischen und wirtschaftli- 
chen Bereich ausbauen, vertiefen und systemati- 
sieren, um sie für die Familientätigkeit selbst 
verbessert zu nutzen oder als qualifikatorische 
Bausteine in eine neue Erwerbstätigkeit oder 
auch in außerfamiliäre ehrenamtliche oder ne- 
benberufliche Tätigkeiten einzubringen. 

Die Kursreihe, die Hausfrauen insbesondere 
auch Ängste vor anderen Arbeitsrhythmen und 
Anforderimgen nehmen und ihnen Impulse und 
Hilfestellungen zur Umsetzung neuer Ziele ge- 
ben soll, setzt dabei unterschiedliche inhaltliche 
Schwerpunkte. Als künftige Tätigkeitsbereiche 
sind u. a. die Mitarbeit in kirchlichen und gesell- 
schaftlichen Gruppen, die Leitung von Kursen in 
der außerschulischen Bildungsarbeit sowie die 
Beratung zu den Themen Ökologie, Ernährung 
und Gesundheit, Engagement im Bereich Päda- 
gogik/Sozialarbeit (Altenbetreuung, Umgang mit 
Jugendlichen) sowie die aktive Mitarbeit in Bi- 
bliotheken imd im Presse- und Medienwesen vor- 
gesehen. Ergebnisse der Kurse und Angaben, in 
welchem Umfang die Weiterbildungsangebote in 
Anspruch genommen wurden, werden Ende 1988 
vorliegen. 

Der Entwicklung eines praxis- und berufsorien- 
tierten Weiterbildungsprogrammes dient das 
vom Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft geförderte Vorhaben der Gesellschaft zur 
Förderung der beruflichen Bildimg e. V. in Lever- 
kusen. Aufgabe des Projektes ist neben der Erar- 
beitung einer Konzeption zur gezielten Bildungs- 
beratung für Frauen die Entwicklung eines Kurs- 
modells, das Fachkenntnisse für die kaufmänni- 


schen, technischen und die Laborberufe sowie 
berufsrelevante „Schlüsselqualifikationen“ wie 
Kooperations- und Kommimikationsfähigkeit, 
rationelle Arbeitsplanung u. a. vermitteln solL 

Mit dieser Weiterbildungsmaßnahme werden 
insbesondere solche Hausfrauen angesprochen, 
die ihre ausschließliche Familientätigkeit als vor- 
übergehend ansehen und eine Rückkehr in das 
Erwerbsleben anstreben. 

Vielfältige Fortbildungsmöglichkeiten berufli- 
cher wie allgemeiner Art bietet auch das breit 
gefächerte Kursangebot der Volkshochschulen, 
deren Veranstaltimgen zu 71,8% von Frauen ge- 
nutzt werden. In diesem Zusammenhang ist ein 
vom Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft gefördertes Projekt des Deutschen 
Volkshochschulverbandes e. V. zu nennen, das 
dem technischen Wandel und Fortschritt Rech- 
nung trägt und ein die Informations- und Alltags- 
technik berücksichtigendes differenziertes Wei- 
terbildungsangebot erarbeitet. Im einzelnen zielt 
das Vorhaben darauf ab, das Kursangebot der 
Volkshochschulen im Bereich Informationstech- 
nik systematisch auszubauen sowie breite Bevöl- 
kerungskreise, insbesondere Hausfrauen, zum 
kompetenten Umgang mit technischen Produk- 
ten anzuregen und vorhandene Schwellenängste 
gegenüber der Technik imd ihrer Nutzung abzu- 
bauen. Im Vordergrund steht damit die Vermitt- 
lung nicht berufsbezogener Fähigkeiten und 
Kenntnisse, die Hausfrauen in ihrem Alltag (in 
den Bereichen Haushalt, Wohnen, Hobby etc.) zu- 
gute kommen. 

In einem weiteren Projekt, das der Verein zur 
Förderung der Pädagogik der Informationstech- 
nologien (VFPI) durchführt, werden im Rahmen 
von Computerclubs geeignete Möglichkeiten un- 
tersucht, mit denen vornehmlich Frauen mit den 
Grundzügen der Datenverarbeitung vertraut ge- 
macht werden sollen. 

Grundsätzlich ist festzustellen, daß das Interesse 
der Frauen an entsprechenden Weiterbildungs- 
angeboten sehr groß ist. Zahlenangaben über die 
Inanspruchnahme dieser Angebote liegen derzeit 
allerdings noch nicht vor. 

Einer besseren Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf dient die Ausweitung der Teilzeitarbeit 
und Flexibilisierung der Arbeitszeit sowie die 
Frauenfördenmg in Betrieben und Verwaltun- 
gen. 

Die Bundesregierung hat eine „Richtlinie zur be- 
ruflichen Förderung von Frauen in der Bundes- 
verwaltung“ verabschiedet, die am 1. März 1986 
in Kraft getreten ist. Sie sieht Maßnahmen zur 
Verbesserung der Einstellungschancen von Frau- 
en, ihrer Beförderungsmöglichkeiten, Erleichte- 
rungen für die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf und zur beruflichen Weitereingliederung 
vor. Fortbildungsveranstaltungen sollen räum- 
lich und zeitlich möglichst so gestaltet sein, daß 
auch Mütter bzw. Beschäftigte mit Familien- 
pflichten daran teilnehmen können. Als Kontroll- 
mittel im Hinblick auf die Durchführung der 
Maßnahmen wurde eine Berichtspflicht jeweils 
im Abstand von drei Jahren festgelegt. 


32 



Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode DruCksache 10/6732 


Im Rahmen einer zweijährigen empirischen Un- 
tersuchung ist ein „Leitfaden zur Frauenförde- 
rung in Betrieben“ erarbeitet worden, der vielen 
Unternehmen zur Verfügung gestellt wurde. Da- 
mit sollte das Interesse der Betriebe geweckt 
werden, selbst Frauenförderung zu betreiben, 
und es sollten ihnen entsprechende Informatio- 
nen an die Hand gegeben werden. Der „Leitfa- 
den“ hat eine äußerst positive Resonanz. In eini- 
gen Unternehmen gibt es bereits „Frauenförder- 
pläne“. 


G. Junge Menschen in Ehe und Familie 

1. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über die Einstellungen junger Menschen zu 
Ehe und Familie vor? 

Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung zur Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für junge Paare? 


Eine repräsentative Erhebung des Emnid Instituts 
über Ehe und Familie im Jahr 1986, die als Längs- 
schnitterhebung einen Vergleich mit Erhebungen 
in den Jahren 1977 und 1986 ermöglicht, zeigt, daß 
sich im Zeitraum von 1977 zu 1986 eine positive Hal- 
tung zur Familie verstärkt hat. Während 1977 86% 
eine positive Einstellung zur Familie bekundeten, 
waren es 1986 91%. Nach Auffassung der ganz über- 
wiegenden Mehrheit der 1985 in der Repräsentativ- 
untersuchung befragten Jugendlichen im Alter zwi- 
schen 14 und 21 Jahren gehören Kinder zu einem 
sinnerfüllten Leben dazu. Die Äußerung „Wer heute 
noch Kinder in die Welt setzt, handelt verantwor- 
tungslos“ wurde 1983 von 64%, 1985 von 70% abge- 
lehnt. 

Jüngere Erwachsene zeigen sich kritischer gegen- 
über der Familie, auch sie bewerten „Familie“ je- 
doch zu 83% positiv. Nur 4% der jungen Erwachse- 
nen unter 29 Jahren lehnen „Familie“ ab. Eine Re- 
präsentativerhebung des Allensbach Instituts aus 
dem Jahr 1985, die in Baden-Württemberg durchge- 
führt wurde, zeigt, daß sich mit diesen Zahlen keine 
Tendenz zur Abkehr von Ehe und Familie andeutet, 
daß vielmehr der individuelle Stellenwert der Fami- 
lie über die Lebensphase hinweg nicht konstant ist. 
Jugendliche und junge Erwachsene befinden sich in 
dem Prozeß der Ablösung von der Herkunftsfami- 
lie, in dieser Zeit tritt die Bedeutung, die Familie für 
das eigene Leben hat, zurück hinter der Bedeutung 
des Berufslebens, für das in dieser Zeit die entschei- 
denden Weichen gestellt werden. Die familiären Er- 
eignisse, die das Leben verändern — Heirat, Geburt 
der Kinder, Tod eines Angehörigen — treten erst 
allmählich, teilweise erst nach dem 30. Lebensjahr 
ein. Nur für 47% derjenigen, die noch bei ihren 
Eltern oder allein leben, ist die Familie besonders 
wichtig, aber schon für 68% der verheiratet oder 
unverheiratet zusammenlebenden jungen Paare 
und für 94% der jungen Paare mit kleinen Kin- 
dern. 

Auch eine neuere Untersuchung des Instituts für 
Entwicklungsplanung und Strukturforschung, Han- 
nover, zur Lebens Situation von Jugendlichen und 


jungen Erwachsenen in Niedersachsen zeigt die 
große Bedeutung von Ehe und Familie für junge 
Menschen. Zwei Drittel der Jugendlichen haben be- 
reits konkrete Vorstellungen von einer eigenen Fa- 
miliengründung. Bei 77% dieser Jugendlichen be- 
steht der Wunsch zu heiraten, 19% wollen mit ei- 
nem festen Partner Zusammenleben. 

Auch bei diesen Ergebnissen zeigt sich die enge 
Verknüpfung zwischen Ehe und Kinderwunsch. 
Nur 6% der Befragten wollen später einmal keine 
Kinder haben. Zwei Drittel halten zwei Kinder, ein 
Viertel drei und 10% der Befragten sogar vier Kin- 
der für die ideale Kinderzahl. 

Hierin spiegeln sich die durchweg positiven Erfah- 
rungen dieser Jugendlichen mit der Herkunftsfami- 
lie. Es überwiegen deutlich die positiven Attribute 
bei der Beurteilung der Situation in der eigenen 
Familie. So sagen, daß 77% „sich geborgen fühlen“, 
61% „gemeinsame Lebensfreude“, 63% „aufeinander 
Rücksicht nehmen“. 

Um die Rahmenbedingungen für junge Paare zu 
verbessern, hat die Bundesregierung zunächst die 
finanzpolitische Handlungsfähigkeit des Staates 
gesichert und damit auch Stabilität und neues 
Wachstum erreicht. Der Rückgang der Preissteige- 
rungsrate bedeutet, daß Löhne und Einkommen 
nicht mehr an Kaufkraft verlieren. Über die allge- 
meinen Maßnahmen der Preisstabilisierung hinaus 
ist die wirtschaftliche Situation von Familien durch 
die Steuer- und haushaltspolitischen Beschlüsse 
dieser Bundesregierung gezielt verbessert worden. 
So hat die Bundesregierung in dieser Legislaturpe- 
riode mit ihrem „Familienpaket“, das zum 1. Januar 
1986 wirksam wurde, wesentliche Verbesserungen 
gerade auch für junge Familien durchgesetzt. Das 
„Familienpaket“ ist eine Kombination von gezielter 
Förderung junger Familien und solcher mit gerin- 
gem Einkommen und familiengerechter Steuer. Zu- 
sammengerechnet stehen den Familien — unab- 
hängig von den weiter gezahlten 14,2 Mrd. DM Kin- 
dergeld — wenn die Beschlüsse sich voll auswirken, 
rd. 10 Mrd. DM mehr zur Verfügung. Das ist die 
größte Verbesserung für die Familien seit Bestehen 
der Bundesrepublik Deutschland. Die Maßnahmen 
der Bundesregierung zur Förderung von jungen Fa- 
milien im einzelnen: 

— Der Kinderfreibetrag wurde von 432 DM auf 
2 484 DM pro Kind erhöht. 

— Als völlig neue Leistung wurde ein Kindergeld- 
zuschlag bis zur Höhe von 46 DM pro Kind und 
Monat für diejenigen beschlossen, die wegen der 
geringen Höhe ihres Einkommens den Steuer- 
freibetrag nicht oder nicht in vollem Umfang 
nutzen können; das bedeutet für das 1. Kind 
praktisch eine Verdoppelung des bisherigen 
Kindergeldbetrages von 50 DM. 

— Seit 1. Januar 1986 gibt es für Mütter oder Väter 
das Erziehungsgeld in Höhe von 600 DM monat- 
lich für zunächst zehn Monate und — ab 1988 — 
für ein ganzes Jahr und den Erziehungsurlaub 
mit Beschäftigungsgarantie. 
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— Von ebenso grundlegender Bedeutung ist die 
Anrechnung von Erziehungszeiten in der Ren- 
tenversicherung, mit der Lücken in der Renten- 
biographie von Müttern oder Vätern geschlossen 
werden sollen, die wegen der Erziehung eines 
kleinen Kindes auf Erwerb Stätigkeit verzichten 
oder diese einschränken. Erziehungsarbeit in 
der Familie ist damit der Erwerbsarbeit gleich- 
gestellt. Während des Erziehungsjahres wird im- 
mer eine soziale Sicherung auf der Basis von 
75% des Durchschnittsentgelts erreicht (ent- 
spricht 1986 einem monatlichen Rentenbetrag 
von rd. 25 DM). 

— Zum „Familienpaket“ gehört ferner die Verbes- 
serung des Baukindergeldes, daß es in Höhe von 
600 DM pro Jahr künftig bereits ab dem 1. Kind 
gibt. 

— Um werdenden Müttern, die sich in einer Not- 
lage befinden, schnell und unbürokratisch hel- 
fen zu können, wurde 1984 auf Vorschlag der 
Bundesregierung die Bundes Stiftung „Mutter 
und Kind — Schutz des ungeborenen Lebens“ 
errichtet Sie ist z. Z. mit einem Finanzvolumen 
von jährlich 80 Mio. DM ausgestattet. 

Viele junge Paare wünschen sich eine bessere Ver- 
einbarkeit von Familie und Beruf. Im Zusammen- 
hang mit dieser Tatsache bedeutet die von der Bun- 
desregierung durchgesetzte Einführung eines Er- 
ziehungsgeldes und eines Erziehungsurlaubs mit 
besonderem Kündigungsschutz sowie die Anerken- 
nung von Erziehungszeiten im Rentenrecht einen 
gesellschafts- und familienpolitischen Durchbruch. 
Es darf jedoch nicht übersehen werden, daß im Hin- 
blick auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
nicht allein der Gesetzgeber gefordert ist. Im Hin- 
blick auf familienfreundlichere Arbeitszeiten, auf 
mehr Flexibilität bei der Arbeitsvertragsgestaltung 
und bei der notwendigen Vergrößerung des Angebo- 
tes von Teilzeitarbeitsplätzen sind auch die Tarif- 
partner gefordert. Vielen Eltern würde eine Verein- 
barkeit von Familie und Beruf auch dadurch er- 
leichtert, daß Betreuungsmöglichkeiten für Kinder 
ausgeweitet und die Zeiten der Bereitstellung sol- 
cher Angebote flexibel gehandhabt würden. 


2. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über die zunehmende Akzeptanz alternati- 
ver Lebensformen vor? 


Einer im März 1981 vom Emnid-Institut durchge- 
führten bevölkerungsrepräsentativen Erhebung zu- 
folge begrüßen sieben von zehn Bundesbürgern ein 
als „Ehe auf Probe“ gedachtes, unverheiratetes Zu- 
sammenleben, bei den 14 bis 19jährigen sind es 
91%, bei den 20 bis 29jährigen 83%. 

Ein auf Dauer angelegtes unverheiratetes Zusam- 
menleben findet bei jedem zweiten Bundesbürger 
Zustimmung, bei den unter 29jährigen zu 70 bis 
80%. 

Ein unverheiratetes Zusammenleben mit Kind, bei 
dem keine Eheschließung beabsichtigt ist, findet al- 


lerdings nur eine sehr viel geringere Zustimmung 
als das unverheiratete Zusammenleben ohne Kind. 
29% der Bundesbürger stimmen ihm zu und 40 bis 
50% der unter 29jährigen. 

Dementsprechend haben nur wenige unverheiratet 
zusammenlebende Paare in der Repräsentativerhe- 
bung des Emnid-Instituts über „Nichteheliche Le- 
bensgemeinschaften“ aus dem Jahr 1982 über kon- 
kret erfahrene Benachteiligungen und Diskriminie- 
rungen berichtet. 10% bzw. 11% berichten über 
Schwierigkeiten mit den Vermietern bzw. Eltern, 
die sie in der Vergangenheit erfahren haben, und 
nur 3 % über Schwierigkeiten mit den Vermietern in 
der Gegenwart, 4% mit den Nachbarn, 6% mit El- 
tern und Verwandten und 3% mit Behörden. 

Selbst bei diesen Angaben muß beachtet werden, 
daß bei diesen Erfahrungen andere Faktoren wie 
z. B. vergleichsweise geringes Einkommen und 
niedriges Alter eine Rolle für Schwierigkeiten mit 
Vermietern bzw. Eltern spielen können. 


K Junge Zuwanderer aus der DDR und innerdeut- 
scher Jugendaustausch 

Vorbemerkung zu den Antworten zu H 1 bis H 10 

Das Programm der Bundesregierung zur Eingliede- 
rung von Aussiedlern und Zuwanderern bietet eine 
Fülle besonderer Hilfen zur möglichst raschen wirt- 
schaftlichen, beruflichen und gesellschaftlichen 
Eingliederung und kommt bei Vorliegen der ent- 
sprechenden Voraussetzungen auch jungen Zuwan- 
derern aus der DDR und Berlin (Ost) zugute. Die 
Hilfen sind als „Hilfe zur Selbsthilfe“ konzipiert 
und werden fortwährend auf ihre Wirksamkeit 
überprüft sowie bei Bedarf den sich verändernden 
Gegebenheiten angepaßt 

Schwerpunkte liegen dabei neben ersten Hilfen in 
den Aufnahmelagern in folgenden Bereichen: 

— Finanzhilfen an die Länder zur wohnungsmäßi- 
gen Unterbringung, 

— zinsvergünstigte Darlehen zur ersten Woh- 
nungsausstattung, 

— Anerkennung von Zeugnissen und Befähigungs- 
nachweisen bei Gleichwertigkeit, 

— Förderung der Schul- und Berufsausbildung, 

— Hilfen bei der beruflichen Eingliederung, 

— Förderung der gesellschaftlichen Integration. 

Der gesellschaftlichen Integration im Sinne einer 
Vorbereitung auf die veränderten Umfeldbedingun- 
gen dienen vor allem Eingliederungsveranstaltun- 
gen (Seminare, Aufbauwochen) der Vertriebenen- 
und Flüchtlingsverbände, der Träger der Freien 
Wohlfahrtspflege sowie kirchlicher Institutionen; 
daneben tritt die Einzelberatung und -betreuung 
durch diese Verbände und Institutionen. Die Bun- 
desregierung fördert diese Meißnahmen finanziell. 
Im Haushalt des Bundesministers des Innern sind 
hierfür 1986 2,1 Millionen DM, in dem des BMJFFG 
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rund 11,5 Millionen DM ausgebracht Die Bundesre- 
gierung legt Wert darauf, mit derartigen Maßnah- 
men möglichst frühzeitig nach der Einreise zu be- 
ginnen. 

Die Gesamtzahl der Zuwanderer, die das Aufnah- 
meverfahren in Berlin oder Gießen durchlaufen ha- 


ben, betrug 1985: 24 912. 

Davon waren bis unter 6 Jahre 1 985 

6 bis unter 18 Jahre 4 447 

18 bis unter 20 Jahre 621 

20 bis unter 25 Jahre 3 160 

10 213 


In 1986 betrug die Gesamtzahl bis 31. Okt. 1986 



22 536. 

Davon waren bis unter 6 Jahre 

1 122 

6 bis unter 18 Jahre 

3 102 

18 bis unter 20 Jahre 

430 

20 bis unter 25 Jahre 

1928 


6 582. 


1. Die Integrationsbemühungen zugunsten junger 
Zuwanderer aus der DDR und Berlin (Ost) kön- 
nen nur dann gelingen, wenn neben materieller 
Hilfe die gesellschaftliche Eingliederung durch 
neue soziale Kontakte unterstützt wird. Die Zahl 
der Übersiedler aus der DDR stieg in der Vergan- 
genheit zeitweise sprunghaft an. 

Welche besonderen Bemühungen hat die Bun- 
desregierung unternommen, um gerade den vie- 
len jungen Zuwanderern des vergangenen Jah- 
res die soziale Eingliederung zu erleichtern? 

Welche Eingliederungshilfen werden von den 
jungen Zuwanderern in welchem Umfang wahr- 
genommen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Erfolg be- 
stimmter Eingliederungshilfen in bezug auf die 
jeweilige Zielgruppe? 

Die Zahl der jährlichen Zuwanderer aus der DDR 
und Berlin (Ost) ist gegenüber der Zeit vor 1984 
jährlich auf etwa das Doppelte angestiegen. Allein 
bis zum 31. Oktober dieses Jahres wurden über 
22 000 Zuwanderer registriert. Der Anteil der jun- 
gen Zuwanderer ist hierbei beträchtlich. 

Alleinstehende jugendliche Zuwanderer aus der 
DDR bis 24 Jahre werden in der Zentralen Aufnah- 
mestelle des Landes Hessen, in Gießen (ZAH) 
durch die Jugendabteilung des ZAH besonders be- 
raten und betreut, die auch im Benehmen mit dem 
Jugendamt Gießen für alleinstehende minderjäh- 
rige Zuwanderer unter 18 Jahren den Antrag nach 
§ 1 des Aiifnahmegesetzes stellt. In Berlin werden 
alleinstehende minderjährige Zuwanderer aus der 
DDR durch den Jugendnotdienst des Landes Berlin 
beraten und betreut. 

Bei der Betreuung der jugendlichen Zuwanderer 
aus der DDR im Rahmen des Aufnahmeverfahrens 
wird besonderer Wert darauf gelegt, daß die Betreu- 
ung durch die unteren Verwaltungsbehörden am 
Ort der ersten Wohnsitznahme gesichert ist. 


Es ist richtig, daß für diese jungen Menschen mate- 
rielle Hilfe und neue soziale Kontakte korrespon- 
dieren müssen, um eine dauerhafte Integration si- 
cherzustellen. Die Bemühungen der Bundesregie- 
rung um die Eingliederung der jungen Zuwanderer 
konzentrieren sich darum auf 2 Bereiche: 

Zum einen auf die Gewährung von individuellen 
Beihilfen nach dem Garantiefonds, insbesondere 
zur schulischen, beruflichen und gesellschaftlichen 
Integration. Hier wird auch den Schwierigkeiten 
Rechnung getragen, die sich aus dem erheblichen 
Nachholbedarf gegenüber dem Lehrstoff in der 
Bundesrepublik ergeben, vor allem in allgemeinbil- 
denden und sprachlichen Fächern. Die Beihilfen 
umfassen den Lebensunterhalt und die notwendi- 
gen Ausbildungskosten. Sie sind im Schuljahr 
1984/85 2 000 jungen Zuwanderern zugute gekom- 
men. 

Zum anderen werden die jungen Zuwanderer — zu- 
sammen mit den jungen Aussiedlern — in den aus 
dem Bundesjugendplan geförderten 151 Jugend- 
und studentischen Gemeinschaftswerken beraten 
und betreut. Jährlich werden auf diesem Wege un- 
gefähr 8 000 junge Zuwanderer aus der DDR er- 
reicht. 

Die Tätigkeit der Gemeinschaftswerke konzentriert 
sich vor allem auf eine ständige individuelle Bera- 
tung, Eingliederungskurse und Freizeiten — letz- 
tere zusammen mit einheimischen Jugendlichen. In 
die Beratungen werden die Familien mit einbezo- 
gen, entweder durch den Besuch dieser Familien 
oder in den regionalen Beratungsstellen. Dadurch, 
dciß die jungen Menschen in sehr starkem Maße 
durch die bisherigen Lebensumstände im Her- 
kunftsland geprägt sind, ist eine besondere inten- 
sive Betreuung notwendig. 

In den Jugendgemeinschaftswerken sind z. Zt. 230 
hauptamtliche Betreuer tätig. Durch die Beschäfti- 
gung weiterer 770 Mitarbeiter (ehrenamtliche Mit- 
arbeiter, Honorarmitarbeiter, Mitarbeiter im Rah- 
men von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen) wird die 
Möglichkeit zu intensiver, individueller Betreuung 
geschaffen. 

Der Ansatz des Programms beträgt im Jahre 1986 
24,2 Mio. DM. Hiervon entfällt auf die für den Sek- 
tor der Studienbewerber tätige, institutionell geför- 
derte Otto-Benecke-Stiftung 8,7 Mio. DM. 

Diese Betreuungsarbeit muß auch in den kommen- 
den Jahren fortgeführt werden. Die Möglichkeiten 
zur effektiven Eingliederung werden durch diese 
Hilfen ganz wesentlich verbessert, der Entfrem- 
dung sowie der Abspaltung von unserer Gesell- 
schaft gerade bereits im jugendlichen Alter vorge- 
beugt. 


2. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, Organisationen, die sich um die Eingliede- 
rung junger Zuwanderer aus der DDR bemühen, 
zu unterstützen und was hat die Bundesregie- 
rung bisher zur Förderung derartiger Organisa- 
tionen getan? 


35 



Drucksache 10/6732 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Das dargestellte Programm wird von den Verbän- 
den der Jugendsozialarbeit und der Otto-Benecke- 
Stiftung durchgeführt. Diese Organisationen erhal- 
ten neben den Zuschüssen für die in der Betreu- 
ungsarbeit tätigen Mitarbeiter zentrale Förde- 
rungsmittel, die der Weiterentwicklung der Arbeits- 
ansätze und der Fortbildung der haupt- und neben- 
amtlichen Mitarbeiter dienen. 

Zusätzlich fördert der Bundesminister des Innern 
im Jahr 1986 die Eingliederungsseminare der DJO 
— Deutsche Jugend in Europa — für junge Aus Sied- 
ler und Zuwanderer mit 112 316 DM. 


3. Verschiedene Organisationen haben sich in der 
Vergangenheit um die Eingliederung junger Zu- 
wanderer bemüht. Hierbei werden unterschiedli- 
che Lösungsansätze verfolgt. Es fehlen jedoch 
nach wie vor wissenschaftliche Überlegungen, 
die das Erstellen einheitlicher Leitsätze im Be- 
reich der Eingliederungshilfen in einer theore- 
tisch abgesicherten Form erlauben. 

Ist die Bundesregierung bereit, wissenschaftliche 
Untersuchungen zur Eingliederungsproblematik 
junger Zuwanderer aus der DDR zu unterstüt- 
zen? 

Welche Eingliederungsziele und Eingliederungs- 
wege finden zum jetzigen Zeitpunkt die Unter- 
stützung der Bundesregierung? 

Die Lösungsansätze weisen bei den die Eingliede- 
rungsarbeit leistenden Trägern der Jugendhilfe 
zwar gewisse Unterschiede in den Methoden und 
Wegen, jedoch keine grundsätzlich divergierenden 
Verschiedenheiten auf. 

Die Unterschiedlichkeiten bei den Methoden und 
Wegen haben sich daraus ergeben, daß nach Alters- 
gruppen, Vorbildung und bestehenden Ausbildungs- 
defiziten individuelle — in Gruppen zusammenfaß- 
bare — Besonderheiten zu berücksichtigen sind. 
Die individuelle Ausrichtung der Eingliederungsan- 
gebote muß nach Auffassung der Bundesregierung 
beibehalten werden. Zu den Eingliederungszielen 
wird im übrigen auf die Antwort zu Frage H. 1 hin- 
gewiesen. 

Für den Personenkreis junger Aussiedler hat Frau 
Professor Dr. Kossolapow ein im Auftrag des Bun- 
de sministeriums für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit durchgeführtes Forschungsprojekt fer- 
tiggestellt, das die Einschätzung der Maßnahmen 
zur Förderung der sozialen Integration dieser jun- 
gen Menschen zum Gegenstand hat. Eine geson- 
derte Untersuchung für Zuwanderer ist z. Zt. nicht 
beabsichtigt. 


4- Welche Bemühungen unternimmt die Bundesre- 
gierung, um den deutsch-deutschen Jugendaus- 
tausch auf eine gesicherte und dauerhafte 
Grundlage zu stellen? 

Inwieweit wurden in diesem Zusammenhang be- 
reits Verhandlungen mit der DDR aufgenommen 
und zu welchem Ergebnis sind diese Verhandlun- 
gen bisher gediehen? 


Die Bundesregierung hat in den Verhandlungen 
zum Abschluß des innerdeutschen Kulturabkom- 
mens (»Abkommen zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik über kul- 
turelle Zusammenarbeit“ vom 6. Mai 1986) errei- 
chen können, daß mit dem Artikel 11 des Kulturab- 
kommens eine regierungsseitig bestätigte Beru- 
fungsgrundlage für den — nichtstaatlichen — touri- 
stischen Jugendaustausch geschaffen wurde. Sie 
geht davon aus, daß hierdurch der Jugendaustausch 
auf eine gesicherte und dauerhafte Grundlage ge- 
stellt wurde. 

Inwieweit darüber hinaus der Artikel 11 implizit 
Möglichkeiten für eine Ausweitung und qualitative 
Erweiterung in der Entwicklung des seit Ende 1982 
bestehenden touristischen Jugendaustauschs bie- 
tet, wird von den Beteiligten (Deutscher Bundesju- 
gendring) im Augenblick geprüft und in Gesprä- 
chen mit der anderen Seite (FDJ) ausgelotet. 

Die Bundesregierung begleitet diese Bemühungen 
flankierend in Form der Beratung, finanzieller För- 
derung und Sondierung. 


5. Wie viele Personen haben im Zusammenhang 
mit Fahrten von Schulklassen, Jugendgruppen 
und ähnlichem zwischen 1972 und 1985 im Jah- 
resdurchschnitt die DDR besucht? 

Die in der nachstehenden Tabelle angegebenen 
Zahlen betreffen lediglich die von Bund und Län- 
dern geförderten Reisen von Jugendlichen in die 
DDR und nach Ost-Berlin, da nur diese Reisen 
exakt erfcißbar sind. Weitere Reisen von Jugendli- 
chen, die in der Regel als Privatreisen (Verwand- 
ten-, Bekanntenbesuche) stattfinden, sind zahlen- 
mäßig nicht zu erfassen. 

Die in der Tabelle angegebenen aus öffentlichen 
Mitteln geförderten Reisen beziehen Informations- 
und Begegnungsfahrten von Schülern, Jugendli- 
chen und Studenten ein, und zwar vom Typ: 

a) Drei- bis zehntägige Begegnungsfahrten (darun- 
ter auch die seit 1982 durchgeführten einwöchi- 
gen Jugendaustausch-Reisen) 

b) Ein- bis zweitägige Informationsfahrten in die 
DDR und/oder nach Berlin (Ost) (sogenannte 
Kurzfahrten). 

Seit 1973 (Weltjugendfestspiele in Berlin [Ost]) fuh- 
ren — mit der Aufnahme von Verbandskontakten 
zwischen Jugendverbänden aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland (insbesondere Mitgliederverbän- 
den des Deutschen Bundes jugendringes) und der 
FDJ der DDR — jährlich durchschnittlich 50 ju- 
gendliche Verbandsvertreter zu offiziellen Spitzen- 
begegnungen in die DDR. Im Jahre 1974 fuhren die 
ersten fünf Schulklassen im Rahmen der damals 
erstmalig praktizierten Schulklassenfahrten mit ca. 
150 Teilnehmern aus den Ländern Rheinland-Pfalz 
und Niedersachsen in die DDR, Die Zahl der Schul- 
klassenfahrten hat seit diesem Zeitpunkt jährlich 
stark zugenommen, sie finden inzwischen von allen 
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Ländern aus statt (mit Ausnahme von Berlin 
[West]). Hier liegen die größten Zuwachsraten von 
Reisen Jugendlicher in die DDR. 

Seit 1984 werden auch Kurzfahrten gefördert (ins- 
besondere durch die Bundesländer), daher verzeich- 
net die Tabelle für 1984 eine entsprechende Zu- 
nahme der Gesamtreisen gegenüber den Vorjah- 
ren. 

Ab Herbst 1982 besteht der touristische innerdeut- 
sche Jugendaustausch. Daher enthalten die Zahlen 
der Tabelle ab 1982 auch die Reisen von Jugendli- 
chen im Rahmen des Jugendaustausches (einwö- 
chige Begegnungsreisen). Hier ist eine jährliche Zu- 
nahme der Reisen von etwa 50% gegenüber dem 
jeweiligen Vorjahr zu verzeichnen (im ersten Jahr, 
1983 reisten rd. 6 000 Jugendliche im Rahmen des 
Jugendaustausches in die DDR). 

Tabelle (West-Ost-Reisen) 

1972 nicht verläßlich erfaßbar 

1973 rd. 50 Teilnehmer (Verbandskontakte) 

1974 rd. 200 Teilnehmer (Verbandskontakte und 

Schulklassenfahrten) 

1975 rd. 350 Teilnehmer (Verbandskontakte und 

Schulklassenfahrten) 

1976 rd. 700 Teilnehmer (Verbandskontakte und 

Schulklassenfahrten) 

1977 rd. 1 300 Teilnehmer (Verbandskontakte und 

Schulklassenfahrten) 

1979 rd. 2 000 Teilnehmer (Verbandskontakte und 

Schulklassenfahrten) 

1980 rd. 4 500 Teilnehmer (Verbandskontakte und 

Schulklassenfahrten) 

1981 rd, 9 000 Teilnehmer (Verbandskontakte und 

Schulklassenfahrten) 

1982 rd. 16 000 Teilnehmer (Verbandskontakte, 

Schulklassenfahrten und 
tourist. Jugendaus- 
tausch) 

1983 rd. 28 600 Teilnehmer (Verbandskontakte, 

Schulklassenfahrten und 
tourist. Jugendaus- 
tausch) 

1984 rd. 42 400 Teilnehmer (Verbandskontakte, 

Schulklassenfahrten und 
tourist. Jugendaustausch 
inkl. Kurzfahrten) 

1985 rd. 68 000 Teilnehmer (Verbandskontakte, 

Schulklassenfahrten und 
tourist. Jugendaustausch 
inkl. Kurzfahrten) 

1986 wird voraussichtlich eine weitere Zunahme der 
Reisezahlen aufweisen, jedoch mit abflachender 
Tendenz, da die Aufnahmekapazitäten in der DDR 
die West-Ost-Reisen begrenzen. 


6. Wie hoch war in den Jahren 1972 bis 1985 im Jah- 
resdurchschnitt die Anzahl von Jugendlichen aus 
der DDR, die zu Jugendaustauschmaßnahmen in 
die Bundesrepublik Deutschland gekommen 
sind? 


Für den Zeitraum 1972 bis 1982 liegen keine verläß- 
lichen Zahlen vor, da noch nicht von einem Jugend- 
austausch gesprochen werden kann, mit Ausnahme 
der Spitzenbegegnungen ab 1973 im Rahmen der 
Verbandskontakte (siehe Antwort auf Frage H.5) 
mit ca. 50 Teilnehmern aus der DDR im Jahres- 
durchschnitt. Erst ab Herbst 1982 werden im Rah- 
men des nichtstaatlichen touristischen Jugendaus- 
tauschs Reisen in Ost-West- Richtung durchgeführt. 
Die Abnahme der Teilnehmerzahlen 1984 und 1985 
gegenüber 1983 hat ihren Grund in der zeitweiligen 
einseitigen Unterbrechung des Jugendaustausches 
durch die DDR (April 1984 bis Juli 1985). 

Tabelle (Ost-West-Reisen, Jugendaustausch) 

1982 361 Teilnehmer 

1983 1 250 Teilnehmer 

1984 423 Teilnehmer 

1985 ca. 1 000 Teilnehmer 

1986 werden 3 000 bis 3 900 Teilnehmer 

erwartet. 

Hinzu kommen ca. 50 Teilnehmer im Jahresdurch- 
schnitt im Rahmen der Verbandskontakte. 


7. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
in absehbarer Zeit und langfristig, die Zahl von 
Jugendgruppen aus der DDR, die die Bundesre- 
publik Deutschland besuchen, zu erhöhen? 

Hierzu sieht die Bundesregierung mehrere Mög- 
lichkeiten, an deren Verwirklichung von den Betei- 
ligten im Augenblick gearbeitet wird. 

— Erweiterung der Gastgeber-Kapazitäten — ins- 
besondere der Übernachtung — und sonstigen 
Aufenthaltsmöglichkeiten wie z. B. durch das 
Deutsche Jugendherbergswerk, durch die betei- 
ligten Reisebüros, sowie durch große Jugendver- 
bände mit eigenen Häusern und Bildungsstätten 
(z. B. Deutsche Sportjugend). 

— Qualitative Verbesserung der Reise- und Aufent- 
haltsprogramme hinsichtlich der Gesprächs- 
und Begegnungsmöglichkeiten, aber auch der 
Information und Erholung. 

— Weitere Bereitstellung der notwendigen finan- 
ziellen Mittel, die eine Qualifizierung der Reise- 
programme sicherstellen. 

Flankierend wird in laufenden Gesprächen mit der 
DDR-Seite versucht, die DDR zu bewegen, die Zahl 
ihrer Jugendgruppen für Besuche in der Bundesre- 
publik Deutschland zu erhöhen. 
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8. Hält die Bundesregierung die dazu zur Verfü- 
gung stehenden Mittel aus dem Haushalt des 
Bundesministeriums für innerdeutsche Bezie- 
hungen für ausreichend? 

In der Vergangenheit haben die zur Verfügung ste- 
henden öffentlichen Förderungsmittel ausgereicht. 

Bisher sind noch keine Jugendfahrten in beiden 
Reiserichtungen wegen Geldmangel ausgefallen. 


9. Wie praktiziert die DDR-Staatsführung den in- 
nerdeutschen Jugendaustausch, und ist sie zu ei- 
ner Intensivierung bereit? 

Welche Ziele verfolgt sie hierbei? 

Leitung und Durchführung des innerdeutschen Ju- 
gendaustauschs liegen in den Händen der allein zu- 
gelassenen Jugendorganisation der DDR „Freie 
Deutsche Jugend“ (FDJ), die über ihr eigenes Reise- 
büro „Jugendtourist“ den Jugendaustausch organi- 
siert. Die FDJ-Leitung, sowie die SED- und Staats- 
führung, haben wiederholt bekundet, daß man 
durchaus bereit sei, im Rahmen der gegebenen 
Möglichkeiten den innerdeutschen Jugendaus- 
tausch zu intensivieren. 


10. Welche Möglichkeiten gibt es, aus Mitteln des 
innerdeutschen Ministeriums deutschlandpoliti- 
sche Bildungsmaßnahmen für junge Leute zu 
fördern? Wie viele Maßnahmen mit wie vielen 
Teilnehmern wurden in den Jahren 1982 bis 
1985 gefördert? 

Das Bundesministerium für innerdeutsche Bezie- 
hungen fördert seit Jahren unter erheblichem Mit- 
teleinsatz im Rahmen seiner Förderrichtlinien 
deutschlandpolitische Bildungsveranstaltungen 
freier Bildungsträger für junge Leute. Es handelt 
sich bei den Maßnahmen um Seminare, Tagungen 
und Vortragsveranstaltungen. 

Zu den Veranstaltern gehören neben Bildüngsinsti- 
tutionen auch die Jugendorganisationen der politi- 
schen Parteien und andere Jugendverbände. 

Voraussetzung für eine Förderung ist, dciß die Ver- 
anstaltungen vom Programminhalt her dem Auf- 
trag des Ministeriums entsprechen. 

In den Jahren 1982 bis 1985 wurden nachstehend 
aufgeführte deutschlandpolitische Bildungsveran- 
staltungen mit jungen Teilnehmern gefördert: 


1982: 

1078 

mern 

Veranstaltungen 

mit 

29 468 

Teilneh- 

1983: 

1 189 

mern 

Veranstaltungen 

mit 

31335 

Teilneh- 

1984: 

1 174 

mern 

Veranstaltungen 

mit 

31 837 

Teilneh- 

1985: 

1308 

mern 

Veranstaltungen 

mit 

35 335 

Teilneh- 
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/. Internationaler Jugendaustausch 

1. Der internationale Jugendaustausch hat zum 
Ziel, den Jugendlichen durch persönliche Begeg- 
nungen die Fähigkeit zu vermitteln, andere Völ- 
ker und Kulturen, Werte und Lebensweisen zu 
verstehen und die eigene Situation besser zu er- 
kennen. Internationale Jugendarbeit soll jungen 
Menschen bewußt machen, daß sie für die Siche- 
rung und demokratische Ausgestaltung des Frie- 
dens in Freiheit in der Welt mit verantwortlich 
sind. 

Ist die Bundesregierung bereit, sich im Hinblick 
auf die Ausweitung des internationalen Jugend- 
austauschs mit bisher unberücksichtigt gebliebe- 
nen Ländern für eine Erhöhung der Mittel einzu- 
setzen? 

Welche Länder sollen in Zukunft verstärkt und 
welche neu in den Jugendaustausch einbezogen 
werden? 

Wie ist der Sachstand der mit diesen Ländern 
geführten Gespräche? 

Welche Mittel aus welchen Ressorts der Bundes- 
regierung stehen hierfür insgesamt zur Verfü- 
gung? 

Die Förderung der internationalen Jugendarbeit 
und des internationalen Jugendaustauschs nimmt 
im Rahmen der Jugendpolitik der Bundesregierung 
einen hohen Stellenwert ein. Entsprechend gehören 
die Mittelansätze für diesen Zweck im Bundesju- 
gendplan seit einer Reihe von Jahren zu den Ansät- 
zen, die trotz schwieriger Haushaltslage und Stag- 
nation in anderen Bereichen eine gewisse Steige- 
rung erfahren haben. 

1986 stehen im Bundesjugendplan insgesamt 
24,7 Mio. DM für die internationale Jugendarbeit 
zur Verfügung. 1987 werden es voraussichtlich 
25,6 Mio. DM sein. Hinzu kommt der Beitrag des 
Bundes zum Deutsch- Französischen Jugendwerk, 
das von beiden Regierungen zu gleichen Teilen ge- 
tragen wird, 1986 und 1987 jeweils 18,5 Mio. DM. 

Bei seiner Förderungspolitik ist das Bundesmini- 
sterium für Jugend, Familie, Frauen und Gesund- 
heit bestrebt, sowohl die Autonomie der Jugendver- 
bände bei der Gestaltung und Gewichtung ihrer in- 
ternationalen Beziehungen durch globale Mittelzu- 
weisungen zu respektieren als auch Schwerpunkte 
in bestimmten bilateralen Beziehungen durch die 
Bereitstellung von Sondermitteln zu bilden. Neue 
Schwerpunkte bei bestimmten Länderbeziehungen 
können daher nur im Zusammenwirken mit den 
freien Trägern der Jugendarbeit, insbesondere den 
Jugendverbänden wie mit den Bundesländern und 
den Kommunen gesetzt werden. 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, auch 
in Zukunft beim Bundesjugendplan einen besonde- 
ren Akzent auf die Fortentwicklung des internatio- 
nalen Jugendaustauschs zu legen. Im Rahmen der 
verfügbaren Mittel sollen vor allem Schwerpunkte 
in den bilateralen Jugendbeziehungen gesetzt wer- 
den, denen aus jugend- und außenpolitischen Grün- 
den besondere Aufmerksamkeit zu widmen ist. 
Hierzu gehören vor allem die Vereinigten Staaten, 
die neuen EG-Mitgliedsstaaten Spanien, Griechen- 
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land und Portugal sowie die osteuropäischen Staa- 
ten, insbesondere Polen und die Sowjetunion. 

Soweit auf Regierungsebene Gespräche mit diesen 
Ländern geführt werden, ist der Sachstand folgen- 
der: 

— Vereinigte Staaten: 

Anläßlich des letzten Besuches von Bundeskanz- 
ler Kohl in den USA haben Bundeskanzler Kohl 
und Präsident Reagan die Einsetzung eines 
deutsch-amerikanischen Rates für den Jugend- 
austausch beschlossen, um auf diese Weise eine 
Intensivierung und Koordinierung des Jugend- 
austausches zu gewährleisten. Da auf amerika- 
nischer Seite der Austausch auch finanziell in 
erster Linie von privater Seite getragen wird, 
sollen in dem Rat sowohl Vertreter der zuständi- 
gen öffentlichen Verwaltungen wie auch Vertre- 
ter freier Verbände Zusammenwirken. 

— Spanien: 

Bilaterale Vereinbarung mit jährlich erhebli- 
chen Zuwachsraten in den letzten drei Jahren 
sowie für 1987. 

— Griechenland: 

Erste Regierungsabsprachen zur Einleitung ei- 
nes Austauschs von Fachleuten der Jugendar- 
beit sowie ausgewählter Jugendgruppen. 

— Portugal: 

Erste Absprachen, die bisher wegen Schwierig- 
keiten auf portugiesischer Seite nicht zustande 
kommen konnten, für 1987 vorgesehen. 

— Polen/Sowjetunion: 

Einbeziehung der Vorschläge für verstärkten Ju- 
gendaustausch in die Kulturverhandlungen vor- 
gesehen. Der Jugendaustausch mit Polen hat 
sich auch unabhängig von Regierungsabspra- 
chen in den letzten Jahren nicht unerheblich 
entwickelt, jedoch noch nicht in zufriedenstel- 
lendem Umfang auf Gegenseitigkeit. Der 
deutsch-sowjetische Jugendaustausch stagniert 
und bedarf neuer Impulse, die auf diesen Kultur- 
verhandlungen sowie bei dem bevorstehenden 
Besuch von Frau Bundesministerin Professor 
Süssmuth in Moskau im Dezember 1986 einge- 
bracht werden sollen. Zusätzliche Initiativen des 
Deutschen Bundesjugendringes stehen für An- 
fang 1987 in Aussicht 

Die Mittel, die von anderen Bundesressorts für Ak- 
tivitäten des internationalen Jugendaustauschs, 
bzw. internationale Fortbildung aufgewendet wer- 
den, sind vor kurzem für das Jahr 1984 abgefragt 
worden. Danach betrug das Förderungsvolumen für 
solche internationalen Jugendaktivitäten außerhalb 
des Bundesjugendplanes im Jahre 1984 ca. 5 Mio. 
DM. Dabei handelt es sich im wesentlichen um fol- 
gende ressortspezifische Förderungsprogramme: 

— Auswärtige Kulturpolitik (AA), 

Förderung svolumen 1984: 684 000 DM 

— Parlamentarisches Paten- 
schaf tsprogramm mit den Ver- 


einigten Staaten für Schüler 
und junge Berufstätige (Deut- 
scher Bundestag), Förderungs- 
volumen 1984: 2 955 000 DM 

— Landjugendarbeit (BML), För- 
derung svolumen 1984: 557 000 DM 

— Berufliche Ausbildung 
(BMBW), Förderungsvolumen 

1984: 712 000 DM 


2. Welche Probleme haben sich in der bisherigen 
Arbeit des Deutsch-Französischen Jugendwerks 
ergeben und welche Lösungen wurden gefun- 
den? 


In der bisherigen Arbeit des Deutsch-Französi- 
schen Jugendwerks sind in erster Linie Probleme 
aufgetreten, die sich aus der besonderen Verwal- 
tungsstruktur des DFJW ergeben haben sowie aus 
der Notwendigkeit, in beiden Ländern in gleicher 
und ausgewogener Weise tätig zu werden. So zeigte 
sich 1973, daß die dreigeteilte Verwaltung der er- 
sten zehn Jahre mit einer nationalen französischen 
und nationalen deutschen Abteilung sowie einem 
binational zusammengesetzten Generalsekretariat 
den Anforderungen der engen Zusammenarbeit 
nicht mehr entsprach und außerdem zu aufwendig 
geworden war. Daher wurde 1973 eine binational 
integrierte Verwaltung mit Sitz in Bad Honnef ge- 
gründet mit einem kleinen Informationsbüro in 
Paris. 

In den folgenden zehn Jahren stellte sich heraus, 
daß die tatsächliche und politische Präsenz des 
DFJW durch diese Lösung in Frankreich zu 
schwach geworden war, um auf Dauer einen in bei- 
den Richtungen ausgewogenen Jugendaustausch 
und eine enge Zusammenarbeit zu gewährleisten. 
1983 und in den folgenden Jahren wurden daraus 
drei Konsequenzen gezogen: 

1. Durch Änderung des Abkommens über das 
Deutsch-Französische Jugendwerk wurde das 
Büro in Paris zu Lasten der Verwaltung in Bad 
Honnef verstärkt unter Beibehaltung der binatio- 
nal integrierten Arbeitsweise (heute arbeiten 
etwa ein Drittel der Mitarbeiter in Paris). 

2. Die Presse und Öffentlichkeitsarbeit in Frank- 
reich wurde intensiviert. 


3 a. In allen französischen Regionen wurden Beauf- 
tragte für den außerschulischen Jugendaus- 
tausch und den Schüleraustausch eingesetzt, 
um für alle interessierten Organisationen und 
Einrichtungen als regionale Ansprechpartner 
zur Verfügung zu stehen. 

Das Jugendwerk hat bereits seit geraumer Zeit eine 
Reihe von Initiativen ergriffen, um die Zusammen- 
arbeit der Jugendorganisationen, der Schulen und 
Hochschulen sowie der verschiedensten Träger der 
Jugendarbeit, einschließlich der Kommunen zu ver- 
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stärken. Die besondere Entwicklung dieser „institu- 
tioneilen Kooperation“, durch die gemeinsame Pla- 
nungstreffen und hauptamtliche Mitarbeiter finan- 
ziell gefördert wurden, hat durchaus ihre Früchte 
getragen. Wenn es gleichwohl in einzelnen Berei- 
chen wie z. B. dem längerfristigen Austausch junger 
Berufstätiger immer wieder Probleme gibt, so liegt 
dies in erster Linie an den nationalen Rahmenbe- 
dingungen und den Schwierigkeiten der Arbeits- 
marktlage, die auf binationaler Ebene kaum gelöst 
werden können. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich das 
Haushaltsvolumen des Deutsch-Französischen Ju- 
gendwerks aufgrund der Situation der öffentlichen 
Haushalte in beiden Ländern in den nächsten Jah- 
ren nur geringfügig verändern wird. Bei der ge- 
wünschten Erweiterung des Jugendaustauschs muß 
es sich daher nicht notwendig um eine quantitative 
Ausweitung handeln, sondern das Jugendwerk 
sollte auch offen für neue Träger und neue Formen 
des Austauschs sein. Beide Jugendminister haben 
sich bei ihrem kürzlichen Treffen anläßlich des 
deutsch-französischen Gipfeltreffens darüber ver- 
ständigt, das Deutsch-Französische Jugendwerk ge- 
meinsam fortzuentwickeln. Hierzu ist das Engage- 
ment aller Beteiligten gefordert. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung — zur Erwei- 
terung des Jugendaustauschs — eine stärkere 
Förderung der Zusammenarbeit zwischen ver- 
schiedenen Jugendorganisationen sowie priva- 
ten, kirchlichen, staatlichen und anderen Stel- 
len? 


Die Zusammenarbeit zwischen Jugendorganisatio- 
nen sowie privaten, kirchlichen, staatlichen und an- 
deren Stellen und ihren jeweiligen Partnern im 
Ausland ist die Grundlage für die Durchführung 
des Jugendaustauschs im außerschulischen Be- 
reich. Diese Zusammenarbeit sowie die Begegnung 
von Jugendlichen wird von der Bundesregierung 
insbesondere aus Mitteln des Bundes jugendplanes 
gefördert, wobei auch hier nach dem Prinzip der 
Subsidiarität der Vorrang den freien Trägern zu- 
kommt. Die Bundesregierung bemüht sich, im Rah- 
men der verfügbaren Mittel die jugendpolitische 
Zusammenarbeit und den Jugendaustausch zu ver- 
stärken. 


4. Bis zum Jahr 1981/82 war der Umfang des 
deutsch-amerikanischen Jugendaustauschs im 
Hinblick auf die politische Bedeutung der 
deutsch-amerikanischen Beziehungen unbefrie- 
digend. Seitdem sind zwar Fortschritte erzielt 
worden, jedoch bleibt die Zahl der Teilnehmer, 
insbesondere berufstätiger Jugendlicher, an ent- 
sprechenden Programmen noch weit hinter de- 
nen z. B. des deutsch-britischen Jugendaustau- 
sches zurück. 

Welchen Beitrag leistet die Bundesregierung zur 
Beseitigung der Hemmnisse im deutsch-ameri- 
kanischen Jugendaustausch? 


Der Umfang des deutsch-amerikanischen Jugend- 
austauschs hat sich in den vergangenen vier Jahren 
— blickt man auf die Gesamtheit aller Programme 
einschließlich des Schüleraustauschs und des Par- 
lamentarischen Patenschaftsprogramms — fast 
verdreifacht. Eine solch dynamische Ausweitung 
wird in den folgenden Jahren kaum erreichbar sein, 
weil weitere interessierte Organisationen und Ein- 
richtungen in den USA für den Austausch gewon- 
nen werden müssen, die mit eigenen Mitteln diesen 
Austausch pflegen können, und weil auch die selbst 
bei öffentlicher Förderung noch immer hohen Ko- 
sten für die Teilnehmer Grenzen für eine Auswei- 
tung im großen Stil setzen. 

Bundeskanzler Kohl hat bei seinem kürzlichen Be- 
such in den USA im Oktober mit Präsident Reagan 
vereinbart, einen deutsch-amerikanischen Rat für 
den Jugendaustausch einzusetzen, von dem sich die 
Bundesregierung neue Impulse erhofft. Im übrigen 
werden auch 1987 wiederum erhebliche Sondermit- 
tel zur finanziellen Förderung von deutscher Seite 
zur Verfügung stehen, für das Sonderprogramm des 
BMJFFG allein 2,1 Mio. DM. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
führt ein deutsch-amerikanisches Austauschpro- 
gramm für junge Berufstätige durch. Noch im 
Herbst 1986 werden die ersten deutschen Teilneh- 
mer im Rahmen dieses Programms zu einem Prak- 
tikum für ein halbes Jahr nach Amerika gehen. 
Voraussetzung für die Teilnahme sind eine abge- 
schlossene Berufsausbildung und eine dreijährige 
Berufspraxis. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglich- 
keiten der Ausweitung des Jugendaustausches 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Ländern der Dritten Welt? 


Die Bundesregierung schätzt den Wert des bisher 
stattgefundenen Jugendaustauschs und der jugend- 
politischen Zusammenarbeit zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den Ländern der Dritten 
Welt hoch ein. Praktische Erfahrungen im Aus- 
tausch, z. B. bei Arbeitseinsätzen und sozialen 
Diensten in der Dritten Welt führen zum besseren 
Verständnis für die Probleme der Entwicklungslän- 
der und zu verstärkter Motivation, sich für die Men- 
schen in der Dritten Welt zu engagieren. Dies zei- 
gen u. a. Bewerbungen bei den Entwicklungsdien- 
sten. Fortbildungsprogramme für Jugendleiter und 
Verantwortliche der Jugendarbeit in den Entwick- 
lungsländern und in der Bundesrepublik Deutsch- 
land können zum Aufbau eigener Jugendarbeit und 
Jugendstrukturen in der Dritten Welt beitragen. 

Eine Ausweitung der jugendpolitischen Zusammen- 
arbeit und des Jugendaustauschs mit Entwick- 
lungsländern ist wünschenswert, weil die Nach- 
frage unter der Jugend bei weitem das gegenwär- 
tige Angebot und die verfügbaren Mittel übersteigt. 
Die Ausweitung hängt jedoch nicht nur von einer 
Erhöhung der verfügbaren Mittel ab, sondern auch 
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von der Bereitschaft und den Fähigkeiten der Aus* 
tauschpartner. 

Partner in den Entwicklungsländern knüpfen an ei- 
nen Austausch höhere Erwartungen, als das in den 
Industrieländern der Fall ist und bieten andere ent- 
wicklungsspezifische Rahmenbedingungen: Aus- 
tauschvorhaben dürfen einheimische Strukturen 
nicht belasten und die Leistungsfähigkeit der Part- 
ner in den Gastländern nicht überfordern. Sie sol- 
len sich nach Möglichkeit in die Entwicklungsbe- 
mühungen der Gastländer einpassen und auch der 
einheimischen Jugend zugute kommen, wo work- 
camps und andere Arbeitseinsätze durchgeführt 
werden, sollen sie nicht dazu führen, daß einheimi- 
sche Arbeitskräfte verdrängt werden. Im übrigen 
wird gerade von den Ländern der Dritten Welt er- 
wartet, daß Austauschaufenthalte auch in der Bun- 
desrepublik Deutschland stättfinden können. 


6. Welche Möglichkeiten zur Förderung der inter- 
nationalen Jugendarbeit eröffnet das Europäi- 
sche Jugendwerk? 

Wie beurteilt die Bundesregierung diese Möglich- 
keiten und erachtet es die Bundesregierung für 
sinnvoll, durch nationale Maßnahmen die Arbeit 
dieses europäischen Jugendwerkes zu unterstüt- 
zen? 


Das Europäische Jugendwerk wurde 1972 vom Mi- 
nisterkomitee des Europarats als ein Sonderfonds 
gegründet, der aus Regierungsbeiträgen der Mit- 
gliedstaaten gespeist wird. Nach seiner Satzung 
verfolgt das Jugendwerk das Ziel, die Zusammenar- 
beit der Jugend in Europa zu fördern, indem es die- 
jenigen Aktivitäten der europäischen Jugend, die 
unter Achtung der Menschenrechte und Grundfrei- 
heiten dem Frieden, der Verständigung und der Zu- 
sammenarbeit zwischen den Völkern Europas und 
der Welt dienen, finanziell unterstützt. Es gibt Zu- 
schüsse für die Aktivitäten Internationaler Jugend- 
organisationen oder nationaler Jugendverbände, 
wenn diese mit mindestens drei anderen National- 
verbänden Zusammenwirken. Gefördert werden 
insbesondere multilaterale Jugendbegegnungen 
mit europäischem Charakter im erzieherischen, 
kulturellen, sozialen und humanitären Bereich. Ein 
Teil des Fonds wird für administrative Aufwendun- 
gen der internationalen Jugendorganisationen zur 
Verfügung gestellt. Das Jahresbudget des euro- 
päischen Jugendwerks beläuft sich derzeit auf ca. 
10 Mio. FF. Es unterstützt jährlich über 100 Projek- 
te, an denen über 4 000 junge Menschen teilneh- 
men. Die Entscheidung über die Mittelvergabe liegt 
beim Verwaltungsrat, der paritätisch aus acht Re- 
gierungsvertretern und acht Vertretern von Ju- 
gendorganisationen zusammengesetzt ist. 

Die Bundesregierung sieht im Europäischen Ju- 
gendwerk ein wertvolles Instrument zur Unterstüt- 
zung internationaler — speziell multilateraler und 
europäischer — Jugendarbeit. Das Jugendwerk hat 
in den 14 Jahren seines Bestehens einen sichtbaren 
Beitrag zur Entwicklung des europäischen Bewußt- 
seins bei der Jugend geleistet. Allerdings sind seine 


Breitenwirkung und sein Bekanntheitsgrad gering, 
weil seine finanzielle Ausstattung ihm keine große 
Ausstrahlung ermöglicht. 

Seitens der Bundesregierung wird die Arbeit des 
Europäischen Jugendwerks durch den Regierungs- 
beitrag unterstützt, wobei die Bundesregierung seit 
Bestehen des Jugendwerks neben dem Pflichtbei- 
trag jährlich einen zusätzlichen Beitrag leistet. Im 
übrigen wird die Arbeit des Europäischen Jugend- 
werks, die auf internationaler Ebene angesiedelt ist 
und sich vornehmlich an Internationale Jugendor- 
ganisationen wendet, durch die Förderung der in- 
ternationalen Jugendarbeit auf nationaler Ebene 
ergänzt, wie sie die Bundesregierung z. B. durch 
den Bundesjugendplan praktiziert. 


7. Welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung 
bisher ergriffen und will die Bundesregierung in 
Zukunft ergreifen, um das Europabewußtsein 
insbesondere bei jungen Menschen zu stärken 
und insbesondere Jugendaustauschmaßnahmen, 
die sich mit Fragen der europäischen Einigung 
beschäftigen, stärker als bisher zu fördern? 

Die Bundesregierung verfolgt im Rahmen ihrer In- 
ternationalen Jugendpolitik das Ziel, Jugendlichen 
die Möglichkeit zu geben, durch Begegnungen mit 
jungen Menschen anderer Länder und durch per- 
sönliche Erfahrungen und Auseinandersetzung mit 
anderen Kulturen europäisches Bewußtsein zu bil- 
den. Dies ist eine wesentliche Voraussetzung für die 
Schaffung eines Europa der Bürger. 

Diesem Ziel dient die finanzielle Förderung der in- 
ternationalen Jugendarbeit in allen ihren Erschei- 
nungsformen. Seit Jahren enthält der Bundesju- 
gendplan ein besonderes „Programm zur Förderung 
des europäischen Bewußtseins“, das mit 1,7 Mio. 
DM ausgestattet ist. Hieraus werden Zuschüsse be- 
willigt für Begegnungen in der Bundesrepublik 
Deutschland, an denen Jugendliche zwischen 14 
und 25 Jahren aus mindestens vier europäischen 
Ländern teilnehmen und die einen thematischen 
Bezug zu Europa haben. 

Daneben werden Fragen der europäischen Eini- 
gung in zahlreichen bilateralen Austauschmaßnah- 
men und multilateralen Veranstaltungen behandelt, 
die von Jugendverbänden, Bildungsstätten und an- 
deren Trägern der Jugendarbeit durchgeführt und 
von der Bundesregierung gefördert werden. 

Außerdem unterstützt die Bundesregierung For- 
schungsvorhaben, die ermitteln, in welcher Weise 
europäisches Bewußtsein durch internationale Ju- 
gendarbeit vermittelt werden kann. 

Schließlich fördert die Bundesregierung die Erstel- 
lung von Material zur europäischen Bildung. 

In besonderer Weise dient der europäische Wettbe- 
werb, der bereits in der Antwort zu B. 4 verzeichnet 
ist, der Förderung des Europabewußtseins der Ju- 
gend. 1987 nimmt er auf das Europäische Jahr der 
Umwelt Bezug und thematisiert die regionalen Be- 


41 




Drucksache 10/6732 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Ziehungen in Europa sowie die Ausweitung der 
Europäischen Gemeinschaft. 


8. Der ad-hoc-Ausschuß für das Europa der Bürger 
hat eine Reihe von Vorschlägen für den Ausbau 
des Jugend-, Schüler-, Studenten-, Praktikanten- 
und Berufstätigenaustausches innerhalb der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft gemacht. Der Europäi- 
sche Rat hat auf seiner Sitzung in Mailand am 
28./29. Juni 1985 diesen Vorschlägen zugestimmt 
und die Kommission und die Mitgliederstaaten 
beauftragt, jeweils für ihren Zuständigkeitsbe- 
reich die für die Durchführung erforderlichen 
Vorkehrungen zu treffen. 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, um 
in vertrauensvoller Zusammenarbeit mit der 
Kommission diese Vorschläge aufzunehmen und 
zu verwirklichen? 


Die EG-Kommission hat auf der Grundlage der 
Empfehlungen des ad-hoc- Ausschusses für das Eu- 
ropa der Bürger mehrere konkrete Vorschläge aus- 
gearbeitet. So hat sie einen Vorschlag für eine Ent- 
scheidung des Rates über ein Aktionsprogramm zur 
Förderung des Jugendaustauschs in der Gemein- 
schaft „YES für Europa“ (1987 bis 1989) vorgelegt. 
Dieser Vorschlag wird derzeit geprüft, sowohl auf 
Gemeinschaftsebene, wo der Rat zur Vorbereitung 
seiner Entscheidung eine ad-hoc-Gruppe eingesetzt 
hat, als auch innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, wo der Vorschlag noch zwischen den 
in Bund und Ländern zuständigen Stellen erörtert 
wird. 

Der Kommissionsvorschlag für ein Aktionspro- 
gramm zur Förderung der Mobilität von Hochschul- 
studenten „Erasmus“ steht kurz vor dem Abschluß 
der Beratungen auf EG-Ebene. Die Bundesregie- 
rung hat in Übereinstimmung mit dem Bundesrat 
die Zielsetzung, den Studentenaustausch innerhalb 
der Gemeinschaft zu verstärken, ausdrücklich be- 
grüßt. Sie unterstützt die Aufforderung des Euro- 
päischen Rates von Den Haag vom 27. Juni 1986 an 
den Ministerrat, das Programm zügig zu verab- 
schieden und wird bei einer Ratsbefassung einen 
konstruktiven Beitrag zu einer Einigung mit den 
anderen Mitgliedsstaaten und der Kommission lei- 
sten. 


J. Jugendschutz 

1. Hat die Bundesregierung Informationen darüber, 
welche Auswirkungen das neue Jugendschutzge- 
setz bisher gehabt hat? 

Die Bundesregierung hat aus Anlaß des von den 
Ländern Bayern und Baden-Württemberg im Bun- 
de srat eingebr achten und von diesem beschlosse- 
nen Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Strafgesetzbuchs und des Gesetzes über die Ver- 
breitung jugendgefährdender Schriften eine Um- 
frage bei den Ländern durchgeführt, die sich im 
Schwerpunkt auf die Preixisbewährung und Justi- 
tiabilität der seit dem 1. April 1985 geltenden Ju- 


gendschutz-Vorschriften bezog. Diese Umfrage hat 
bestätigt, daß sich das neue Jugendschutzgesetz be- 
währt hat. Hinter den Bemühungen um eine Neure- 
gelung des Jugendschutzes stand von Anfang an die 
Erwartung, daß mit der Anpassung an die heutigen 
Verhältnisse die Vorschriften von den Gewerbetrei- 
benden und Veranstaltern, von betroffenen Erwach- 
senen und nicht zuletzt von den Kindern und Ju- 
gendlichen selbst wieder in vollem Umfang beach- 
tet und deren Einhaltung von den zuständigen Be- 
hörden wirksam kontrolliert werden. Neben den 
Stellungnahmen der Länder zeigen die Reaktionen 
aus der Bevölkerung, den Fach- und Interessenver- 
bänden und nicht zuletzt auch der jungen Men- 
schen selbst, daß das neue Jugendschutzgesetz mit 
dem Rechtsbewußtsein unserer Gesellschaft über- 
einstimmt. Dem entspricht auch das Abstimmungs- 
ergebnis im Deutschen Bundestag, der das Gesetz 
ohne Gegenstimmen bei lediglich fünf Enthaltun- 
gen verabschiedet hat. 

Zu dem außerhalb des Jugendschutzgesetzes im 
Strafgesetzbuch und im Gesetz über die Verbrei- 
tiing jugendgefährdender Schriften geregelten ein- 
geschränkten, d. h. auf Ladengeschäfte mit Zutritt 
für Minderjährige beschränkten Vermietverbot für 
pornographische und indizierte Videokassetten ha- 
ben die Länder auf die erwähnte Umfrage entspre- 
chend ihrem Abstimmungsverhalten zu dem Geset- 
zesentwurf des Bundesrates unterschiedlich votiert. 
Ein Teil der Länder spricht sich mit dem Gesetzent- 
wurf dafür aus, ein Totalverbot der Vermietung por- 
nographischer und indizierter Videokassetten und 
weitere Einschränkungen des Verkaufs solcher 
Programme einzuführen. Die Bundesregierung hat 
in ihrer Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf die 
Auffassung vertreten, daß bei den weiteren parla- 
mentarischen Beratungen die unterschiedlichen 
Stimmen aus der Praxis zu berücksichtigen sein 
werden und daß darüber hinaus den bereits bei den 
Ausschußberatungen des Bundesrates aufgeworfe- 
nen Fragen unter Einschluß der Probleme der Pra- 
xisbewährung und der Justitiabilität der bestehen- 
den Vorschriften nachgegangen werden muß. 


2. Welche Forschungsaufträge vergibt das Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit, um den erzieherischen Jugendschutz 
auf eine fundierte wissenschaftliche Grundlage 
zu stellen? 

Forschungsaufträge, die für die wissenschaftliche 
Fundierung des erzieherischen Jugendschutzes von 
Bedeutung sind, werden sowohl vom Bundesmini- 
sterium für Jugend, Familie, Frauen und Gesund- 
heit selbst, der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung und im Rahmen der institutionellen 
Förderung des Deutschen Jugendinstitutes verge- 
ben. In diesem Zusammenhang sind auch Projekte 
zu nennen, die im Rahmen des Programms „Wir- 
kungsanalysen und Weiterentwicklung der Jugend- 
hilfe“ des Bundesjugendplanes gefördert werden. 

Zur Zeit sind die folgenden Forschungsprojekte zu 
nennen: 
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1. Forschungsaufträge des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

1.1 Konsum und Mißbrauch von Alkohol, illega- 
len Drogen und Tabakwaren durch junge 
Menschen 

Auftragnehmer: Infratest, München 
Fertigstellung: voraussichtlich 1987 

1.2 Selbstschädigungstendenzen bei Jugendli- 
chen 

Auftragnehmer: Prof. Dr. Gerhard Schmidt- 
chen, Zürich 
Fertigstellung: 1987 

1.3 Mediennutzung und Medienwirkung bei Kin- 
dern und Jugendlichen (Gutachten) 
Auftragnehmer: Dr. Uwe Sander und Dr. Ralf 
Vollbrecht, beide Universität Bielefeld 

1986 

1.4 Medienwelten Jugendlicher 
Auftragnehmer: Prof. Dr. Dieter Baacke, Bie- 
lefeld 

Fertigstellung: voraussichtlich 1988 

1.5 Familien mit hoher Mediennutzungsintensi- 
tät 

Auftragnehmer: Institut für Zukunftsstudien 
und Technologiebewertung in Verbindung 
mit dem Emnid-Institut 
Vergabe steht unmittelbar bevor 

1.6 Computer und Jugendschutz 
Auftragnehmer: Verein zur Förderung der 
Pädagogik der Informationstechnologien 
e.V. 

Fertigstellung: voraussichtlich 1988 

2. Forschungsaufträge der Bundesanstalt für ge- 
sundheitliche Aufklärung 

2.1 Entwicklung der Drogenaffinität unter Be- 
rücksichtigung des Alkohol-, Medikamenten- 
und Tabakkonsums 

Fertigstellung: 1987 

2.2 Umsetzungsstudie zur Gesundheitserziehung 
weiblicher Jugendlicher zwischen Schule und 
Arbeitswelt 

Fertigstellung: 1987 

2.3 Umgang mit dem Körper und positive Ge- 
sundheitsansätze bei 14- bis 20jährigen 
1984 

3. Forschungsprojekte des Deutschen Jugendinsti- 
tutes 

3.1 Kinder, Jugendliche und Medien-Untersu- 
chungen zum alltäglichen Medienumgang im 
Kontext von Familie unter besonderer Be- 
rücksichtigung lebensgeschichtlicher Ereig- 
nisse 

3.2 Der Beitrag der Familie zur Erzeugung von 
Arbeitsvermögen in der Informationsgesell- 
schaft 

3.3 Zum Stellenwert kindlicher Medienkompe- 
tenzen im Alter von 3 bis 8 Jahren (Arbeitsti- 
tel) 

4. Projekte im Programm „Wirkungsanalysen und 
Weiterentwicklung der Jugendhilfe“ 


4.1 Gewalt im Fernsehen 

Träger: Institut Jugend, Film, Fernsehen, 
München 

4.2 Neue Technologien in der Jugendarbeit 
Träger: Verein zur Förderung der Pädagogik 
der Informationstechnologien e. V. 

4.3 Computer und Videospiele in der Jugendar- 
beit 

Träger: Studienzentrum für Evangelische Ju- 
gendarbeit, Josefstal 

4.4 Armbruster/Baacke/Kübler/Stoffers: Neue 
Medien und Jugendhilfe. 

Hg. im Auftrag des Kinder- und Jugendfilm- 
zentrums Remscheid 
Neuwied und Darmstadt 1984 

4.5 Blumenberg/Bozenhardt/Kutschenbach- 
Braun (Hrsg.): 

Neue elektronische Medien. Gefährdung oder 
Bereicherung sozialpädagogischen Arbei- 
tens? 

Schriftenreihe des Wissenschaftlichen Insti- 
tuts des Jugendhilfswerk, Freiburg e. V. 

Band 2, 1985 

4.6 Breckner/Mohn/Rickert/Schorb/Vogt: 

Neue Medien Zukunft? 

Ein Handbuch für die Jugendarbeit 
Opladen 1984 


K Jugend und Gefahren 

1. Welche materiellen und immateriellen Hilfen 
werden von staatlichen und privaten Stellen an- 
geboten, um Drogensucht zu vermeiden und Ju- 
gendliche vor bestimmten Jugendsekten zu be- 
wahren? 

Die Bundesregierung hat sich zu den materiellen 
und immateriellen Hilfen bei der Abhängigkeit — 
nicht zuletzt junger Menschen — von illegalen Dro- 
gen u. a. Rauschmitteln umfassend in ihrem „Sucht- 
bericht“ vom 16. Juli 1986 (Bundestag-Drucksache 
10/5876) geäußert; es kann deshalb weitgehend 
hierauf verwiesen werden. Die vielfältigen Maßnah- 
men der gesundheitlichen Aufklärung und Präven- 
tion sowie Angebote der psychosozialen Beratung 
über Suchtgefahren stehen auch den Jugendlichen 
zur Verfügung. Bei der Behandlung kommen vor 
allem die Leistungen der gesetzlichen Kranken- 
und Rentenversicherung, soweit die Jugendlichen 
Ansprüche erworben haben, sowie der Sozialhilfe, 
die für Entzug und Entwöhnung, z. T. auch für die 
Nachsorge auf kommen, in Betracht; freie Träger so- 
wie Kommunen, Länder und Bund ergänzen die 
finanzielle Förderung regionaler und überregiona- 
ler Einrichtungen zur Bekämpfung der Suchtge- 
fahr. 

Mit dem Phänomen „Jugendreligionen/ Jugendsek- 
ten“ setzt sich die Bundesregierung seit langem in- 
tensiv auseinander, vor allem wegen der Gefähr- 
dung, die von der Mitgliedschaft in diesen Gruppie- 
rungen für die Persönlichkeitsentwicklung und die 
sozialen Bezüge junger Menschen ausgehen kann. 
Um mögliche psychische und materielle Schäden 
von den jungen Menschen abzuwenden oder mil- 
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dem zu können, aber auch um den betroffenen Fa- 
milien Hilfe und Unterstützung in ihrer spezifi- 
schen Problemsituation gewähren zu können, lei- 
stet die Bundesregierung in Kooperation mit den 
öffentlichen und freien Trägern der Jugendhilfe, 
den Elterninitiativen, den Beauftragten der Kir- 
chen für Weltanschauungs- und Sektenfragen, so- 
wie anderen gesellschaftlichen Gruppierungen und 
Institutionen Informations- und Aufklärungsarbeit 
über die „Jugendreligionen/Jugendsekten“, ihre 
Ziele, ihre Organisationsstrukturen und Praktiken 
sowie die möglichen negativen und schädigenden 
Einflüsse auf junge Menschen. 

Die Bundesregierung fördert institutionell die Ak- 
tion für geistige und psychische Freiheit — Arbeits- 
gemeinschaft der Elterninitiativen e. V. (AGPF) in 
Bonn als Dachorganisation für die in den einzelnen 
Bundesländern tätigen Elterninitiativen. Im Rah- 
men der Auseinandersetzung mit dem Problem „Ju- 
gendreligionen/Jugendsekten“ kommt neben den 
vorhandenen Elterninitiativen und Institutionen ei- 
ner qualifizierten Beratung durch die vorhandenen 
Beratungseinrichtungen (Familie-, Jugend-, Ehe-, 
Lebensberatung etc.) wachsende Bedeutung zu. 


2. In welchem Umfang hat der Rauschgifthandel 
und der Absatz von Rauschgift nach den Er- 
kenntnissen der Bundesregierung unter jungen 
Menschen in der Bundesrepublik Deutschland 
zugenommen? 

Auch diesbezüglich kann auf den „Suchtbericht“ 
der Bundesregierung verwiesen werden. Hervorzu- 
heben ist dessen Trendaussage, daß der Konsum 
illegaler Drogen — zumindest der besonders ge- 
fährlichen Opiate, zu denen die „Leitdroge“ Heroin 
zählt, — stagniert, ja z. T. rückläufig ist. Zunahmen 
sind jedoch bei den verbreiteten Cannabisproduk- 
ten Haschisch und Marihuana festzustellen. Über 
die Folgen des in den letzten Jahren verstärkt in die 
Bundesrepublik eingeschmuggelten Kokains ist 
noch kaum etwas Genaueres bekannt. Aus der Sta- 
tistik der ambulanten Beratungsstellen läßt sich 
seit Jahren eine Zunahme des Durchschnittsalters 
der hilfesuchenden Drogenabhängigen ablesen. 
Dies deutet auf ein geringeres Nachwachsen junger 
Drogenkonsumenten in Gefährdung und Abhängig- 
keit hin. 

Dies wird bestätigt durch die Zahlen der Kriminal- 
statistik. 

Die Polizeiliche Kriminalstatistik zeigt für die 
Straftaten nach dem Betäubungsmittelgesetz einen 
rückläufigen Anteil der Jugendlichen und Heran- 
wachsenden an der Rauschgiftkriminalität. 

Diese rückläufige Beteiligung von jungen Men- 
schen wird auch durch die Zahlen der erstregi- 
strierten Verbraucher harter Drogen bestätigt. 
Nach den — nach Alter strukturiert erst seit 1979 
vorliegenden Zahlen — haben die unter 21 Jahren 
alten Konsumenten von harten Drogen, die der Po- 
lizei erstmalig bekanntgeworden sind, mit der Aus- 
nahme von 1984 sowohl absolut als auch bezogen 


auf ihren Prozentanteil ständig abgenommen (s. 
beigefügte grafische Darstellungen [Anlage]). 


Anlage zu Frage K 


Erstverbraucher harter Drogen 1979 bis 1985 
Dargestellt in Altersgruppen 



3. Welche Ursachen sieht die Bundesregierung für 
die Jugendkriminalität und wie beurteilt und un- 
terstützt sie die Möglichkeit zu deren Abbau? 

In der Kriminologie herrscht die Meinung vor, daß 
angesichts der vielfältigen Erscheinungsformen der 
Jugendkriminalität eine Vielzahl von Umständen 
zur Straffälligkeit von jungen Menschen beitragen 
kann. 

Hierzu gehören die soziale und kulturelle Umwelt 
(z. B. wirtschaftliche und soziale Problemlagen, die 
konkreten Bedingungen, unter denen sie auf ge- 
wachsen sind und gegenwärtig leben [Sozialisa- 
tionsbedingungen]), Persönlichkeitsmerkmale und 
die konkrete Situation, in der eine Straftat verübt 
wird. Andererseits konnte bisher in der kriminolo- 
gischen Forschung keine einzige einzelne „Ursa- 
che“ oder Ursachenkombination, die notwendiger- 
weise zur Jugendkriminalität führt, ermittelt wer- 
den. 

Vor diesem Hintergrund können folgende Aspekte 
bei der Analyse der Jugendkriminalität hervorgeho- 
ben werden: jugendliche Delinquenz ist überwie- 
gend Bagatellkriminalität. Fest steht axifgrund vor- 
handener statistischer und kriminologischer Er- 
kenntnisse, daß jugendliche Delinquenz zumeist ein 
episodenhaftes Phänomen ist, das sich mit zuneh- 
mendem Alter durch das Hineinwachsen in die Le- 
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benswelt der Erwachsenen, in berufliche und fami- 
läre Verpflichtungen, verliert. 

Eine Minderheit von jugendlichen Delinquenten 
wird allerdings vielfach und/ oder durch schwerwie- 
gende Straftaten auffällig. Soweit dies nicht auf 
eine aktuelle und einmalige Konflikt- oder Pro- 
blemsituation zurückzuführen ist, lassen sich bei 
den mehrfach auffälligen jungen Menschen zu- 
meist erhebliche Defizite im familiären, sozialen, 
schulischen und beruflichen Bereich und in der Per- 
sönlichkeitsentwicklung feststellen. Hierbei ist die 
konkrete strafbare Handlung oft in einen Lebens- 
zusammenhang eingebettet, der für den jungen 
Menschen eine Kompensation der sonst empfunde- 
nen, oft schon länger andauernden Zurückweisun- 
gen oder Mißerfolge (in Schule, Berufsausbildung, 
Beruf) bedeutet. 

Diese Sichtweise kann angesichts der nicht selten 
schwerwiegenden körperlichen, seelischen und ma- 
teriellen Schäden für die Opfer keine Entschuldi- 
gung für die begangenen Straftaten enthalten. Sie 
verweist vielmehr auf Ansatzpunkte für Maßnah- 
men der Verhütung und zum Abbau der Jugendkri- 
minalität. 

Hier ist zunächst auf Maßnahmen im polizeilichen 
Bereich und in der Jugendstrafrechtspflege zu ver- 
weisen. 

Die Polizeibehörden der Länder haben in den letz- 
ten Jahren vermehrte Anstrengungen insbesondere 
zur Prävention der Jugendkriminalität unternom- 
men. Hierbei hat sich die Spezialisierung von Poli- 
zeibeamten als Jugendsachbearbeiter bzw. „Ju- 
gendbeamte“ bewährt. Diese Beamten sind vor al- 
lem im Vorfeld der eigentlichen Polizeiaufgaben tä- 
tig und nehmen Kontakte zu Jugendlichen an ihren 
Treffpunkten auf. Sie können somit frühzeitig Pro- 
bleme einzelner Jugendlicher und von Jugendgrup- 
pen erkennen und durch Beratung und Hinweise 
auf Gefahren aufmerksam machen. Auch für son- 
stige öffentliche und private Stellen, die an der Ver- 
hütung der Jugendkriminalität interessiert sind, 
sind diese Beamten Ansprechpartner. 

Das geltende Jugendstrafrecht enthält ein weites 
und differenziertes Spektrum von erzieherischen 
Maßnahmen, die junge Menschen, die gegen Straf- 
gesetze verstoßen haben, anhalten sollen, künftig 
ein verantwortungsvolles und straffreies Leben zu 
führen. Diese Möglichkeiten wurden in den letzten 
zehn Jahren durch die Praxis der Jugendstraf- 
rechtspflege zunehmend angereichert, eine Ten- 
denz, die auch heute noch anhält. Durch die ge- 
plante Novelle zum Jugendgerichtsgesetz soll das 
vorhandene Instrumentarium zusätzlich verbessert 
und ausgeweitet werden. 

Ein wesentlicher Aspekt der kriminalpolitischen 
Entwicklung, der in Übereinstimmung mit dem das 
Jugendstrafrecht bestimmenden Erziehungsgedan- 
ken steht, ist es, freiheitsentziehende Sanktionen 
nach Möglichkeit zu vermeiden und durch eine 
Vielzahl von verschiedenen ambulanten Maßnah- 
men erzieherische und pädagogische Hilfen zu ge- 
ben, wie z. B. die Anordnung, gemeinnützige Arbeit 


zu leisten, an einem Sozialen Trainingskurs teilzu- 
nehmen oder den angerichteten Schaden wieder- 
gutzumachen. 

Im Bereich des Jugendstrafvollzugs haben die Lan- 
desjustizverwaltungen, teilweise durch den Bau mo- 
derner Anstalten, die Möglichkeiten zur schuli- 
schen und beruflichen Ausbildung sowie die grup- 
pen-pädagogischen Angebote erheblich erweitert. 

Auf der anderen Seite wurden in den letzten Jahren 
leichtere Verstöße gegen Strafvorschriften zuneh- 
mend ohne formelles Gerichtsverfahren erledigt, 
um negative Auswirkungen staatlicher Sanktionen, 
die grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden kön- 
nen, zu vermeiden. 

Die Bundesregierung begrüßt die erwähnten straf- 
rechtspolitischen Bestrebungen und die entspre- 
chenden Entwicklungen der letzten Jahre aus- 
drücklich. Sie unterstützt sie u, a. durch die Vergabe 
von entsprechenden Forschungsaufträgen und 
durch die Verbreitung von Informationen über 
neuere Entwicklungen an die Praxis der Jugend- 
strafrechtspflege. 

Auch wenn die Jugendstrafrechtspflege und die 
polizeilichen Verfolgungs- und Präventionsmaßnah- 
men wichtige Elemente zum Abbau der Jugendkri- 
minalität darstellen, darf hierbei die Bedeutung der 
Familien-, Jugend-, Bildungs-, Sozial- und Arbeits- 
marktpolitik nicht unterschätzt werden. Hier kann 
die Bundesregierung auf erhebliche Leistungen 
verweisen. Sie sind u. a. im Abschnitt V. des Sozial- 
berichts 1986 der Bundesregierung im einzelnen 
dargelegt (Bundestag-Drucksache 10/5810 S.49 bis 
53). Weitere Maßnahmen, die u. a. auch dem Abbau 
und der Verhütung der Jugendkriminalität dienen, 
sind in den Antworten zu den Fragen E. 7., J., M. 2., 
R. 3. und 4. und S. 1 enthalten. 


L. Junge Menschen und ältere Mitbürger 

1, Welche Faktoren beeinflussen nach Kenntnis der 
Bundesregierung das Verhältnis der älteren zur 
jüngeren Generation im besonderen Maße? 

Die Enquete-Kommission des Deutschen Bundesta- 
ges „Jugendprotest im demokratischen Staat“ 
(1982^983) hat sich ausführlich mit dem Verhältnis 
der Generationen zueinander befaßt und eine Reihe 
von Faktoren aufgeführt, die das Verhältnis der äl- 
teren zur jüngeren Generation beeinflussen. Um 
nur wenige wichtige zu nennen: 

— Die Veränderungen der sozialen und wirtschaft- 
lichen Verhältnisse bringen in der Jugendphase, 
in der die „relativ größte Offenheit für die Bear- 
beitung von Umwelteinflüssen besteht“ (Max 
Kaase), auch unterschiedliche Erfahrungs- und 
Erlebniswelten der Generationen hervor. 

— Im Zusammenhang mit einem Wandel von Wert- 
einstellungen sind unterschiedliche Lebensein- 
stellungen, Gesellschaftsbilder und politische 
Orientierungen erkennbar, was sich nicht zu- 
letzt in einem erheblich verstärkten Mitwir- 
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kungsanspruch der Jüngeren in Staat und Ge- 
sellschaft ausdrückt. 

— Eine zunehmende Absonderung älterer und jün- 
gerer Menschen in getrennte Lebensräume, her- 
vorgerufen z. B. durch die Ausdehnung der Bil- 
dungszeit und die Separierung der Freizeitwel- 
ten, läßt das Gespräch zwischen den Generatio- 
nen häufig verstummen und begünstigt Vorur- 
teile und Mißverständnisse zwischen ihnen. 

Dabei hat die Generation der Älteren seit ihrer Ju- 
gend in den 50er Jahren einen weiten biografischen 
Weg zurückgelegt. Aus einer Jugend-Generation, 
die in den verschiedenen Lebensbereichen durch 
,Ä^utorität“ geprägt war, entwickelte sie sich zu ei- 
ner Erwachsenen-Generation, die sich als partner- 
schaftliche Eltern, liberale Erzieher und demokrati- 
sche Staatsbürger begreifen. Sie haben sich erheb- 
lich verändert, nicht zuletzt, wie sie selbst zugeben, 
unter dem Einfluß der eigenen Kinder. Bei allen 
Spannungen zwischen den Generationen stehen sie 
der heutigen Jugend näher als ihrer eigenen Ju- 
gend. (Shell-Jugendstudie „Jugendliche -h Erwach- 
sene ’85“. Opladen 1985) 

Im Blick auf die Jüngeren scheint der Anteil per- 
sönlich verantworteter Erziehung zurückzugehen 
und ersetzt zu werden durch anonyme Sozialisa- 
tionsprozesse der Massenmedien und der Gleichal- 
trigengruppen (Hermann Giesecke: Das Ende der 
Erziehung. Stuttgart 1985). 

Für die z. Zt. 15- bis 25jährigen kommt nach Auffas- 
sung von Jugendforschern als weitere prägende ge- 
meinschaftliche Lebenserfahrung die Erfahrung 
der großen Zahl hinzu. Diese Jugendlichen der ge- 
burtenstarken Jahrgänge müssen erleben, daß sie 
mit vielen Gleichaltrigen verstärkt konkurrieren 
müssen — in Schule und Hochschule, in Ausbildung 
und Arbeit. 

Über die unverkennbaren Spannungen zwischen 
den Generationen hinweg ist ein starkes Bedürfnis 
von Kindern und Jugendlichen nach authentischer 
Begegnung mit den Erwachsenen erkennbar. In der 
geglückten Beziehung zwischen den Generationen 
erweitert sich für junge Menschen der persönliche 
Erfahrungsraum über das individuelle Lebensalter 
hinaus. Jugendliche erleben geschichtlichen Wan- 
del anschaulich am Beispiel der konkreten älteren 
Person. Solche Einsichten tragen zum Verständnis 
für unsere geschichtlich gewachsene soziale Wirk- 
lichkeit bei. Sie erleichtern es Jugendlichen, er- 
wachsen zu werden und helfen ihnen, in soziale 
Verantwortung hineinzufinden. 

Deshalb ist es eine wichtige Aufgabe der Politik, 
den Austausch zwischen den Generationen zu för- 
dern und Gegengewichte zu setzen gegen die in 
unserer Gesellschaft um sich greifende Segregation 
der Lebensbereiche und Altersgruppen. 

Damit ist gemeint, die vielfältig — auch von der 
Enquete-Kommission „Jugendprotest im demokra- 
tischen Staat“ — geäußerten Forderungen nach 
„Dialog“ und „Gespräch“ zwischen den Generatio- 
nen nicht als bloßen moralischen Appell stehenzu- 


lassen, sondern — zumindest ansatzweise — in 
handlungsleitende Strukturen umzusetzen. 


2. Welche außerstaatlichen Aktivitäten könnten ge- 
eignet sein, das Verständnis der Generationen 
untereinander zu fördern? 

In der Tat ist es zunächst und vor allem Aufgabe 
der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen und 
Einrichtungen, zu einem besseren Verständnis der 
Generationen untereinander beizutragen. Politik 
und Staat können nur in zweiter Linie unterstüt- 
zend tätig werden. 

— Nach wie vor ist die Familie die erste und wich- 
tigste Einrichtung für junge Menschen, in der 
generationenübergreifende Erfahrungen ausge- 
tauscht werden, eine kontinuierliche Kommuni- 
kation zwischen Älteren und Jüngeren stattfin- 
det und sich wechselseitige Lernprozesse voll- 
ziehen. Dies schließt nicht zuletzt auch die Gene- 
ration der Großeltern ein und fordert deren En- 
gagement (4. Familienbericht: Die Situation der 
älteren Menschen in der Familie, Bundestag- 
Drucksache 10/6145 vom 13, Oktober 1986). 

— Mit Gemeinde, Stadtteil, Region und privaten 
Trägerverbänden sollte die Schule verstärkt ko- 
operieren, um sich ihrem sozialen Umfeld zu öff- 
nen. Auf diese Weise lernen die Schüler, andere 
Generationen und Berufsgruppen besser zu ver- 
stehen und zu tolerieren und deren Erfahrungen 
zu nutzen. Theoretische Lernvorgänge werden 
so durch praktische Erfahrungen und Realitäts- 
bezug bereichert, ergänzt und auch korrigiert. 

— Freizeit und Jugendarbeit sollten ihre traditio- 
nell altersgruppenspezifische Orientierung, „das 
Getto der Gleichaltrigkeit“ (Hermann Giesecke), 
überwinden und verstärkt generationsübergrei- 
fende Angebote der Bildimg, des Gesprächs, der 
Betätigung und des Engagements für Jüngere 
und Ältere gemeinsam bereitstellen. 

— Immer mehr Menschen, die in ihrem Ruhestand 
nach Betätigungsmöglichkeiten suchen, enga- 
gieren sich für. Jüngere, indem sie ihre Enkel 
nicht nur betreuen und unterstützen oder das 
Gespräch mit ihnen suchen, sondern auch jun- 
gen Menschen konkret mit ihren Kenntnissen 
und ihrem Erfahrungswissen in der Ausbildung 
und Arbeitssuche helfen. In diesem Engagement 
zeigen sich Chancen einer neuen Solidarität zwi- 
schen der Generation der Jungen und ihrer 
Großeltern. 

— Es gibt in der Jugend ein großes Maß an Offen- 
heit gegenüber den Älteren, einen starken 
Wunsch nach authentischer Begegnung mit ih- 
nen. Diese Suche nach Gemeinschaft äußert sich 
unter anderem in der Bereitschaft zu sozialem 
Engagement. 

Die Generation der Erwachsenen ist aufgerufen 
und gefordert, diesen Anspruch anzunehmen 
und entsprechende Felder der geistigen Ausein- 
andersetzung und des Engagements zu eröff- 
nen. 
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M. Junge ausländische Mitbürger 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die rechtliche, 
berufliche und gesellschaftliche Lebenssituation 
der jungen ausländischen Mitbürger in der Bun- 
desrepublik Deutschland? 

Seit Ende der 70er Jahre sind in allen Bereichen — 
im Elementarbereich, in der Schule, in der außer- 
schulischen Jugend- und Bildungsarbeit bis hin zur 
beruflichen Eingliederung — Fortschritte zur Inte- 
gration ausländischer Kinder und Jugendlicher er- 
zielt worden. Mehr junge Ausländer durchlaufen 
das deutsche Schulsystem und erreichen einen 
Schulabschluß. Der Anteil der ausländischen Schü- 
ler mit Schulabschluß wird inzwischen auf 60 bis 
75% eines Jahrgangs geschätzt. 17% der ausländi- 
schen Schüler besuchen Realschulen und Gymna- 
sien. Die Zahl der ausländischen Auszubildenden 
hat sich von 36 500 im Jahr 1980 auf über 57 000 im 
Jahr 1985 erhöht. Die Chancen für eine Berufsaus- 
bildung junger Ausländer sind vor allem durch das 
stark erweiterte Programm zur Förderung der Be- 
rufsausbildung benachteiligter Jugendlicher erheb- 
lich verbessert worden. Ca. 7 000 Teilnehmer sind 
ausländische Jugendliche. Ebenso sind die Deutsch- 
kurse für ausländische Arbeitnehmer und ihre Fa- 
milienangehörigen stark ausgebaut worden. 80 000 
Teilnehmer besuchen z. Zt. diese Sprachkurse. 
Mehr als 40% der Teilnehmer sind Jugendliche. 
Nach der im Auftrag des Bundesministers für Ar- 
beit und Sozialordnung durchgeführten Repräsen- 
tativuntersuchung ’85 zur Situation der ausländi- 
schen Arbeitnehmer und ihrer Familienangehöri- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland haben sich 
die Sprachkenntnisse der ausländischen Jugendli- 
chen erheblich gebessert. Damit sind entscheidende 
Grundlagen auch für die soziale Integration der 
jungen Ausländer gelegt. Entsprechend haben nach 
der Repräsentativuntersuchung *85 junge Auslän- 
der wesentlich häufiger Kontakt zu Deutschen als 
ihre Eltern. 

Nach dem geltenden Recht bedürfen ausländische 
Kinder, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, keiner Aufenthaltserlaubnis. Leben sie auch 
nach Vollendung ihres 16. Lebensjahres noch im 
Haushalt ihrer Eltern, ist ihnen in aller Regel eine 
Aufenthaltserlaubnis zu erteilen. Dies kann unter 
bestimmten erleichterten Voraussetzungen bereits 
bei der erstmaligen Erteilung unbefristet erfolgen. 
Damit erlangen die ausländischen Kinder bereits 
zu einem sehr frühen Zeitpunkt einen weitgehend 
gesicherten Aufenthaltsstatus. Auch hinsichtlich 
der Arbeitserlaubnis haben junge Ausländer einen 
weitgehend gesicherten Rechts status. Ihnen steht 
ein von der Arbeitsmarktlage unabhängiger An- 
spruch auf die besondere Arbeitserlaubnis zu, wenn 
sie im Wege des Familiennachzugs eingereist sind 
und hier einen Schul- oder Berufsabschluß erwor- 
ben haben, an einem beruflichen Vollzeitschuljahr 
oder einer mindestens zehnmonatigen berufsvorbe- 
reitenden Maßnahme teilgenommen haben oder 
eine Berufsausbildung absolvieren. 

Außerdem haben Kinder ausländischer Arbeitneh- 
mer einen Anspruch auf die besondere Arbeitser- 


laubnis, wenn sie sich vor Vollendung des 18. Le- 
bensjahres fünf Jahre ununterbrochen im Bundes- 
gebiet aufgehalten haben und der Arbeitnehmer in 
den letzten acht Jahren fünf Jahre im Bundesgebiet 
gearbeitet oder einen Rechtsanspruch auf die Ar- 
beitserlaubnis aufgrund der Härteregelung erwor- 
ben hat. Im ersten Halbjahr 1986 mündeten 93,3% 
der arbeitserlaubnispflichtigen jungen Ausländer 
mit der besonderen Arbeitserlaubnis in das Er- 
werbsleben ein. Kinder von im Bundesgebiet be- 
schäftigten Arbeitnehmern aus den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft haben freien Zu- 
gang zum deutschen Arbeitsmarkt. Sie benötigen, 
mit Ausnahme der griechischen, spanischen und 
portugiesischen Jugendlichen, die bis zum Ablauf 
der Übergangsfristen noch gewissen Einschränkun- 
gen unterliegen, keiner Arbeitserlaubnis. 

Die Verbesserung der Lebenssituation der in der 
Bundesrepublik Deutschland lebenden ausländi- 
schen Kinder und Jugendlichen ist ein ständiges 
Anliegen der Bundesregierung. Was den rechtli- 
chen Status der jungen Ausländer betrifft, sieht die 
Bundesregierung keinen Handlungsbedarf. Vor al- 
lem geht es darum, mehr jungen Ausländern eine 
Berufsausbildung zu ermöglichen. Hierzu ist es not- 
wendig, die bewährten Programme, d. h. die Sprach- 
und Berufsvorbereitungskurse sowie das Benach- 
teiligtenprogramm, weiterzuführen und gezielt für 
ausländische Jugendliche zu nutzen. 

(Vgl. hierzu die Antwort der Bundesregierung Bun- 
destag-Drucksache 10/6167 vom 15. Oktober 1986 
auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD zur 
„Situation der Jugend und der Jugendhilfe in der 
Bundesrepublik Deutschland“, Frage 40 b, S. 48 f.) 

Die vielfachen Lebensprobleme junger Ausländer 
der zweiten und dritten Generation in der Bundes- 
republik Deutschland belasten in besonderem 
Maße ausländische Mädchen. Zwei Drittel von ih- 
nen sind in der Bundesrepublik Deutschland gebo- 
ren. Sie leben oft zwischen zwei Kulturen und lei- 
den unter starken Rollenkonflikten. Ihre Familien 
erwarten von ihnen spätestens mit Beginn der Pu- 
bertät, daß sie in eine traditionelle weibliche Rolle 
unter strenger Aufsicht der Familie hineinwachsen, 
verstärkt häusliche Pflichten übernehmen und sich 
auf die Verheiratung entsprechend der gesellschaft- 
lichen Rolle der Frau im Heimatland vorbereiten. 
Die Mädchen selbst haben für ihre Zukunft vielfach 
andere Wünsche und Hoffnungen, die vom Leben in 
Deutschland geprägt sind. Diese Konflikte spitzen 
sich zu, wenn die Eltern zurückkehren, die hier auf- 
gewachsenen Mädchen aber dableiben wollen, oder 
wenn die Eltern ihre Töchter in das bisherige Hei- 
matland verheiraten wollen. In spektakulären Fäl- 
len sehen die Mädchen den einzigen Ausweg in 
einer rechtzeitigen Flucht aus der Familie, ohne 
daß sie aber anderswo mit einer gesicherten Bleibe 
rechnen können. 

Im allgemeinen Bildungsbereich sind ausländische 
Mädchen ebenso stark vertreten wie ausländische 
Jungen. In der beruflichen Ausbildung und auf dem 
Arbeitsmarkt haben sie aber noch erheblich 
schlechtere Chancen. Dem wirkt die Bundesregie- 
rung dadurch entgegen, daß sie den Anteil ausländi- 
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scher Mädchen an den Berufsvorbereitungskursen 
und im Benachteiligtenprogramm erhöhen konnte. 

Wegen der besonderen Probleme ausländischer 
Mädchen in der Bundesrepublik Deutschland müs- 
sen die vielfältigen Hilfsprogramme der Ausländer- 
arbeit den Mädchen- und Frauenbezug besonders 
berücksichtigen. Das wurde in der Vergangenheit 
vernachlässigt. Inzwischen gibt es zahlreiche Pro- 
jektförderungen der Bundesregierung, der Länder 
und großen Gemeinden sowie der Träger der freien 
Wohlfahrtspflege, die sich gezielt mit der Lebenssi- 
tuation ausländischer Mädchen und Frauen befas- 
sen und in Modellen zusammen mit den Zielgrup- 
pen und unter Orientierung an dem Selbsthilfean- 
satz Wege für eine verbesserte Lebenspreixis im All- 
tag entwickeln. Diese geförderten Modelle vermit- 
teln neben verschiedenartigen Lern- und Informa- 
tionskursen und Beratungen die Begegnung unter- 
einander, mit Mädchen aus verschiedenen Natio- 
nen und ebenso mit deutschen Mädchen. Entschei- 
dend sind die damit verbundenen Steigerungen des 
Selbstwert- und des Lebensgefühls und die An- 
nahme nicht nur durch die Mädchen selbst, sondern 
auch durch deren Familien. Von nicht geringerer 
Bedeutung als die Projektförderungen sind die vie- 
len Initiativen von deutschen und ausländischen 
Mädchen- und Frauengruppen zur Einrichtung von 
Mädchenläden und vergleichbaren Treffpunkten, 
zu Vorhaben der Nachbarschaftshilfe oder der 
Übernahme von Patenschaften. 


2. Durch welche Maßnahmen kann insbesondere 
ein Zugehörigkeitsgefühl der jungen Ausländer 
zu unserer Gesellschaft gefördert werden? 

Die Integration der jungen Ausländer in das Gesell- 
schafts- und Wirtschaftssystem der Bundesrepublik 
Deutschland ist Schwerpunkt der Ausländerpolitik 
der Bundesregierung. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß durch die möglichst frühzeitige In- 
tegration in das deutsche Bildungssystem das Zuge- 
hörigkeitsgefühl der jungen Ausländer zu unserer 
Gesellschaft am besten gefördert werden kann. Sie 
appelliert daher an die ausländischen Eltern, wenn 
ein Kindernachzug geplant ist, ihre Kinder in ei- 
nem Alter einreisen zu lassen, in dem die Schule als 
„Hauptintegrationsinstanz“ noch erfolgreich durch- 
laufen werden kann. 

Für die Integration der (jungen) Ausländer ist die 
Einstellung der deutschen Bürger von grundlegen- 
der Bedeutung. Wie die Bundesregierung in ihrer 
Antwort — Bundestag-Drucksache 10/6167 vom 
15. Oktober 1986 — zur Großen Anfrage der SPD 
zur „Situation der Jugend und der Jugendhilfe in 
der Bundesrepublik Deutschland“ (Antworten zu 
den Fragen 19 a und 40) dargestellt hat, herrscht bei 
den deutschen Bürgern ein insgesamt ausländer- 
freundliches Klima vor. Vorhandene Vorbehalte be- 
ruhen vor allem auf Fremdheit, Verständnislosig- 
keit, der Angst um Arbeitsplätze u. a.; ideologisch 
motivierte Ausländerfeindlichkeit ist demgegen- 
über äußerst selten. In den aktuell zugänglichen 
Repräsentativuntersuchungen zeichnen sich über- 
einstimmend zwei Tendenzen ab: 


— Jüngere Deutsche sind Ausländern gegenüber 
freundlicher eingestellt als ältere. 

— Entgegen einer vielfach verbreiteten Meinung 
ist das Klima für Ausländer in den vergangenen 
Jahren besser, nicht schlechter, geworden. 

Zu diesem besseren Klima als einer wichtigen Inte- 
grationsvoraussetzung haben auch die vielfältigen 
Bestrebungen der Bundesregierung beigetragen, 
wechselseitige Mißverständnisse und Vorurteile zu 
korrigieren und die Kontakte und das Zusammenle- 
ben zu fördern und fortzuentwickeln. 

Ein wichtiger Beitrag zur Förderung des Zugehörig- 
keitsgefühls der jungen Ausländer zu unserer Ge- 
sellschaft kann auch durch die Mitarbeit von Aus- 
ländern in deutschen oder deutsch-ausländischen 
Vereinen und Verbänden, insbesondere Jugend- 
und Sportverbänden, geleistet werden. Die Reprä- 
sentativuntersuchung *85 im Auftrag des Bundesmi- 
nisters für Arbeit und Sozialordnung ergab, daß 
28% der Ausländer Mitglied in Vereinen sind. Die- 
ser Anteil ist seit der letzten Repräsentativbefra- 
gung (1980) um 3,4 Prozentpunkte gestiegen. Die 
Bundesregierung hat in den letzten Jahren wieder- 
holt an die Ausländer appelliert, Mitglied in deut- 
schen Vereinen und Verbänden zu werden. 

Durch eine breit angelegte Öffentlichkeitsarbeit be- 
müht sich die Bundesregierung seit Jahren, den 
ausländischen Arbeitnehmern und ihren Familien 
Informationen zu vermitteln, die das Einleben in 
die deutschen Lebensverhältnisse erleichtern sol- 
len. 

Zur Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung und 
den Integrationsleistungen der Sport- und Jugend- 
verbände siehe die Antwort der Bundesregierung 

— Bundestag-Drucksache 10/6167 vom 15. Oktober 
zur Großen Anfrage der SPD zur „Situation der 
Jugend und der Jugendhilfe in der Bundesrepublik 
Deutschland“ (Antworten zu 40 b und c). 

Das Zugehörigkeitsgefühl junger Ausländer zu un- 
serer Gesellschaft wird auch durch bildungspoliti- 
sche Maßnahmen beeinflußt. Das Bundesministe- 
rium für Bildung und Wissenschaft hat sich an ei- 
ner Reihe von Forschungsprojekten und Modellver- 
suchen zur Förderung ausländischer Kinder im Bil- 
dungswesen beteiligt. Im Vordergrund stehen dabei 
die Verbesserung der Chancen in Schule und Be- 
rufsausbildung. Hierbei werden ausländische Kin- 
der durch flankierende Stütz- und Förderkurse und 
ausbildungsbegleitende Hilfen befähigt, die im Bil- 
dungssystem und in der beruflichen Bildung liegen- 
den Chancen besser wahrzunehmen. Insbesondere 
wird durch den Einsatz von Sprachlehrgängen das 
Erlernen der Fremdsprache Deutsch intensiviert 
und so beschleunigt, daß die Jugendlichen rasch 
Anschluß an den Stand der gleichaltrigen deut- 
schen Mitschüler finden. Zusätzliche Hausaufga- 
benhilfen sollen auch außerhalb des Unterrichts die 
Bildungschancen der ausländischen Kinder för- 
dern. Neben der unmittelbaren schulischen Einglie- 
derungshilfe beinhalten eine Reihe von Modellver- 
suchen auch die Förderung der sozialen Integration 
durch außerschulische Maßnahmen. Ein besonde- 
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rer Akzent liegt dabei auf der Verbindung schuli- 
scher Programme mit anderen kommunalen Aktivi- 
täten im sozialen Bereich. So soll durch gemein- 
same pädagogische Förderung deutscher und aus- 
ländischer Kinder zugleich auch der Gedanke der 
Völkerverständigung gefördert werden. Entspre- 
chende Freizeitangebote und Arbeitsgruppen für 
deutsche und ausländische Schüler sowie deren El- 
tern gehören zu dem umfassenden Begriff der so- 
zialen Integration von ausländischen Kindern, wie 
sie vom Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft gefördert wird. 

Einige Projekte beziehen sich auch auf Lehrerfort- 
bildungsmaßnahmen im Sinne erweiterter Qualifi- 
kationen für das differenzierte Unterrichten von 
deutschen und ausländischen Kindern. Die Soziali- 
sationshilfen für ausländische Kinder setzen be- 
reits im Kindergartenbereich an. Einige der Modell- 
versuche sind in dem Sinne übergreifend, daß sie 
im Vorschulalter ansetzen, in den Grundschulbe- 
reich, ins Elternhaus, in die Stadtteilarbeit und in 
den außerschulischen Bereich hineinreichen. Ziel 
ist eine Kooperation und Koordination aller dieser 
Bereiche in einer ganzheitlichen Sozialisation. 


N. Jugend und Umwelt 

1. Der Schutz unserer Umwelt ist in der heutigen 
Zeit ein besonderes Anliegen junger Menschen. 

Welchen Beitrag leisten die von Jugendlichen ge- 
tragenen Initiativen zum Schutz unserer Um- 
welt? 

Der Umweltschutz hat bei der jungen Generation 
einen hohen Stellenwert. Meinungsumfragen und 
sozialwissenschaftliche Untersuchungen bestätigen 
dies immer wieder. Gerade Jugendliche zeigen mit 
ihren Aktivitäten oft ein Engagement, das über die 
sie unmittelbar betreffenden Probleme weit hinaus- 
geht. 

Gemeinsames Hauptmotiv aller Jugendinitiativen 
im Umweltschutz ist der Wunsch, selber gestaltend 
einzugreifen. 

Die Organisationsformen von Jugendinitiativen 
sind dabei sehr vielfältig. Im Blickpunkt des öffent- 
lichen Interesses stehen meist die Aktionen der in 
den großen Verbänden organisierten Jugendlichen. 
Daneben gibt es jedoch noch Tausende lokaler In- 
itiativen Jugendlicher, die als Schülerprojekte, Bür- 
gerinitiativen oder kirchliche Gruppen mehr im 
Stillen wirken. 

Im Umweltbereich reicht das Spektrum der Jugend- 
initiativen vom Küstenschutz über die Renaturie- 
rung von Flußläufen, Aufforstungsarbeiten, Gestal- 
tung von Feuchtbiotopen, Reinigung von Bächen, 
Teichen und Wäldern, Herstellung und Verteilung 
von Vogelnistkästen oder Fledermaushilfen bis zur 
Einrichtung von Umweltschutzzentren. Jahr für 
Jahr sind Jugendliche bereit, ihren Urlaub in „Öko- 
Work-Camps“ zu verbringen und ohne Bezahlung 
Arbeiten im Umwelt- und Naturschutz durchzufüh- 
ren. Besonders hervorzuheben sind die zum Teil 
investiven internationalen Kontakte zahlreicher Ju- 


gendverbände. Internationale Begegnungen und 
Aktionen Jugendlicher, sei es bei Seminaren, Zeltla- 
gern, Wanderungen oder Arbeitseinsätzen, verdeut- 
lichen in eindrucksvoller Weise die Notwendigkeit 
eines grenzüberschreitenden Umweltschutzes in 
Europa. 

Der weitaus größte Teil der Initiativen von Jugend- 
lichen im Umweltschutz bewegt sich im Rahmen 
der Verbandsarbeit der großen Umwelt- und Natur- 
schutzorganisationen. Diese Organisationen genie- 
ßen sowohl hinsichtlich ihrer Glaubwürdigkeit als 
auch ihrer Kompetenz ein hohes Ansehen bei den 
Jugendlichen. 

Der größte Dachverband im Umwelt- und Natur- 
schutzbereich ist in der Bundesrepublik Deutsch- 
land der „Deutsche Naturschutz ring — Bundesver- 
band für Umweltschutz“ (DNR). Von den rund 100 
Mitgliedsverbänden, die dem DNR angeschlossen 
sind und die sich großenteils über ihre ursprüngli- 
chen Verbandsziele hinaus zunehmend allgemei- 
nen Umweltfragen widmen, unterhalten 26 Ver- 
bände eigene Jugendorganisationen; darunter sind 
mitgliederstarke und traditionsreiche Verbände 
wie 

— der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutsch- 
land e.V. (BUND), 

— der Deutsche Alpenverein, 

— der Deutsche Bund für Vogelschutz (DBV), 

— der Deutsche Tierschutzbund, 

— die Schutzgemeinschaft Deutsche Nordsee- 
küste, 

— die Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, 

— der Touristenverein „Die Naturfreunde“, 

— der Verband Deutscher Gebirgs- und Wander- 
vereine, 

— der Verein Jordsand zum Schutze der Seevögel. 

Auch nicht dem Deutschen Naturschutzring (DNR) 
angehörende Umweltverbände, wie z. B. der World 
Wildlife Fund (WWF) haben Jugendinitiativen ins 
Leben gerufen. Umweltverbände, die keine spezifi- 
schen Jugendorganisationen kennen, wie z. B. 
Greenpeace, Robin Wood oder der Bundesverband 
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) stützen sich 
bei ihren Aktivitäten in überdurchschnittlichem 
Maße auf Jugendliche. 

Auch zahlreiche Träger der Jugendarbeit, insbeson- 
dere Jugendverbände und Träger der politischen 
Jugendbildung, bemühen sich in wachsendem Maße 
darum, jungen Menschen den Blick für die Bedeu- 
tung unserer natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schärfen und ihr Umweltbewußtsein zu stärken. 
Dieser wichtige Aufgabenbereich gehört inzwi- 
schen zu den sog. „innovatorischen Schwerpunk- 
ten“ einer Reihe von Trägern, die gezielt aus Mit- 
teln des Bundesjugendplanes gefördert werden. 
Insbesondere Jugendverbände rücken immer stär- 
ker praktische Maßnahmen zum Schutz unserer 
Umwelt in den Mittelpunkt ihrer örtlichen Arbeit. 
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Das Engagement der Jugend für den Umweltschutz 
ist also nicht auf die in den Umwelt’ und Natur- 
schutzverbänden organisierten Jugendlichen be- 
schränkt. Der Umwelt- und Naturschutz ist viel- 
mehr ein Thema, das Jugendliche in vielen Verbän- 
den und Organisationen ebenso wie nichtorgani- 
sierte Jugendliche beschäftigt. Damit leisten sie ei- 
nen wesentlichen Beitrag zum Schutz unserer Um- 
welt. 


0. Lebensführung junger Leute 

1. Wie beurteilen junge Menschen nach Kenntnis 
der Bundesregierung wissenschaftlichen und 
technischen Fortschritt? 

Wie groß ist der Grad der Akzeptanz technischer 
Einrichtungen im täglichen Leben durch junge 
Leute? 

Welche Bedeutung haben religiöse Fragestellun- 
gen im Leben junger Menschen? 


Zur Frage der Technikakzeptanz Jugendlicher lie- 
gen zahlreiche Untersuchungen vor. Im Auftrag des 
Bundesministers für Forschung und Technologie 
(INIFES: Einstellungen der jüngeren Generationen 
zum technischen Fortschritt — Wandel und Stabili- 
tät im Zeitablauf und im internationalen Vergleich) 
und des Bundesministers für Bildung und Wissen- 
schaft (Uni Konstanz: Voraussetzungen und Aus- 
wirkungen informationstechnischer Bildung in der 
Schule — Kenntnisse, Einstellungen und Interesse, 
Einfluß auf Bildungsverhalten und Berufsvorstel- 
lungen von Jungen und Mädchen und deren Eltern) 
sind zusammenfassende Auswertungen dieser Un- 
tersuchungen in Arbeit. Diese Auswertungen zei- 
gen, daß es weder eine allgemeine Technikfeind- 
lichkeit junger Menschen noch grundsätzlich unter- 
schiedliche Einstellungen der jungen Generation 
gegenüber der Technik im Vergleich zu anderen 
Altersgruppen gibt. Junge Menschen nehmen viel- 
mehr teil an dem allgemeinen Einstellungswandel, 
der zu einer differenzierend-abwägenden Einstel- 
lung der Mehrheit der Bevölkerung zu den ver- 
schiedenen Gesichtspunkten des technischen Fort- 
schritts geführt hat. So erwartet eine Mehrheit der 
Bevölkerung positive Auswirkungen der Technik 
auf den Gebieten der Medizin, der Energie- und 
Rohstoffnutzung und der Entlastung des Menschen 
von Routine- und Schwerarbeiten. Befürchtungen 
äußert eine Mehrheit in bezug auf die militärische 
Nutzung, Arbeitsmarktentwicklungen und die Aus- 
wirkungen auf die Natur. Die junge Generation hat 
teil an diesem ambivalenten Meinungsbild, das 
durch ein in den letzten Jahren wieder gestiegenes 
allgemeines Interesse an Fragen des technischen 
Wandels gestützt wird. Es deutet darauf hin, daß 
immer mehr — auch junge — Menschen Chancen 
und Risiken moderner Technik entdecken und wä- 
gen. Ein verantwortlicher Umgang mit neuer Tech- 
nik wird durch diese Einstellung gefördert. 

Die Akzeptanz technischer Einrichtungen im tägli- 
chen Leben (Verkehrsmittel, Informations- und Un- 
terhaltungselektronik, Kleincomputer) durch junge 
Leute ist besonders hoch, weil in diesem Bereich 


sonst geäußerte Besorgnisse in bezug auf Unüber- 
schaubarkeit oder Unkontrollierbarkeit von Groß- 
technik oder negative Auswirkungen für die Natur 
eine wesentlich geringere Rolle spielen. 

Mädchen beurteilen den Nutzen der technischen 
Entwicklung für den Menschen insgesamt skepti- 
scher als Jungen. Gefährdungen der Umwelt und 
mögliche negative Folgen für die menschliche Le- 
bensqualität scheinen Mädchen und junge Frauen 
sensibler zu beobachten. Ein solcher „gedämpfterer 
Optimismus“ gilt auch für die Einstellung der jun- 
gen Frauen zur Computertechnik. 

Zu der Frage, welche Bedeutung religiöse Frage- 
stellungen im Leben junger Menschen haben, ver- 
fügt die Bundesregierung über dieselben Erkennt- 
nisquellen wie die Öffentlichkeit insgesamt. Aus 
den einschlägigen Jugendstudien und Untersuchun- 
gen lassen sich folgende Einsichten skizzieren: 

— Religiöse Bindungen haben für das Leben jun- 
ger Menschen an Bedeutung und an Verbind- 
lichkeit verloren. 1962 bekannten 28% der 16- bis 
18jährigen, „wenig“ oder „keine“ Bindung an die 
Religionen zu haben; 1983 hatte sich dieser An- 
teil mit 60% mehr als verdoppelt. 12% erklärten 
1983 eine „starke“, 28% „einige“ Bindung zu ha- 
ben, (Klaus Allerbeck: 16- bis 18jährige 1962 und 
1983. Manuskript 1984) 

Nach einer etwas anders formulierten Emnid- 
Umfrage fühlten sich 1985 12% der 14- bis 21jäh- 
rigen „der Kirche eng verbunden“, 45% „etwas 
verbunden“, 42 % „überhaupt nicht verbunden“. 

— Der Minderheit kirchlich gebundener Jugendli- 
cher korrespondiert eine subjektiv empfundene 
Unverbindlichkeit des Glaubens für die eigene 
Lebenspraxis. Die Aussage „Der Glaube ist ein 
wesentlicher Bestandteil meines Lebens“ wird 
von Jugendlichen überwiegend abgelehnt; unter 
den Werten, für die es sich zu leben lohnt, 
kommt die Aussage „einen festen religiösen 
Glauben haben“ am Schluß einer 22 Items um- 
fassenden Liste. (Werthaltungen, Zukunftser- 
wartungen und bildungspolitische Vorstellungen 
der Jugend 1985. Eine Repräsentativ-Befragung 
des Emnid-Instituts. Studien, Bildung, Wissen- 
schaft 20. Herausgeber: Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft. 1985) 

— Während sich die konfessionellen Milieus ab- 
schleifen, konfessionelle Unterschiede wenig Be- 
deutung für andere Lebensbereiche und Orien- 
tierungsmuster haben, ist Nähe oder Distanz zur 
Kirche — gleichviel welcher Konfession — eine 
wichtige objektive Scheidelinie für die persönli- 
chen Lebensvorstellungen und die sozialen 
Orientierungen Jugendlicher. Die Shell-Jugend- 
studie „Jugendliche und Erwachsene ’85“ 
(Band 1, Opladen 1985, Seite 265 bis 304) hat die 
Polarität der Selbst- und Weltbilder von prakti- 
zierenden jungen Christen und nichtreligiösen 
Jugendlichen prägnant herausgearbeitet. Dabei 
fällt auch auf, daß diese Polarität in die Genera- 
tionenspannung eingebaut ist: „Nähe zu Kirche 
und Religion geht mit geringer Neigung zu einer 
allgemein-kämpferischen Haltung gegen die Er- 
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wachsenen einher, Distanz zur Kirche und Reli- 
gion mit ausgeprägtem Mißtrauen und starker 
Ablehnung der älteren Generation“ (S. 297). 

Für die Stärke kirchlicher Bindungen spielen nach 
wie vor sozialstrukturelle Faktoren eine Rolle. So 
nehmen mit zunehmendem Alter der Jugendlichen 
die kirchlichen Bindungen ab; sie sind in ländlicher 
Umgebung häufiger als in der Großstadt; der Anteil 
der Mädchen mit solchen Bindungen ist größer als 
der der Jungen und unter den Katholiken häufiger 
als unter den Protestanten. 


P, Jugendstudien 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage- 
kraft von Jugendstudien? 

Welche Möglichkeiten der politischen Umset- 
zung sieht die Bundesregierung in bezug auf die 
Jugendstudien? 


Unter „Jugendstudien“ werden hier neben thema- 
tisch breit angelegten qualitativen Untersuchungen 
vor allem wissenschaftliche Untersuchungen ver- 
standen, die das Instrumentarium sozialwissen- 
schaftlicher Repräsentativbefragungen („Demosko- 
pie“) zur Erforschung von Meinungen und Einstel- 
lungen von Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
verwenden. 

Methodisch unterliegen sie im Prinzip denselben 
Anforderungen und Grenzen wie die Umfragefor- 
schung insgesamt. Ohne in die innerwissenschaftli- 
chen Diskussionen hineinreden zu wollen, muß sich 
die Bundesregierung, um die Ergebnisse sachge- 
mäß verwenden zu können, auch eine Meinung zur 
Zuverlässigkeit solcher Untersuchungen bilden. 

Gerade in jüngster Zeit wurden „Jugend Studien“ er- 
arbeitet und veröffentlicht, die in ihrer methodi- 
schen Umsicht und der Qualität ihrer Einsichten 
über das Frühere deutlich hinausführen. Dazu ha- 
ben verschiedene wissenschaftliche Entwicklungen 
beigetragen: 

— Das Bestreben, einzelne Einstellungen Jugendli- 
cher als Teil jugendlicher „Lebenswelten“, d. h. 
in ihrem komplexen Zusammenhang und Zu- 
sammenwirken zu verstehen, erlaubt eine ver- 
tiefte Einsicht in ihre Gedanken- und Erlebnis- 
welt und deren Beweggründe. 

— Die Prüfung der methodischen Zuverlässigkeit 
der Stichprobenziehung (Random- oder Quoten- 
auswahl?) bewirkt einen vorsichtigeren, reflek- 
tierteren Umgang mit den gewonnenen Ergeb- 
nissen. 

— Durch den — erst seit wenigen Jahren stark 
favorisierten — Gesichtspunkt systematischer 
Vergleichbarkeit bekommt die Aussagekraft sol- 
cher Studien eine neue Qualität. Insbesondere 
zeitvergleichende Wiederholungsbefragungen 
(Replikationen) — d. h. Befragungen zu unter- 
schiedlichen Zeitpunkten bei identisch gehalte- 
nen Fragen, Populationen und Methoden — er- 
lauben zunehmend interessante Einsichten in 


Veränderungen und Entwicklungen von Einstel- 
lungen, Bewußtsein und Lebensauffassungen 
junger Menschen. 

Daten für sich sind wenig aussagefähig. Um sie ver- 
stehbar zu machen, müssen sie interpretiert, gedeu- 
tet werden. Sie müssen in größere Problembezüge, 
Zusammenhänge und weiteres Datenmaterial hin- 
eingestellt werden. In solche Interpretationen ge- 
hen notwendig subjektive Momente des Interpretie- 
renden ein. Wie in den Human- und Sozialwissen- 
schaften insgesamt weisen daher auch Umfrageda- 
ten Interpretationsspielräume auf. Interpretationen 
können unterschiedlich, ja gegensätzlich, sie dürfen 
aber nicht willkürlich sein. Insofern läßt sich im 
Einzelfall durchaus zwischen seriösem und unseriö- 
sem Umgang mit Umfragedaten und Jugendstudien 
unterscheiden. Gerade Sozialwissenschaftler, de- 
nen an dieser Erkenntnisquelle gelegen ist, sind auf 
eine kritische und reflektierte Verwendung be- 
dacht. Sie haben vielfach auf Erkenntnisgrenzen, 
methodische Mängel, mögliche Fehlerquellen, Fehl- 
interpretationen oder gar mißbräuchliche Verwen- 
dungen hingewiesen (mit vielerlei Beispielen: Klaus 
Allerbeck — Wendy Hoag: Jugend ohne Zukunft? 
München/Zürich 1985). 

Unter diesen Voraussetzungen und in diesem Rah- 
men sind Jugendstudien ein hilfreicher Beitrag 
zum Verständnis junger Menschen, ihrer Meinun- 
gen und Einstellungen und deren Veränderungen. 
Sie können auch den in Staat und Gesellschaft Ver- 
antwortlichen — Eltern, Pädagogen, Journalisten, 
Politiker, — helfen, subjektive Voreingenommen- 
heiten zu korrigieren und ein zuverlässigeres Bild 
junger Menschen zu gewinnen. 

Die Frage nach der Umsetzung ist daher nicht aus- 
schließlich, nicht einmal vorwiegend, an die Politik 
zu richten. Seriöse Jugendstudien dienen vor allem 
der gesellschaftlichen Selbsterkenntnis und Selbst- 
reflektion, indem sie uns ein zuverlässigeres Bild 
über einen wichtigen Teil unserer sozialen Wirk- 
lichkeit vermitteln. Sie können denjenigen helfen, 
die beruflich oder ehrenamtlich mit Jugendlichen 
zu tun haben. Und sie können natürlich auch der 
Politik zu einem klareren Verständnis der Pro- 
bleme und Aufgaben im Blick auf die jüngere Gene- 
ration verhelfen. Sie können falsche Vorstellungen 
korrigieren und tatsächliche Probleme ins Bewußt- 
sein heben. 

Jugendstudien haben beispielsweise dazu beigetra- 
gen, daß Vorurteil einer leistungs- und technik- 
feindlichen Jugend zu korrigieren und zu differen- 
zieren, indem zugleich auf die Erweiterung der tra- 
ditionellen Arbeitstugenden zu einer „kommunika- 
tiven“ Leistungsorientierung hingewiesen wurde. 

Jugendstudien haben auf den Rollenwandel in den 
Partnerbeziehungen junger Menschen hingewie- 
sen. Sie haben deutlich gemacht, deiß mit diesem 
Rollenwandel auch neue Formen des Zusammenle- 
bens verbunden sein können, ohne daß in der gro- 
ßen Mehrheit eine Abwendung von der Familie er- 
kennbar wäre. Die Berufswünsche von Mädchen 
und jungen Frauen stellen neue Anforderungen an 
die Arbeitswelt und erfordern eine bessere Verein- 
barkeit von Berufstätigkeit und Familienaufgaben. 
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Jugendstudien können helfen, den verbreiteten Ein- 
druck eines wachsenden Rechtsextremismus bzw. 
einer zunehmenden Ausländerfeindlichkeit unter 
Jugendlichen zurecht zu rücken. Durch vertiefte 
Einsichten in soziale Hintergründe und Denkmu- 
ster des Extremismus geben sie Anhaltspunkte zur 
politischen Auseinandersetzung und zur Stärkung 
demokratischen Bewußtseins durch Erziehung und 
politische Bildung 

Schließlich stellen Jugendstudien auch Fragen an 
die grundsätzliche Orientierung unserer (Jugend-) 
Politik. So haben Allerbeck/ Hoag auf das Problem 
der , Alterssegregation“ hingewiesen — gemeint ist 
damit „der eigenartige Gegensatz von Jugendlichen 
und Erwachsenen, der gerade kein Konflikt von El- 
tern und ihren Kindern ist“ (173). Und die Shell- 
Jugendstudien 1981 und 1984/85 haben die Auf- 
merksamkeit auf die Innenansicht, die subjektive 
Seite der Alterssegregation gelenkt, die als verbrei- 
teter „Jugenzentrismus“ diagnostiziert wurde. 

Wenn gesellschaftlich und kulturell entfaltetes Le- 
ben nur dort gegeben ist, wo keine Generation von 
der anderen getrennt ist, dann werfen die genann- 
ten Befunde die Frage auf, welche Veränderungen 
in der Bundesrepublik Deutschland, aber auch in 
anderen Industrieländern notwendig sind, um die 
Trennung der Generationen wieder zu überwin- 
den. 


Q. Jugend und Dritte Welt 

1. Das soziale Gefälle zwischen den Ländern der 
Ersten und denen der Dritten und Vierten Welt 
veranlaßt viele junge Leute, sich für die Belange 
der Menschen in den Entwicklungsländern zu 
engagieren. Dies geschieht einmal durch Aufklä- 
rungsarbeit in der Bundesrepublik Deutschland 
sowie durch die Vielzahl von Entwicklungshel- 
fern, die in den betroffenen Ländern der Dritten 
und Vierten Welt tätig sind. 

Wie unterstützt die Bundesregierung junge Men- 
schen, die sich aktiv für die Entwicklungsländer 
engagieren? 

Die Mitwirkung der Jugend in der entwicklungspo- 
litischen Informations arbeit fördert die Bundesre- 
gierung mit einer Vielfalt von Maßnahmen; so z. B.: 
Neben jugendgerechten Broschüren und Materia- 
lien hat sie für Schüler und Lehrer der Sekundar- 
stufe I und II Unterrichtseinheiten zur Entwick- 
lungspolitik erstellt. 

Besuchergruppen von Schülern und Studenten wer- 
den nicht nur generell in die Probleme der Entwick- 
lungspolitik eingeführt, sondern gezielt auf Mög- 
lichkeiten der eigenen Mitwirkung hingewiesen. 

An Schulen, Jugendorganisationen und Kirchen- 
gruppen werden Referenten und Filme vermittelt. 

Entwicklungspolitisch tätige Informations- und Ak- 
tionsgruppen werden für Einzelmaßnahmen (Ver- 
anstaltungen und Herstellung von Informationsma- 
terial) mit Zuschüssen aus öffentlichen Mitteln ge- 
fördert. 


Ein neues Programm der entwicklungspolitischen 
Information für Schüler und Studenten hat in die- 
sem Jahr mit der Gründung des Entwicklungspoliti- 
schen Informationszentrums (EPIZ) in Berlin be- 
gonnen. 

Eine besonders wichtige Funktion haben die Rück- 
kehrer der staatlich anerkannten Träger des Ent- 
wicklungsdienstes bei der Motivierung junger Men- 
schen zur praktischen Mitarbeit in der Entwick- 
lungshilfe. Darüber hinaus hat die Bundesregie- 
rung eine Beratungs- und Anmeldestelle geschaf- 
fen, die zentral für alle Entwicklungsdienste Inter- 
essentenanfragen entgegennimmt, Bewerber berät 
und an die Dienste weitervermittelt. Diese Bera- 
tungsstelle führt auch Vermittlungen für das Frei- 
willigenprogramm der Vereinten Nationen durch. 

Das praktische Engagement junger Deutscher als 
Entwicklungshelfer hat eine andere Qualität als der 
Jugendaustausch mit Ländern der Dritten Welt. Art 
und Umfang der Mitwirkung orientieren sich hier 
an den Bedürfnissen und konkreten Anforderungen 
der Partner in den Entwicklungsländern sowie an 
dem Bestreben der Bundesregierung, die Selbsthil- 
fekräfte der Menschen in den Gastländern durch 
solche junge Fachkräft zu fördern, die nach persön- 
licher und fachlicher Eignung besonders ausge- 
wählt und auf ihren Dienst sorgfältig vorbereitet 
sind. 

Für diesen Personenkreis sind deshalb berufliche 
Erfahrung, mindestens aber eine abgeschlossene 
Berufsausbildung Voraussetzung für die Mitarbeit 
in jeder Art von Vorhaben in den Entwicklungslän- 
dern. Die Anforderungen der Partner und die erfor- 
derlichen Qualifikationen bestimmen deshalb die 
Größe der in Betracht kommenden Gruppe; sie füh- 
ren auch dazu, daß die Mehrzahl der Entwicklungs- 
helfer heute zwischen 25 und 35 Jahre alt ist. 

Das wichtigste Instrument der staatlichen Unter- 
stützung für die Entwicklungshelfer ist das im 
Jahre 1969 geschaffene und in Europa einzigartige 
Entwicklungshelfer-Gesetz (EhfG). Es gewährt den 
Entwicklungshelfern ein angemessenes Unterhalts- 
geld, das mit einem Kaufkraftausgleich den Bedin- 
gungen des jeweiligen Gastlandes angepaßt ist; es 
bietet Versicherungschutz bei Krankheit und Unfall 
und es verpflichtet den Bund zu Leistungen bei 
Invalidität und Tod. 

Das EhfG sieht darüber hinaus Wiedereingliede- 
rungshilfen bei der Rückkehr, Maßnahmen der be- 
ruflichen Wiedereingliederung und den Anspruch 
auf Arbeitslosenbeihilfe für diejenigen vor, die 
nicht unmittelbar nach der Rückkehr einen Ar- 
beitsplatz finden. 

Die Bundesregierung gewährleistet, daß die Ent- 
wicklungshelfer vor ihrem Einsatz eine sorgfältige 
landeskundliche und vor allem sprachliche Vorbe- 
reitung erfahren. 

Die Bundesregierung hat im Jahre 1985 den Kreis 
der fünf staatlich anerkannten Entwicklungsdien- 
ste um einen weiteren Dienst durch Anerkennung 
und Förderung aus öffentlichen Mitteln vergrößert. 
Ebenfalls im Jahre 1985 hat die Bundesregierung 
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gemeinsam mit der französischen Regierung den 
Appell des Europäischen Rates von 1984 in Fontai- 
nebleau aufgegriffen, „Maßnahmen zu unterstüt- 
zen, die es jungen Europäern erlauben, gemeinsam 
als Freiwillige in Entwicklungsprojekten in der 
Dritten Welt mitzuarbeiten“. 

Beide Regierungen haben zunächst als deutsch- 
französiche Initiative ein „Europäisches Freiwilli- 
genprogramm“ ins Leben gerufen, das auch junge 
Menschen aus anderen Mitgliedsstaaten der Ge- 
meinschaft zur Mitarbeit gewinnen will. Das Euro- 
päische Freiwilligenprogramm soll auch jüngeren 
Menschen als den bisher mindestens 21jährigen 
Entwicklungshelfern die Chance geben, an Projek- 
ten in der Dritten Welt mitzuarbeiten. Inzwischen 
haben unter diesem Programm junge deutsche 
Freiwillige zusammen mit jungen Franzosen ihre 
Arbeit in sechs westafrikanischen Ländern aufge- 
nommen. Um auch für diese Gruppe junger Deut- 
schen den Schutz des Entwicklungshelfer-Gesetzes 
zu gewähren, ist nach einer Initiative aus dem Par- 
lament das Eingangsalter des EhfG von 21Jahren 
auf 18 Jahre heruntergesetzt worden. 

Durch Förderung der Arbeit des Freiwilligenpro- 
gramms der Vereinten Nationen (United Nations 
Volunteers) und seiner Werbemaßnahmen in der 
Bundesrepublik will die Bundesregierung jungen 
Deutschen auch zu diesem Programm Zugang ver- 
schaffen. 

Neben der bisher schon bestehenden Möglichkeit, 
Entwicklungsdienst statt Wehr- oder Zivildienst zu 
leisten, besteht nach der Änderung des Zivildienst- 
Gesetzes vom 1. Juli 1986 eine weitere Möglichkeit, 
einen vom Zivildienst befreienden Dienst „der das 
friedliche Zusammenleben der Völker fördern will“ 
in den Ländern der Dritten Welt zu leisten. Er un- 
terscheidet sich vom Entwicklungsdienst insoweit, 
als er kein beruflich qualifizierter Fachdienst ist; 
soziales Engagement der Helfer und persönliche 
Eignung setzt er in gleichem Maße voraus. 

Eine weitere von der Bundesregierung geförderte 
Möglichkeit zu „Lernaufenthalten“ in Entwick- 
lungsländern ist das ASA-Programm (Arbeits- und 
Studienaufenthalte in Afrika, Lateinamerika und 
Asien). Es vermittelt und fördert Arbeits- oder Stu- 
dienaufenthalte von drei- bis sechsmonatiger Dauer 
für Studenten, Jungakademiker und junge Berufs- 
tätige ohne akademische Ausbildung. Das Pro- 
gramm ist im Vorfeld der personellen Zusammenar- 
beit mit Entwicklungsländern angesiedelt; sein 
Hauptzweck ist die Motivation junger Deutscher 
für eine Tätigkeit im Rahmen der Entwicklungshil- 
fe. 

Auch die Förderungsmaßnahmen zum Jugendaus- 
tausch mit den Ländern der Dritten Welt (z. B. 
work-camps und Fortbildungsseminare; siehe im 
einzelnen dazu Antwort zu Frage L 5) kommen 
nicht zuletzt solchen Jugendgruppen zugute, die 
sich bereits in der Bundesrepublik Deutschland 
durch Aufklärung, Sammelaktionen, Dritte-Welt- 
Läden oder die Übernahme von „Patenschaften“ für 
Projekte in den Entwicklungsländern in besonderer 
Weise für die Menschen in der Dritten und Vierten 
Welt engagieren. 


2. Welche Probleme ergeben sich für zurückge- 
kehrte Entwicklungshelfer und welche Lösungs- 
möglichkeiten sieht hierbei die Bundesregie- 
rung? 

Probleme für zurückgekehrte Entwicklungshelfer 
entstehen, soweit sie nicht aus einem öffentlichen 
Dienstverhältnis beurlaubt waren, nur von der je- 
weiligen Lage am Arbeitsmarkt her. 

Der Prozentsatz der unmittelbar nach der Rück- 
kehr arbeitslosen Entwicklungshelfer liegt etwa so 
hoch wie die allgemeine Arbeitslosenquote. Nach 
Ablauf von sechs Monaten sind jedoch die meisten 
Rückkehrer beruflich reintegriert. Die relativ 
schnelle berufliche Reintegration wird dadurch er- 
leichtert, daß für den Eintritt in den Entwicklungs- 
dienst mindestens eine abgeschlossene Berufsaus- 
bildung gefordert wird und der Erwerb von Berufs- 
erfahrung unter den erschwerten Bedingungen der 
Entwicklungsländer nicht nur fachlich, sondern 
auch in sozialer und pädagogischer Hinsicht qualifi- 
ziert. 

Alle zurückgekehrten Entwicklungshelfer erhalten 
eine sich nach der Zahl der Einsatzmonate berech- 
nende Wiedereingliederungsbeihilfe; diese wird 
auch für mitausgereiste Ehepartner und Kinder ge- 
währt. Nach der „Entwicklungshelfer-Förderungs- 
verordnung“ fördert die Bundesanstalt für Arbeit 
die berufliche Fortbildung und Umschulung von zu- 
rückgekehrten Entwicklungshelfern. Daneben be- 
steht ein Stipendienprogramm für Rückkehrer mit 
dessen Durchführung die Bundesregierung einen 
privaten Träger unter Beteiligung der staatlich an- 
erkannten Entwicklungsdienste beauftragt hat. 


R. Jugend und Verbände 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung das ehrenamt- 
liche Engagement junger Menschen in Vereinen 
und Verbänden aller Art? 

Wie wird dieses Engagement auf Bundesebene 
und in den einzelnen Bundesländern bzw. Kom- 
munen gefördert? 

Die Frage ist in ihrem Kern identisch mit der Frage 
29c in der Großen Anfrage „Zur Situation der Ju- 
gend und der Jugendhilfe in der Bundesrepublik 
Deutschland“ der Fraktion der SPD (Bundestag- 
Drucksache 10/4942), auf die die Bundesregierung 
am 15. Oktober 1986 geantwortet hat (Bundestag- 
Drucksache 10/6167). Die Frage wird deshalb im 
wesentlichen auch gleichlautend beantwortet. 

Vereine, Verbände, Initiativen und Gruppen bieten 
für Jugendliche ein breites und vielfältiges Feld des 
Engagements und der Mitgestaltung. Sie sind wich- 
tige Einrichtungen zum Einüben kontinuierlicher 
Mitverantwortung im Gemeinwesen. 

Nach der letzten amtlichen Personalstrukturerhe- 
bung des Statistischen Bundesamtes für den Be- 
reich der Jugendhilfe waren 1974 allein im Bereich 
der Jugendarbeit (ohne Sport) über 256 000 ehren- 
amtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter tätig. 
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Teilerhebungen und Hochrechnungen aus jüngerer 
Zeit lassen den Schluß zu, daß das Ausmaß des 
ehrenamtlichen Engagements in der Jugendarbeit 
heute kaum geringer ist. Die Bundesregierung sieht 
in diesem beachtlichen Engagement ein ermutigen- 
des Zeichen, das vor allem jene Kritiker wiederlegt, 
die Anhaltspunkte dafür gefunden zu haben glau- 
ben, daß junge Menschen heute den „Rückzug ins 
Private“ höher bewerten als aktive Mitarbeit bei 
der Gestaltung und Weiterentwicklung unserer Ge- 
sellschaft. 

Die Bundesregierung betrachtet den Beschluß der 
Jugendministerkonferenz zur Förderung des ehren- 
amtlichen Engagements in der Jugendarbeit vom 
14. Mai 1982 als eine wichtige Leitlinie und Orien- 
tierungshilfe für die weiteren staatlichen Bemü- 
hungen auf diesem Gebiet. 

Die wesentlichen Aussagen dieser Ministerempfeh- 
lung lauten: 

1. Verstärkte Information der Öffentlichkeit über 
Tätigkeitsfelder und Aufgaben ehrenamtlichen 
Engagements. 

2. Unterstützung und Förderung des ehrenamtli- 
chen Engagements in der Jugendhilfe, z. B. auch 
von Initiativen und Selbsthilfegruppen. 

3. Entlastung der Träger von bürokratischen An- 
forderungen, z. B. auch Vereinfachung von Zu- 
schuß- und Nachweisverfahren, insbesondere 
im Hinblick auf die Verwaltungsvorschriften zu 
den Haushaltsordnungen des Bundes und der 
Länder. 

4. Vorbereitung, Einführung und fachliche Qualifi- 
kation von ehrenamtlichen Mitarbeitern. 

5. Beratung und Unterstützung von ehrenamtli- 
chen Mitarbeitern durch die Fachkräfte der Ju- 
gendhilfe. 

6. Partnerschaftliche Zusammenarbeit von haupt- 
und ehrenamtlich Tätigen in der Jugendhilfe. 

7. Vorbereitung und Motivierung von Fachkräften 
für die Zusammenarbeit mit ehrenamtlichen 
Mitarbeitern in der Jugendhilfe im Rahmen von 
Aus- und Fortbildung. 

8. Freistellungsregelungen zur Erfüllung von Auf- 
gaben in der Jugendhilfe. 

9. Verminderung finanzieller Belastungen der 
ehrenamtlichen Mitarbeiter, z. B. hinsichtlich 
der tatsächlichen Aufwendungen für ehrenamt- 
liche Mitarbeit. 

10. Unfall- und Haftpflichtversicherungssqhutz so- 
wie Rechtsschutz für ehrenamtliche Mitarbeit. 

11. Erweiterung und Verbesserung bestehender 
einkommenssteuerrechtlicher Vergünstigungen 
für Entschädigungen und bei Aufwendungen im 
Rahmen ehrenamtlicher Tätigkeit. 

12. Berücksichtigung ehrenamtlichen Engage- 
ments durch Zuteilung ortsnaher Studienplätze 
sowie bei der Entscheidung über den Einsatzort 
von Wehrdienst- und Zivildienstleistenden zur 
Fortsetzung ehrenamtlicher Tätigkeit. 


13. Einführung des bundeseinheitlichen Jugend- 
gruppenleiterausweises. 

14. Öffentliche und politische Anerkennung der 
ideellen Werte ehrenamtlicher Tätigkeit und öf- 
fentliche Bewußtmachung ehrenamtlichen En- 
gagements. 

15. Anerkennung durch Auszeichnungen, Ehrun- 
gen und öffentliche Würdigung ehrenamtlichen 
Engagements. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit trägt insbesondere durch 
die finanzielle Unterstützung von Maßnahmen zur 
Aus- und Fortbildung ehrenamtlicher Mitarbeite- 
rinnen und Mitarbeiter in der Jugendarbeit zur För- 
derung des ehrenamtlichen Engagements bei. Die 
Bundesregierung fördert dieses Engagement auch 
durch eine großzügige Freistellungspraxis im Rah- 
men der Sonderurlaubsverordnung für Bundesbe- 
amte und Richter im Bundesdienst. Diese Verord- 
nung enthält u. a. eine besondere Freistellungsrege- 
lung für die Teilnahme an Ausbildungslehrgängen 
sowie für die Tätigkeit ehrenamtlicher Jugendgrup- 
penleiterinnen und -leiter. Innerhalb der Arbeitsge- 
meinschaft der obersten Landesjugendbehörden 
wirkt das Bundesministerium für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit an den gemeinsamen 
Bund-Länder-Bemühungen um eine Verbesserung 
der Bedingungen für die ehrenamtliche Mitarbeit 
in der Jugendhilfe und Jugendarbeit mit. 


2. Die Jugendarbeit in der Bundesrepublik 
Deutschland wird nach wie vor in entscheiden- 
dem Umfang von Jugendverbänden getragen. 
Welchen Beitrag leistet die Bundesregierung, da- 
mit diesen Verbänden die ihnen zustehende poli- 
tische Anerkennung und Unterstützung zu- 
kommt? 

Für die Bundesregierung ist die Arbeit der Jugend- 
verbände von besonderer Bedeutung. Die Jugendar- 
beit der Jugendverbände hilft jungen Menschen bei 
der Erkenntnis, Artikulation und Vertretung ihrer 
Interessen. In ihrem Rahmen werden junge Men- 
schen zur konkreten Übernahme sozialer und poli- 
tischer Verantwortung motiviert, um sich als enga- 
gierte Bürger für die demokratische Ausgestaltung 
und Weiterentwicklung der Gesellschaft einzuset- 
zen. Die Arbeit der Jugendverbände bietet jungen 
Menschen die Möglichkeit 

— eigene und gesellschaftliche Interessen und Auf- 
gaben zu erkennen, zu artikulieren und wahrzu- 
nehmen 

— politische und soziale Probleme zu durchdenken 
und Konflikte friedlich auszutragen 

— demokratische Denk- und Verhaltensweisen zu 
entwickeln 

— praktische Erfahrungen sozialen Engagements 
zu machen 

— soziale Lernprozesse, z. B. das Einüben von Tole- 
ranz und Solidarität, selbst zu gestalten und mit- 
zubestimmen. 
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— soziale und kulturelle Interessen und Bildungs- 
bedürfnisse zu befriedigen 

— einseitige geistige, emotionale oder körperliche 
Anforderungen und Belastungen auszugleichen. 

Die Bundesregierung würdigt das bedeutsame ge- 
sellschaftliche und sozialpädagogische Engagement 
der Jugendverbände vor allem durch eine weitrei- 
chende und kontinuierliche finanzielle Förderung 
dieser Arbeit aus dem Bundesjugendplan. 

Jugendverbände sind gegenwärtig vor allem an fol- 
genden Bundes jugendplan-Programmen beteiligt: 

— Politische Bildung 

— Internationale Jugendarbeit mit zahlreichen Un- 
terprogrammen, z. B. multilaterale Programme, 
Förderung des europäischen Bewußtseins und 
jugendpolitischen Zusammenarbeit mit Ent- 
wicklungsl ändern 

— Kulturelle Bildung 

— Sportliche Jugendbildung 

— Freiwilliger Sozialer Dienst 

— Soziales Engagement 

— Jugendarbeit mit Behinderten 

— Zentrale Jugend- und Studentenverbände 

— Zentrale Fortbildungsstätten 

— Wirkungsanalysen und Weiterentwicklung der 
Jugendhilfe 

— Sonderplan Berlin 

— sonstige Einzelmaßnahmen. 

Der Anteil der verbandlichen Jugendarbeit an der 
Förderung aus dem Bundesjugendplan beläuft sich 
gegenwärtig auf insgesamt rd. 39 Mio. DM. 

Darüber hinaus unterstützt die Bundesregierung 
die Arbeit der zentralen Jugendverbände aus zahl- 
reichen weiteren Einzelplänen des Bundeshaus- 
halts, z. B. aus dem Haushalt der Bundesministe- 
rien für Bildung und Wissenschaft, für Innerdeut- 
sche Beziehungen und für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. Mittelbar partizipieren Jugend- 
verbände auch an Förderungsmaßnahmen des Aus- 
wärtigen Amtes. 

Im Bereich der Politikberatung macht sich die Bun- 
desregierung den Sachverstand von Mitarbeitern 
der Jugendverbände zunutze. Dies gilt insbeson- 
dere für die Mitwirkung von Jugendverbandsvertre- 
tern im Bundes jugendkuratorium, im Kuratorium 
des Deutsch-Französischen Jugendwerks sowie in 
den Sachverständigenkommissionen zur Erarbei- 
tung der Jugendberichte der Bundesregierung. Im 
Zuge der Arbeiten an der Neuordnung des Jugend- 
wohlfahrtsrechtes prüft das Bundesministerium für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit gegenwär- 
tig u. a., ob die Förderung der Jugendarbeit ein- 
schließlich der verbandlichen Jugendarbeit stärker 
rechtlich abgesichert werden kann. 


Die Bedeutung, welche die Bundesregierung dem 
Engagement der Jugendverbände beimißt, kommt 
nicht zuletzt in der ständigen Teilnahme von Regie- 
rungsvertretern an zentralen und repräsentativen 
Veranstaltungen der Jugendverbände zum Aus- 
druck. Dies gilt für die Vollversammlung des Deut- 
schen Bundes jugendringes ebenso wie für die Bun- 
deskonferenz und Delegiertentagungen der zentra- 
len Jugend- und Studentenverbände in der Bundes- 
republik Deutschland. 


3. Welche Unterstützung läßt die Bundesregierung 
solchen Aktivitäten im Bereich der Jugendarbeit 
zukommen, die außerhalb der traditionellen Ju- 
gendverbände angesiedelt sind? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglich- 
keit, die Jugendarbeit gemäß dem Subsidiaritäts- 
prinzip durch Stiftungen zu fördern? 

Neben den traditionellen Jugendverbänden enga- 
gieren sich zahlreiche bundeszentrale Träger der 
freien Jugendhilfe in der Jugendarbeit. Die Bundes- 
regierung mißt diesem Engagement, dies gilt auch 
für modellhafte Projekte von überwiegend örtlich 
oder regional tätigen Initiativ- und Selbsthilfegrup- 
pen, eine hohe Bedeutung bei. Sie fördert diese Ar- 
beit in beträchtlichem Umfang aus dem Bundesju- 
gendplan. Der Anteil der Förderung beträgt in die- 
sem Jahr annähernd 100 Millionen DM. 

Das Spektrum der Förderungsbereiche umfaßt vor 
allem die Politische Jugendbildung, die Internatio- 
nale Jugendarbeit, die Kulturelle Jugendbildung, 
die Jugendsozialarbeit und die soziale Bildung. 

Die Palette der Träger reicht von den Trägergrup- 
pen der Politischen Bildung über Fachorganisatio- 
nen und -institutionen der Kulturellen Jugendarbeit 
bis zu den Trägergruppen der Bundesarbeitsge- 
meinschaft Jugendaufbauwerk. Die Bundeswettbe- 
werbe „Jugend musiziert“, der Deutsche Jugendlite- 
raturpreis und der Deutsche Jugendfotopreis gehö- 
ren — neben zahlreichen anderen Bereichen — 
ebenso zu den herausragenden Förderungsschwer- 
punkten wie etwa die Programme , Arbeitsweltbezo- 
gene Jugendsozialarbeit“ und „Soziales Engage- 
ment“. 

Ein besonderes Förderungsprogramm gilt der Er- 
probung neuer Wege in der Jugendarbeit. Im sog. 
„Experimentierprogramm“ haben nicht zuletzt auch 
neue Träger wie etwa Selbsthilfe- und Initiativgrup- 
pen die Möglichkeit, durch Modellmaßnahmen zur 
Innovation und Weiterentwicklung der Jugendar- 
beit und des Bundesjugendplanes beizutragen. In 
der Förderung dieses Programmes finden sich neu- 
artige Projekte mit jungen Arbeitslosen, Projekte 
mit besonderer Ausrichtung auf die Bedürfnisse 
von Mädchen wie auch Projekte, die dem pädago- 
gisch verantwortbaren Umgang mit neuen Techno- 
logien dienen. 

Jugendstiftungen sind eine von mehreren Möglich- 
keiten, das Angebot außerschulischer Jugendarbeit 
und Jugendbildung zu verbreitern und zu qualifizie- 
ren. Schon vor über 20 J ahren wurde auf Anregung 
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und unter der Federführung des Bundesministers 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit die 
Stiftung Deutsche Jugendmarke gegründet Der 
Bundes] ugendplan und diese Stiftung ergänzen 
sich gegenseitig und haben auf der Bundesebene zu 
einer ebenso breiten wie gezielten Förderung ge- 
führt. 

Gegenwärtig gibt es in der Bundesrepublik 
Deutschland regional tätige Jugendstiftungen in 
den Bundesländern Baden-Württemberg, Schles- 
wig-Holstein und Bayern. Die drei Stiftungen unter- 
scheiden sich zum Teil erheblich voneinander. Dies 
gilt sowohl im Blick auf strukturelle Elemente wie 
Rechtsform, Trägerschaft, Organe und Finanzie- 
rung als auch hinsichtlich der Aufgabenstellung. 
Nach den Feststellungen der Bundesregierung hat 
man mit den drei Stiftungen auch unterschiedliche 
Erfahrungen gemacht. Bei dieser Sachlage wäre es 
verfrüht, ein bestimmtes Stiftungsmodell zu favori- 
sieren. Welche Aufgaben der Stiftung zugewiesen 
werden, wie die Stiftung rechtlich und organisato- 
risch konstruiert sowie finanziell ausgestattet wird, 
wird stark von den Gegebenheiten in der jeweiligen 
Region abhängen. Von daher sind durchaus unter- 
schiedliche Lösungsansätze in den verschiedenen 
Bundesländern denkbar. 


4. Innerhalb und außerhalb von Verbänden enga- 
gieren sich viele junge Menschen im Bereich des 
Sports. Angesichts der enormen Bedeutung, die 
der Sport für die Persönlichkeitsentfaltung jun- 
ger Menschen hat, ist zu fragen, wie die Bundes- 
regierung die Möglichkeiten der Ausdehnung der 
institutionellen und finanziellen Förderung 
sportlicher Betätigungsmöglichkeiten gerade für 
junge Menschen beurteilt? 

Die Förderung von Bewegung, Spiel und Sport ist 
unverzichtbarer Bestandteil von Bildung und Erzie- 
hung junger Menschen. Die Entwicklung geistiger 
und kreativer Fähigkeiten, die Förderung von 
Phantasie und Gemeinschaftsgefühl und die sportli- 
che Betätigung gehören zusammen. Die Bundesre- 
gierung unterstützt daher im Rahmen ihrer Zustän- 
digkeit die Ausgestaltung und Weiterentwicklung 
des Sportangebotes in IGndergarten, Schule und 
Hochschule. Insbesondere hat sie ihre Unterstüt- 
zungsbereitschaft für alle Maßnahmen der Länder 
im Rahmen des 1985 der Öffentlichkeit übergebe- 
nen Aktionsprogramms für den Schulsport aus- 
drücklich bekräftigt. Die Unterstützungsbereit- 
schaft umfaßt insbesondere die Förderung von Mo- 
dellversuchen und Forschungsvorhaben im Rah- 
men der gemeinsamen Bildungsplanung von Bund 
und Ländern. 

Die Bundesregierung fördert aus dem Bundesju- 
gendplan die sportliche Jugendarbeit der Deut- 
schen Sportjugend und ihrer Mitgliedverbände. Im 
Jahre 1986 wurden dafür rd. 4,11 Mio. DM zur Verfü- 
gung gestellt. 

Mit diesen Mitteln werden für bundeszentrale Maß- 
nahmen Personalkosten, Kurse und Arbeitstagun- 
gen in der Jugendarbeit sowie die für die Erfüllung 


der Aufgaben erforderlichen Arbeitsmaterialien be- 
zuschußt. 

Darüber hinaus wurden 1986 350 000 DM für Kurse 
und Arbeitstagungen der sportlichen Jugendbil- 
dung der Jugendverbände zur Verfügung gestellt. 

Für die Durchführung der Bundes jugendspiele 
1986/87 wurden 700 000 DM bereitgestellt Die jähr- 
lich durchgeführten Bundes jugendspiele leisten ei- 
nen wertvollen Beitrag, junge Menschen für einen 
Sport zu gewinnen, der ihnen lebenslang Freude 
bereiten, ihr Selbstvertrauen stärken und sie kör- 
perlich und seelisch gesunderhalten kann. Die Bun- 
desjugendspiele wollen damit aufzeigen, daß mit 
Sport die Freizeit in jugendgemäßer Gemeinschaft 
sinnvoll gestaltet werden kann. 

An den Kosten des Bundeswettbewerbs der Schu- 
len „Jugend trainiert für Olympia“, an dem jährlich 
rd. 580 000 Jugendliche teilnehmen, beteiligt sich 
die Bundesregierung mit rd. 1,1 Mio. DM pro Jahr. 
Die Bundesregierung sieht in dem Wettbewerb eine 
ausgezeichnete Gelegenheit, das Sportinteresse 
junger Menschen zu wecken und die Verbindung 
zwischen Schulen und Sportvereinen zu verbessern 
sowie Talente zu erkennen und zu fördern. Da die 
Finalveranstaltungen mit rd. 7 000 Teilnehmern in 
zehn von elf Sportarten im Frühjahr und Herbst 
eines jeden Jahres in Berlin stattfinden, kommt 
dem Wettbewerb auch eine besondere Berlin-politi- 
sche Bedeutung zu. 

Im Rahmen ihrer Zuständigkeit und unter Berück- 
sichtigung der finanziellen Möglichkeiten ist die 
Bundesregierung bemüht, sportliche Betätigungs- 
möglichkeiten für junge Menschen weiterhin zu 
fördern. 

Dabei muß jedoch auch der demographischen Ent- 
wicklung in der Bundesrepublik Deutschland Rech- 
nung getragen werden. 


S. Bundesjugendplan 

1. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 
zum weiteren Ausbau des Bundesjugendplans? 

Der Bundes jugendplan ist das zentrale jugendpoli- 
tische Förderungsinstrument der Bundesregierung. 
Zu den beherrschenden Kennzeichen des Bundes- 
jugendplanes, der in diesem Jahr 36 Jahre besteht, 
gehörten vor allem drei Merkmale: 

— die Breite seines Förderungsspektrums mit ei- 
ner Vielzahl von Programmen und Trägern 

— ein hohes Maß an Anpassungsfähigkeit und Be- 
weglichkeit angesichts sich ständig verändern- 
der Entwicklungen in der „Jugendszene“ und Ju- 
gendhilfe 

— der Verzicht auf staatlichen Dirigismus und die 
partnerschaftliche Zusammenarbeit von Staat 
und Trägern der freien Jugendhilfe. 

Die Geschichte des Bundesjugendplanes spiegelt 
wie ein Seismograph die wechselvolle Entwicklung 
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im Jugendbereich wider. Sie belegt, daß dieses För- 
derungsprogramm flexibel, unbürokratisch und 
wirtschaftlich auf die Bedürfnisse der Jugend und 
die Anforderungen der Jugendhilfe eingegangen ist. 
Sie weist aber zugleich auch nach, daß der Bundes- 
jugendplan nicht bei der Reaktion auf bereits einge- 
tretene Entwicklungen stehenblieb, sondern durch 
zukunftsorientierte Maßnahmen immer auch prä- 
ventiv wirksam wurde. 

Die Weiterführung und Fortentwicklung des Bun- 
desjugendplanes gehört zu den erklärten jugendpo- 
litischen Zielen der Bundesregierung. Mit der Über- 
prüfung der Förderungsziele und -Inhalte wurde im 
Lichte neuerer Erkenntnisse zur Jugendsituation, 
insbesondere vor dem Hintergrund des Schlußbe- 
richts der Enquete-Kommission „Jugendprotest im 
demokratischen Staat“ des Deutschen Bundestages 
und der in letzter Zeit vorgelegten Jugendstudien 
begonnen. 

Ziel der Förderungspolitik der Bundesregierung ist 
es, die kontinuierliche Förderung der bewährten 
Breitenprogramme des Bundesjugendplanes zu ge- 
währleisten und zugleich sicherzustellen, daß auch 
künftig — in enger Zusammenarbeit mit den Län- 
dern und den Trägern der freien Jugendhilfe — 
schnell und wirksam akuten oder sich abzeichnen- 
den Problem- und Bedarfslagen im Bereich der Ju- 
gendhilfe begegnet werden kann. Als mittelfristige 
Planungen sind u. a. vorgesehen: 

— der Ausbau des Freiwilligen Sozialen Jahres 

— die Betonung von Maßnahmen zur Förderung 
des sozialen Engagements 

— die Verstärkung der Hilfen für Jugendliche ohne 
Arbeits- und Ausbildungsplatz unter besonderer 
Berücksichtigung von Mädchen 

— die Qualifizierung medienpädagogischer Ange- 
bote in der Kulturellen Jugendarbeit 

— die Intensivierung und Ausweitung der Interna- 
tionalen Jugendarbeit, insbesondere der Ausbau 
des deutsch-amerikanischen Jugendaustausches 
und die Verstärkung der Bemühungen um die 
Einbeziehung mittel- und osteuropäischer Län- 
der 

— die stärkere Gewichtung des Programmes „Wir- 
kungsanalyse und Weiterentwicklung der Ju- 
gendarbeit“ unter Einbeziehung von alternati- 
ven Projekten und Selbsthilfegruppen 

— die Qualifizierung der Jugendarbeit und außer- 
schulischen Jugendbildung unter besonderer 
Berücksichtigung aktueller jugendpolitischer 
Schwerpunkte: Mädchenarbeit, Hilfen für junge 
Ausländer und Aussiedler, Behindertenarbeit 
u. a. m. 

— Ausbau und Ausweitung des Programmes „Zen- 
trale Jugendverbände“, u. a. durch Aufnahme 
neuer bundeszentraler Verbände in die Förde- 
rung. 

Ziel der Ausbaubemühungen der Bundesregierung 
ist es auch, den Bundesjugendplan zu einem Instru- 


ment weiterzuentwickeln, durch das die „Begeg- 
nung der Generationen“ gefördert wird. Dadurch 
soll nicht zuletzt der drohenden gesellschaftlichen 
Ausgrenzung jimger Menschen und der wachsen- 
den Isolation älterer Menschen begegnet werden. 
In zahlreichen Feldern der Jugendarbeit sollen des- 
halb mehr denn je auch erwachsene Teilnehmer die 
Chance zur Begegnung und zum Gespräch mit jun- 
gen Menschen erhalten und umgekehrt. 

Schon heute können erwachsene Mitarbeiter und 
pädagogische Multiplikatoren — gemeint sind Bür- 
ger, die in ihrem sozialen und beruflichen Umfeld 
besonders enge Kontakte zu jungen Menschen un- 
terhalten — auch in die finanzielle Förderung des 
Bundesjugendplanes einbezogen werden. Es wird 
künftig verstärkt darum gehen, auch andere Er- 
wachsene in die Jugendarbeit einzubeziehen, ohne 
daß dadurch zusätzliche finanzielle Belastungen für 
den Bundesjugendplan entstehen. 

Bei der Weiterentwicklung des Bundesjugendpla- 
nes kommt der Wirkungsanalyse geförderter Pro- 
jekte und Programme besondere Bedeutung zu. So 
erhofft sich die Bundesregierung z. B. von den ge- 
genwärtig laufenden wissenschaftlichen Untersu- 
chungen über den Deutschen Jugendliteraturpreis 
(Universität Frankfurt), die Erlebnispädagogik der 
deutschen Kurzschulen (Bundeswehrhochschule 
Hamburg) und den Wettbewerb „Jugend musiziert“ 
(Universität Bonn) wertvolle Aufschlüsse über die 
Effizienz dieser Bereiche, die für die Weiterentwick- 
lung des Bundesjugendplanes genutzt werden sol- 
len. 

Mit Hilfe des sog. „Experimentierprogrammes“ des 
Bundesjugendplanes werden neue inhaltliche und 
methodische Wege der Jugendarbeit erprobt und im 
Hinblick auf ihre Umsetzbarkeit in die Praxis gete- 
stet. 

Eine verhältnismäßig schnell und anschaulich orga- 
nisierte Form der Wirkungsanalyse stellen Präsen- 
tationen der Träger der Jugendarbeit dar, durch die 
neue Wege der Jugendarbeit, insbesondere in der 
Politischen Jugendbildung, vorgestellt und disku- 
tiert werden. 

Zur Weiterentwicklung des Bundes jugendplanes 
gehört auch die Aufgabe, das rechtliche und techni- 
sche Förderungssystem laufend auf seine Anwend- 
barkeit zu überprüfen und den Bedürfnissen der 
Praxis anzupassen. Leitgedanke der ständigen Be- 
mühungen der Bundesregierung um Verwaltungs- 
erleichterungen ist das Bestreben, die im Bereich 
der Förderung tätigen Mitarbeiter der freien Ju- 
gendhilfe, die zu einem erheblichen Teil ehrenamt- 
lich oder nebenamtlich tätig sind, von vermeidba- 
ren und nicht selten überfordernden Verwaltungs- 
arbeiten zu entlasten. Dies kann natürlich nicht auf 
Kosten der unverzichtbaren haushaltsrechtlichen 
Erfordernisse gehen. Eine Vereinfachung, die keine 
Nachprüfung mehr erlaubt, ob die öffentlichen Mit- 
tel sparsam, sachgerecht, effektiv und zweckent- 
sprechend verwendet wurden, wäre untragbar. 

Durch die am 1. Januar 1986 in Kraft getretene Neu- 
fassung der Richtlinien für den Bundesjugendplan 
(RL-BJP) wurden die Förderungsvorschriften 
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— gestrafft und überschaubarer gemacht 

— stärker auf die Notwendigkeiten der Praxis zu- 
geschnitten 

— nach Form und Inhalt zu einer leicht lesbaren 
Arbeitshilfe für die Förderungspraxis ausgestah 
tet. 

An die Stelle des bisherigen „dualen Systems“ (All- 
gemeine Richtlinien und jährlich neu erscheinen- 
der Durchführungserlaß) trat ein geschlossenes 


Richtlinienwerk. Zu den herausragenden Verwal- 
tungsvereinfachungen gehören insbesondere die 
Einführung von Personalkostenpauschalen und 
eine Reihe erleichternder Verfahrensregelungen. 

Die Bundesregierung ist bemüht, Richtlinien und 
Förderungsprogramme in enger und vertrauensvol- 
ler Zusammenarbeit mit allen Beteiligten praxisge- 
recht weiterzuentwickeln und die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, daß die sachlich gebotenen Inno- 
vationen verwirklicht und bewährte Förderungsbe- 
reiche weitergeführt werden können. 
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Übersicht zu Frage E.l 

Arbeitslose Jugendliche unter 20 Jahren 
im Bundesgebiet — Monatszahlen seit 1982 


Anhang 



Arbeitslose unter 20 Jahren 

zum Ver- 
gleich: 
Arbeits- 
losen- 
quote 
für alle 
Alters- 
gruppen 

Jahr/ 

Ende 

des Monats 

Anzahl 

Verände- 
rung ge- 
genüber 
Vorjahr 
in % 

Arbeits- 

losen- 

quote 

1982 

Januar 

165 336 

+ 6U 

7,6 

8,2 

Februar 

165 071 

+ 59,3 

7,6 

8,1 

März 

155 239 

+ 53,7 

7,2 

7,6 

April 

135 949 

+ 56,3 

6,3 

7,2 

Mai 

125 167 

+ 55,2 

5,8 

0,9 

Juni 

135 182 

+ 5i,i 

6,3 

6,8 

Juli 

168 720 

+ 45,6 

7,9 

7,2 

August 

185 042 

+ 4i,5 

8,6 

7,4 

September 

187 214 

+ 41,6 

8,7 

7,5 

Oktober 

186 801 

+ 41,7 

8,7 

7,9 

November 

190 851 

+ 36,7 

8,9 

8,4 

Dezember 

203 022 

+ 29,7 

9,5 

9,1 

1983 

Januar 

212 649 

+ 23,6 

9,9 

10,2 

Februar 

216 353 

+ 31,1 

10,1 

10,4 

März 

203 075 

+ 30,8 

9,5 

- 9,8 

April 

175 143 

+ 28,8 

8,2 

9,2 

Mai 

157 942 

+ 26,2 

7,4 

8,8 

Juni 

168 252 

+ 24,5 

7,8 

8,7 

Juli 

198 445 

+ 17,6 

9,4 

8,9 

August 

209 943 

+ 13,5 

10,0 

8,9 

September 

199 141 

+ 6,4 

9,4 

8,6 

Oktober 

186 739 

± 0,0 

8,9 

8,7 

November 

182 257 

- 

8,6 

8,8 

Dezember 

190 494 

- 6,2 

9,0 

9,5 

1984 

Januar 

191 425 

- 10,0 

9,1 

10,2 

Februar 

189 922 

-12,2 

9,0 

10,2 

März 

175 033 

-13,8 

8,3 

9,6 

April 

149 483 

-14,7 

7,1 

9,1 

Mai 

133 120 

-15,7 

6,3 

8,6 

Juni 

137 495 

-18,3 

6,5 

8,5 

Juli 

170 352 

-14,2 

8,1 

8,9 

August 

183 734 

-12,5 

8,7 

8,9 

September 

172 875 

-13,2 

8,2 

8,6 

Oktober 

158 541 

-15,1 

7,5 

8,6 

November 

155 212 

-14,9 

7,4 

8,8 

Dezember 

162 899 

-14,5 

7,7 

9,4 


Jahr/ 

Ende 

des Monats 

Arbeitslose unter 20 Jahren 

zum Ver- 
gleich: 
Arbeits- 
losen- 
quote 
für alle 
Alters- 
gruppen 

Anzahl 

Verände- 
rung ge- 
genüber 
Vorjahr 
in % 

Arbeits- 

losen- 

quote 

1985 





Januar 

169 271 

-11,6 

8,2 

10,6 

Februar 

168 949 

-11,0 

8,1 

10,5 

März 

158 992 

- 9,2 

7,7 

10,0 

April 

139 596 

- 6,6 

67 

9,1 

Mai 

128 559 

- 3,4 

6,3 

8,6 

Juni 

139 263 

+ 1,3 

6,7 

8,7 

Juli 

168 505 

- 1,1 

8,1 

9,0 

August 

181 776 

- 1,1 

8,8 

8,9 

September 

174 142 

+ 0,7 

8,9 

8,7 

Oktober 

159 392 

+ 0,5 

8,1 

8,6 

November 

156 416 

+ 0,8 

8,0 

8,9 

Dezember 

163 341 

+ 0,3 

8,3 

9,4 

1986 





Januar 

167 244 

- 1,2 

8,5 

10,4 

Februar 

163 283 

- 3,4 

8,3 

10,4 

März 

153 389 

- 3,5 

7,8 

9,8 

April 

129 926 

- 6,9 

6,6 

9,0 

Mai 

117 855 

- 8,3 

6,0 

8,5 

Juni 

125 037 

-10,2 

6,4 

8,4 

Juli 

150 408 

-10,7 

7,7 

8,6 

August 

159 097 

-12,5 

8,1 

8,5 

September 

150 748 

-13,4 

7,7 

8,2 

Oktober 

135 305 

-15,1 

6,9 

8,1 
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